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VON KLAUS KELLE

E in erster Stimmungstest nach 
der Bundestagswahl 2021 und 
dem Regierungswechsel in Ber-
lin sollte die Landtagswahl am 

Sonntag im Saarland sein. Beim kleinsten 
deutschen Flächenland mit nicht einmal 
einer Million Einwohnern und 63 Prozent 
Wahlbeteiligung sollte man mit Rück-
schlüssen für das ganze Land sicher zu-
rückhaltend sein. Der Erdrutschsieg der 
SPD in der einstigen CDU-Hochburg an 
der Saar wird die Republik nicht erschüt-
tern. Möglicherweise aber die CDU.

Das traurige Erbe der Ära Merkel 
Denn für die Union war diese Wahl die 
erste in einem neuen Abschnitt ihrer Par-
teigeschichte. Erst Ende Januar hatte die 
Bundes-CDU nach mehrjährigem Tauzie-
hen den Sauerländer Friedrich Merz im 
dritten Anlauf an die Spitze der Partei 
Adenauers und Kohls gewählt. Für viele 
Mitglieder die letzte Chance, nicht das 
traurige Schicksal der Democrazia Christ-
iana in Italien teilen zu müssen. 

Vor allem für die letzten verbliebenen 
Unions-Konservativen ist Merz nach den 
frustrierenden Jahren unter Merkel, 
Kramp-Karrenbauer und Laschet Hoff-
nungsträger, obwohl er selbst gar kein 
Konservativer sein will und wohl auch 
nicht ist. Und dann zum Einstand gleich 
ein Geschenk der Parteifreunde von der 

Saar: Machtverlust und ein sattes Minus 
von 12,2 Prozentpunkten. 

War es das also schon? Das nächste 
Strohfeuer an der Spitze der CDU? Vieles 
spricht dagegen. Denn das Debakel an der 
Saar ist keineswegs Merz geschuldet, son-
dern dem farblosen bisherigen Amtsinha-
ber Tobias Hans. Ein Apparatschik mit 
klassischer Parteibuchkarriere, Ziehkind 
der Vorgängerin Annegret Kramp-Karren-
bauer, deren Fußstapfen er nie ausfüllen 
konnte. Persönlich nicht überzeugend, im 
Vergleich mit seiner Wirtschaftsministe-
rin Anke Rehlinger von der SPD, die land-
auf und landab tourte, um Wähler zu ge-
winnen, blass und phantasielos. Zudem 
machte Hans jeden Zeitgeist-Unfug brav 
mit – also genau das, was die Mehrheit der 
CDU-Anhänger leid sind: Abkehr von al-
ten Grundüberzeugungen, dafür Gender-
Gaga, Ausgrenzung von Impfgegnern und 
nicht zuletzt die öffentliche Aufforderung 
an den Parteifreund Hans-Georg Maaßen, 
die CDU zu verlassen. Einfach weil Kon-
servative nicht mehr gefragt seien.

In der Summe ist die Abwahl von Hans 
ein Segen für die CDU, denn die Wahl von 
Merz zum Bundesvorsitzenden ist nicht 
die Lösung aller Probleme, sondern der 
erste Schritt, um wieder halbwegs auf al-
tes Wählerniveau zurückzukehren. Weiter 
geht es mit den Landtagswahlen in Nord-
rhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen. In den beiden erstge-
nannten Ländern regieren CDU-Minister-

präsidenten, in Hannover sitzt die Partei 
als Juniorpartner am Kabinettstisch. Auch 
das können bittere Wahlabende für Merz 
und die Seinen werden. Besonders in Kiel, 
wo Ministerpräsident Daniel Günther den 
gleichen Politikertypus verkörpert wie 
der Saarländer Hans.

Erneuerung durch Rückbesinnung
Ob Merz der Neuaufbau der CDU gelingen 
wird, ist also mehr als offen. Die CDU von 
heute ist längst nicht mehr die Partei Hel-
mut Kohls. Und nicht wenige in der heuti-
gen Führung wünschen ihrem Bundesvor-
sitzenden von Herzen jeden Misserfolg.

Die CDU muss sich erneuern, natür-
lich. Aber auf der Grundlage eigener 
Überzeugungen, auf einem Wertefunda-
ment, das das „C“ im Namen noch recht-
fertigt, und dann marktwirtschaftlich, 
europäisch, transatlantisch, familien-
freundlich – das ist der Kurs. Deshalb hat 
früher fast die Hälfte der deutschen Wäh-
ler bei der Union ihr Kreuzchen gesetzt. 

Niemand wollte vor Merkel eine Uni-
on, die sich mit der Frage beschäftigt, wie 
viele Geschlechter es gibt, ob Windflügel 
und Sonnenschein ein hochindustriali-
siertes Land mit Energie versorgen kön-
nen und ob man die Atomkraftwerke ab-
schalten sollte. Und niemand war CDU-
Mitglied geworden, damit Millionen jun-
ger Männer weitgehend unkontrolliert 
aus dem islamischen Kulturkreis in unse-
re Sozialsysteme einwandern.

Die Aufgabe, die vor Friedrich Merz 
liegt, ist gewaltig. Und sie ist vielschichtig, 
denn ein neues Parteiprogramm, ein paar 
neue Talente aus der zweiten Reihe – das 
reicht ja nicht aus. Der Vorsitzende hat 
nach seiner Wahl auch den Zugriff auf die 
Bundestagsfraktion gewagt – richtig so. 
Wer ernsthaft den Anspruch erheben will, 
Kanzler der Bundesrepublik Deutschland 
werden zu wollen, der muss die Speerspit-
ze der Opposition im Parlament sein und 
dort die Regierung an jedem einzelnen 
Tag stellen, im besten Fall vorführen.

Und er muss die Parteizentrale unter 
Kontrolle bekommen, in der weitgehend 
noch die Leute der Merkel-Ära hochbe-
zahlt herumhocken und von schwarz-grü-
nen Bündnissen träumen. Nicht zuletzt 
muss Merz aus der behäbig gewordenen 
Konrad-Adenauer-Stiftung, die zuletzt als 
Versorgungsinstitut für altgediente CDU-
Politiker herhalten musste, wieder einen 
schlagkräftigen ThinkTank machen. 

Die verlorene Landtagswahl im Saar-
land ist für die CDU kein Beinbruch, son-
dern vielmehr Grund für einen konse-
quenten Neuanfang. Gut möglich, dass 
weitere Wahlschlappen folgen. Umso 
konsequenter muss nun das Fundament 
geschaffen werden für die Zukunft. Auch 
bei den Köpfen an der Spitze, die mitver-
antwortlich für den traurigen Zustand der 
Partei sind. Sie sollten es machen wie To-
bias Hans: Verantwortung übernehmen, 
und ihre Sachen packen.

POLITIK

Eine heftige Niederlage, die sich  
als Segen erweisen könnte

Die Wahl an der Saar endete für die CDU mit einem Debakel. Für ihren neuen Vorsitzenden ist das keineswegs 
eine schlechte Nachricht – sondern vielmehr der Auftrag für einen konsequenten Neuaufbau der Union
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Russischer 
Exodus

Während der Kreml in der 
Ukraine Krieg führt,  

kehren zu Hause immer  
mehr Russen ihrer Heimat  

den Rücken  Seite 3
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VON WOLFGANG KAUFMANN

I m August 2021 versprach die Bun-
desregierung auf ihrer Internetsei-
te mit Blick auf die zukünftig ge-
planten Maßnahmen zur Eindäm-

mung des Virus SARS-CoV-2: „Eine 
Impfpflicht wird es nicht geben.“ Diesel-
be Botschaft verkündete der damalige 
SPD-Kanzlerkandidat und nunmehrige 
Bundeskanzler Olaf Scholz am 12.  Sep-
tember vorigen Jahres. Ebenso erklärte 
der damalige geschäftsführende Bundes-
gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) 
am 18.  November im deutschen Parla-
ment: „Es wird in dieser Pandemie keine 
Impfpflicht geben.“ 

Weniger als vier Wochen später,  am 
10. Dezember 2021, beschlossen der Bun-
destag und der Bundesrat allerdings eine 
Novellierung des Infektionsschutzgeset-
zes (IfSG), mit der alle Beschäftigten von 
Kliniken, Pflegeheimen, Arztpraxen, Re-
habilitationszentren und ähnlichen Ein-
richtungen sowie Rettungs- und Pflege-
diensten verpflichtet wurden, bis zum 
15. März 2022 einen Corona-Impf- oder 
Genesenen-Nachweis oder ein Attest 
über Impfunfähigkeit vorzulegen. Der am 
12. Dezember 2021 in Kraft getretene und 
vorerst bis zum 31. Dezember 2022 gel-
tende Paragraph 20a des IfSG läuft auf 
eine faktische Impfpflicht im Gesund-
heitswesen hinaus. Beschäftigten, welche 
die geforderten Nachweise oder Atteste 
nicht vorlegen, drohen Geldstrafen und 
weitere juristische Konsequenzen bis hin 
zum Betätigungs- beziehungsweise Be-
tretungsverbot. 

180-Grad-Wende der Politik
Daher ist eine Abwanderung von drin-
gend benötigten Fachkräften zu erwar-
ten, über deren Umfang momentan noch 
gestritten, gerätselt oder geschwiegen 
wird. In Frankreich jedenfalls haben nach 
der Einführung der Impfpflicht im Ge-
sundheitswesen zwei Prozent der dort 
Arbeitenden das Handtuch geworfen. Auf 
die Bundesrepublik übertragen, liefe das 
auf einen Verlust von rund 72.000  Be-
schäftigten mit ständigem Patientenkon-
takt hinaus.

Allerdings wären die Auswirkungen 
nicht überall im Lande gleich. So wurden 
im Stadtstaat Bremen, in dem der Anteil 

der „Grundimmunisierten“ an der Ge-
samtbevölkerung fast neun Zehntel be-
trägt, bislang nur 562 der rund 
60.000  Mitarbeiter im Gesundheitsbe-
reich dem Gesundheitsamt als unent-
schuldigt ungeimpft gemeldet. Mit etwa 
90  Prozent Impfquote liegt die Freie 
Hansestadt auch beim Personal von Kli-
niken, Heimen und ähnlichen Einrich-
tungen deutlich über dem Bundesdurch-
schnitt. 

Dahingegen sieht die Lage in Sachsen 
mit einer allgemeinen Grundimmunisier-
tenquote von 64,4  Prozent deutlich an-
ders aus. Dort gelten nur drei Viertel der 
Beschäftigten in Pflegeeinrichtungen als 
ausreichend geimpft, wobei die Werte 
zwischen 91 Prozent in Leipzig und rund 
50  Prozent im Landkreis Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge schwanken. Ähn-
liche Verhältnisse herrschen in den Arzt-, 
Zahnarzt- und Physiotherapiepraxen. 

Laut der Landeszahnärztekammer Sach-
sen sind ein Viertel der Zahnärzte und 
vier Zehntel von deren Personal unge-
impft. Weil die Inhaber keine Möglichkeit 
mehr sehen, den Betrieb aufrechtzuer-
halten, oder angesichts der Situation ent-
nervt in den vorzeitigen Ruhestand ge-
hen, werden wohl demnächst 273 Zahn-
arztpraxen in dem Freistaat schließen. 
Damit droht eine gravierende Unterver-
sorgung der Bevölkerung.

Bremen und Sachsen sind Extreme
Ähnliche Meldungen kommen aus ande-
ren Bereichen. So berechnete das im Ja-
nuar 2022 gegründete Therapeutennetz-
werk des Landkreises Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge, dem 68  Klinik-
therapeuten und 227  ambulante Praxis-
therapeuten angehören, dass bei einer 
Durchsetzung der einrichtungsbezoge-
nen Impfpflicht rund 13.800  Therapie-

einheiten pro Woche entfallen müssten. 
Weil sich die betroffenen Patienten ver-
stärkt in den Kliniken einfinden werden, 
droht dem Gesundheitswesen in der Re-
gion nun ein kompletter Kollaps.

Auch aus Bundesländern, in denen 
bislang noch keine derart dramatischen 
Folgen zu erwarten sind, ertönen nun im-
mer öfter kritische Stimmen, die den 
Sinn und Nutzen des Paragraphen 20a 
des IfSG in Frage stellen und ein pragma-
tischeres Vorgehen anmahnen. Stellver-
tretend für diese sei Benedikt Queins, 
Leiter eines Pflegeheimes im rheinland-
pfälzischen Worms, zitiert: „In den Pfle-
geeinrichtungen, wo wenige Ungeimpfte 
arbeiten, wird man sie tolerieren können. 
In den Einrichtungen, wo viele Unge-
impfte arbeiten, wird man sie akzeptieren 
müssen. Denn diese Mitarbeiter abzuzie-
hen, würde … die Versorgungssicherheit 
gefährden.“

Ist die Versorgungssicherheit gefährdet?
Die Abwanderung dringend benötigter Fachkräfte wird regional unterschiedlich stark ausfallen

Einrichtungsbezogene Impfpflicht Das entsprechende Gesetz lässt viele Fragen ungeklärt. Es drohen ein 
administratives Chaos und eine Verschärfung des Personalmangels in der Pflege mit regionalen Schwerpunkten

Personaldecke dünnt aus: Immer mehr medizinisches Personal kehrt dem Beruf den Rücken Foto: imago/YAY Images

Gemäß dem „Gesetz zur Stärkung der 
Impfprävention gegen COVID-19 und zur 
Änderung weiterer Vorschriften im Zu-
sammenhang mit der COVID-19-Pande-
mie“ melden die medizinischen Einrich-
tungen als erstes alle Mitarbeiter ohne 
Impf- oder Genesenennachweis bezie-
hungsweise Attest an das zuständige Ge-
sundheitsamt. Das Amt fordert die Betref-
fenden anschließend auf, die entspre-
chenden Papiere nachzureichen. Dem 
folgt im Weigerungsfall ein Bußgeld von 
bis zu 2500  Euro und in letzter Konse-
quenz schließlich ein Betretungs- und so-
mit auch Arbeitsverbot. 

In der Praxis wird das Ganze etwas 
komplizierter. Die Gesundheitsämter sind 
schon jetzt chronisch überlastet und un-

terbesetzt und der bürokratische Aufwand 
ist enorm. Die Ämter müssen nicht nur 
sämtliche Nachweise auf Echtheit und me-
dizinische Plausibilität prüfen, sondern 
auch entscheiden, ob ein Mitarbeiter ohne 
Nachweis in seiner Einrichtung entbehr-
lich ist oder nicht. Denn im letzteren Falle 
sollen die Betreffenden vorerst weiterar-
beiten können. Viele Ausgesperrte dürften 
den Klageweg beschreiten, was die Ge-
sundheitsämter zusätzlich belasten würde. 

Angesichts all dessen steht zu vermu-
ten, dass die einrichtungsbezogene Impf-
pflicht in einem ähnlichen administrati-
ven Chaos enden wird wie die Corona-
Nachverfolgung seit Beginn des Auftre-
tens der Omikron-Variante. Dieses gilt 
umso mehr, als fraglich ist, inwieweit die 

Bundeswehr angesichts des Ukrainekrie-
ges für Amtshilfe Ressourcen frei hat.

Und dann wären da noch die vielen bri-
santen Fragen, zu denen das Gesetz keine 
Antworten liefert: Was gilt für die Zeit bis 
zu einer Entscheidung des Gesundheits-
amtes, die nach Lage der Dinge durchaus 
lang ausfallen kann? Darf die entsprechen-
de Person solange weiterarbeiten? Wie 
steht es bei einer Freistellung vor oder 
nach der Entscheidung der Behörde um die 
Vergütung? Wird diese vom Arbeitgeber 
geschuldet oder nicht? Und was noch 
wichtiger ist: Haben Arbeitgeber das Recht 
oder gar die Pflicht, Ungeimpften zu kün-
digen, die nicht die gewohnte Arbeitsleis-
tung, für die sie bezahlt werden,  erbringen, 
weil sie sie nicht erbringen dürfen? W.K.

THEORIE UND PRAXIS

Viele brisante Fragen sind noch ungeklärt
Nur auf den ersten Blick erscheint die Durchsetzung der einrichtungsbezogenen Impfpflicht einfach

Die einrichtungs be
zo gene Impfpflicht 

droht in einem ähnli
chen administrativen 
Chaos zu enden wie 

die Corona
Nachverfolgung seit 

Beginn des 
Auftretens der 

OmikronVariante

OFFENER BRIEF

Widerspruch 
und 

Gegenwehr
Die seit dem 16. März geltende fakti-
sche Impfpflicht für das Personal in 
den deutschen Gesundheitseinrichtun-
gen stieß bereits auf vielerlei Wider-
spruch und Gegenwehr. Diese reichte 
von noch nicht bearbeiteten Petitionen 
zu Händen des Petitionsausschusses 
des Bundestages über einen Eilantrag 
beim Bundesverfassungsgericht, der 
am 10. Februar abgelehnt wurde bis zu 
diversen regionalen Initiativen wie 
dem offenen Brief von 104 Medizinern 
aus dem Landkreis Sächsische Schweiz-
Osterzgebirge vom 30. Januar an Bun-
desgesundheitsminister Karl Lauter-
bach und sächsische Politiker. In die-
sem Schreiben, dem sich 481 Therapeu-
ten aller Art anschlossen, heißt es: „Wir 
fordern Sie hiermit auf, sich umgehend 
für ein Aussetzen der Impfpflichtrege-
lung und für eine freie Impfentschei-
dung einzusetzen.“ Hierauf reagierten 
nur die Landeszahnärztekammer und 
der Landrat Michael Geisler (CDU), 
der im Juni dieses Jahres wiederge-
wählt werden möchte und vollstes Ver-
ständnis für das Anliegen der Medizi-
ner äußerte.

Parallel hierzu verlautbarte das 
Sächsische Staatsministerium für So-
ziales und Gesellschaftlichen Zusam-
menhalt, jeder Kassenarzt habe „die 
Verpflichtung, in bestimmten Öff-
nungszeiten seiner Praxis und durch 
Mitwirkung im Bereitschaftsdienst die 
Versicherten zu versorgen“. Das gelte 
auch für den Fall einer Verhinderung 
durch fehlende Corona-Impfungen. 
Ansonsten müsste „die Kassenärztli-
che Vereinigung disziplinarische Maß-
nahmen veranlassen“. „Gröbliche ver-
tragsärztliche Pflichtverletzungen“ 
könnten in letzter Konsequenz zum 
Entzug der Kassenzulassung führen.

Auf mehr Rückhalt dürfen die An-
gestellten im Gesundheitsbereich hof-
fen, sofern sie Mitglied in der Verein-
ten Dienstleistungsgewerkschaft sind. 
Verdi will nach eigenen Angaben Ent-
lassungen von Ungeimpften verhin-
dern und den Betroffenen „in aller 
Regel Rechtsschutz“ bieten, „natür-
lich immer vorbehaltlich einer indivi-
duellen Prüfung“. W.K.

Der bürokratische 
Aufwand ist enorm. 
Und dabei sind die 
Gesundheitsämter 

schon jetzt 
chronisch überlastet 

und unterbesetzt
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VON TATIANA FIRSOVA

F ür Russland ist der Krieg ge-
gen die Ukraine ein großes 
Debakel. Neben der weitge-
henden internationalen Äch-
tung und den damit verbun-
denen Wirtschaftssanktionen 

verliert das Land auch einen Großteil an un-
abhängigen Köpfen. Immer mehr Russen 
kehren ihrem Land derzeit den Rücken, dar-
unter viele Bürger, die trotz zahlreicher Schi-
kanen der Sicherheitsapparate in den letzten 
Jahren an eine friedliche und demokratische 
Entwicklung ihres Landes glaubten – und die-
sen Glauben nun aufgegeben haben. 

Zerschlagene Medien
Vorn dabei in der Flüchtlingswelle sind oppo-
sitionelle Personen des öffentlichen Lebens, 
Künstler, Menschenrechtler, Journalisten, 
aber auch einfache Bürgerinnen und Bürger, 
sofern sie es sich leisten können. Mit dem Be-
ginn des russischen Angriffes auf die Ukraine 
wurden die wenigen letzten unabhängigen 
Medien des Landes sowie Aktivisten der Zi-
vilgesellschaft einem erhöhten Druck ausge-
setzt. Beinahe jeden Tag führt die Moskauer 
Regierung neue Verbote ein, die jede freie 
Meinungsäußerung erschweren. 

Bereits am 2. März teilte deshalb auch Ti-
chon Dsjadko, Chefredakteur des unabhängi-
gen Senders „Doschd“ (russisch: „Regen“), 
mit, dass er das Land „für eine Weile“ ver-
lässt. Nach der rechtswidrigen Sperrung der 
Webseite von „Doschd“, der Social-Media-
Kanäle sowie nach Drohungen gegen Mitar-
beiter des Senders fürchteten die Journalis-
ten des Senders für ihre persönliche Sicher-
heit. Laut dem Facebook-Account von Kate-
rina Kotrikadse, der Frau und Kollegin von 
Dsjadko, ist die Familie nun in Tiflis, wie 
viele Russen, die flohen. Ähnliches berichten 
auch Freunde von mir aus Moskau: Ihre Be-
kannten gingen nach Georgien, Armenien 
und Serbien. Andere Fluchtrichtungen sind 
die Türkei oder Israel. 

Die Geographie der Fluchtbewegungen 
ist verständlich: Für Georgien und Armenien 
brauchen russische Staatsbürger kein Visum. 
Für Serbien schon, allerdings dürfen Russen 
dort ohne Visum 30 Tage lang bleiben. Eben-
so kein Visum brauchen Russen für Israel. 
Andere konnten es auch nach Europa schaf-
fen, was wesentlich schwieriger ist: Denn für 
die EU brauchen Russen ein Visum, sofern 
sie keinen gültigen Aufenthaltstitel oder eine 
Staatsbürgerschaft der Union haben. Zu Be-
such nach Deutschland zu kommen ist 
schwierig, ohne speziellen Grund wird kein 
Visum erteilt. Außerdem sind die russischen 
Impfstoffe in der EU nicht anerkannt. So 
kann es passieren, dass man nach einer ge-
glückten Flucht in Deutschland erstmal in 
die Quarantäne muss – und dann zur Impf-
station. Deswegen gilt die Ausreisemöglich-
keit eher als ein Privileg.

Über die Zahl der russischen Migranten 
gibt es unterschiedliche Angaben. Manche 
Experten schätzen, dass seit Kriegsausbruch 
bis zu 300.000 Russen das Land verlassen ha-
ben. Andere Experten halten diese Angaben 
für übertrieben. Sie geben zu bedenken, dass 
erstens nicht genau klar ist, wie lange die Aus-
gewanderten in ihrem jeweiligen Gastland 
bleiben dürfen, und dass es zweitens keine 
genaue Statistik gibt, die diese Bewegung er-
fasst. Klar scheint lediglich, dass der Exodus 
auch dann hoch ist, wenn es nur ein paar Dut-
zende Tausend binnen weniger Wochen sind. 
Zum Vergleich: Laut Bundeszentrale für poli-
tische Bildung stellten während des gesamten 
Jahres 1978 11.287 DDR-Bürger einen Über-
siedlungsantrag nach Westdeutschland bzw. 
West-Berlin; 1984 waren es 36.699. 

Parallel zu der Fluchtbewegung sind die 
Zustimmungswerte für den russischen Präsi-
denten Putin keinesfalls gesunken. Laut dem 

Der Exodus des liberalen Russland
Im Schatten von Wladimir Putins Krieg gegen die Ukraine verlassen immer mehr russische Intellektuelle und Künstler das Land. 
Neben dem Verlust seines Ansehens in der Welt droht Russland so auch ein irreversibler Schaden an seiner geistigen Substanz

Kreml-nahen Meinungsforschungsinstitut 
FZIOM stieg die Unterstützung sogar von 
64 Prozent am 20. Februar 2022 auf 79 Pro-
zent am 20. März. An der Glaubwürdigkeit 
dieser Umfrage darf man zweifeln, die Ten-
denz ist jedoch eindeutig und hat sich in 
zahlreichen Privatgesprächen von mir selbst 
und von meinen Freundinnen und Freunden 
vor Ort sowie bei der Beobachtung der sozia-
len Medien bestätigt. 

Ein Klima der Angst für freie Geister
Wie der Sender „Doschd“ sind auch fast alle 
anderen unabhängigen Medien in Russland 
entweder zerschlagen oder gesperrt, mit Aus-
nahme vielleicht einiger regionaler Medien. 
Am Montag hat sich das Team der „Nowaja 
Gazeta“, die vom Friedensnobelpreisträger 
Dmitri Muratow geleitet wird, von ihrem Pu-
blikum verabschiedet. Die Zeitung erhielt von 
der russischen Medienbehörde „Roskomnad-
sor“, die seit Langem umgangssprachlich als 
„Behörde der Schande“ (Roskomposor) be-
zeichnet wird, eine weitere Warnung und ent-
schied sich dafür, den Druck sowie ihre On-
line-Berichterstattung einzustellen: Vorerst 
„bis zum Ende der ‚Sonderoperation auf dem 
Territorium der Ukraine‘“, so die Redaktion. 
Allein ein Verstoß gegen das Verbot der russi-
schen Regierung, den Krieg als Krieg zu nen-
nen und lediglich als „Sonderoperation auf 
dem Territorium der Ukraine“ zu bezeichnen, 
kostet viel: 5 Millionen Rubel (etwa 45.000 
Euro). Die „Verbreitung von Fake News über 
die Handlungen der russischen Armee im 
Ausland“ ist noch teurer: Für dieses Vergehen 
drohen bis zu 15 Jahren Haft. 

Am 27. März 2022 sprach der ukrainische 
Präsident Wolodymyr Selenskyj per Video-
schaltung mit vier russischen Journalisten. 
Neben Dsjadko nahmen daran auch sein Vor-
gänger bei „Doschd“, Michail Sygar, sowie 
der Chefredakteur des russischsprachigen 
Online-Mediums „Meduza“ mit Sitz in Riga, 
Iwan Kolpakow, und Wladimir Solowjow, 

Journalist der Zeitung „Kommersant“, teil. 
„Meduza“ ist in Russland als „ausländischer 
Agent“ eingestuft und dazu noch blockiert, 
doch „Kommersant“ bleibt zugänglich. Die 
Zeitung gehört dem russischen Oligarchen 
Alischer Usmanow. Gleich am 27. März kam 
von „Roskomnadzor“ eine neue Drohung: 
Ermittlungen seien bereits eingeleitet. Und 
„Kommersant“ verzichtete darauf, das Inter-
view zu veröffentlichen. 

Eine unabhängige Berichterstattung ist 
untersagt, Facebook und Instagram sind blo-
ckiert und nur über eine spezielle Verbindung 
– VPN – möglich. Aber darf man noch atmen, 
sprich: reden? Die Gespräche mit Freunden, 
die in Moskau blieben, sagen: nicht wirklich. 
Eine Freundin, die immer unpolitisch war, 
verzichtet nun auf ihre Social-Media-Kanäle 
und konzentriert sich ausschließlich auf ihre 
Arbeit, andere lesen Telegram-Kanäle und 
kritisieren flüsternd die Regierung. Privat, 
nicht öffentlich. War es in einem Land, in 
dem der Stalinismus und die kommunisti-
sche Diktatur nie wirklich verarbeitet wur-
den, auch früher schon heikel, seine Meinung 
laut zu sagen, ist es nun richtig gefährlich. Im 
Jahr 2006 habe ich den Film „Das Leben der 
Anderen“ über die Abhörpraktiken der Stasi 
eher als Unterhaltung geschaut, vor ein paar 
Tagen habe ich ihn erneut angeschaut und 
viele bittere Parallelen zur jetzigen Situation 
in Russland festgestellt.

Künstler auf der Flucht
Apropos Filmindustrie. Genauso bekannt wie 
„Das Leben der Andren“ ist Wolfgang Be-
ckers Film „Good Bye, Lenin!“ aus dem Jahr 
2003. Die Rolle der Krankenschwester Lara 
darin, in die sich der Hauptprotagonist Alex, 
gespielt vom Daniel Brühl, verliebt, besetzt 
die russische Schauspielerin  Tschulpan Cha-
matowa. Auch sie ist nun zur Emigrantin ge-
worden. „Lara“ wohnt zurzeit in Lettland. 

Im Februar 2022 unterschrieb die Schau-
spielerin einen Brief gegen die russische In-

vasion in die Ukraine – und im März 2022 
verließ sie Russland. In einem Interview sag-
te Chamatowa, dass ihr „Bescheid gegeben 
wurde, dass sie am besten nicht nach Russ-
land zurückkehren soll“. Von wem, sagte die 
Schauspielerin nicht. Chamatowa hat drei 
Kinder, und in dem emotionalen Gespräch 
mit der Journalistin Jekaterina Gordejewa 
sagte sie, dass sie um diejenigen Menschen, 
die in Russland bleiben und nicht ausreisen 
können, sehr besorgt sei. 

Die Entscheidung zu gehen fiel der be-
kannten Schauspielerin schon allein wegen 
ihres Berufs und ihrer Kinder keineswegs 
leicht. Sie gehörte nicht zur Opposition und 
nahm 2012 sogar an der Wahlkampagne von 
Putin teil. In einem Video erzählte sie da-
mals, warum sie für Putin stimmen werde. 
Für diesen Schritt wurde sie von der Opposi-
tion in Russland heftig kritisiert, ihre Vertei-
diger verwiesen auf ihren sozialen Einsatz, 
hatte Chamatowa doch 2006 gemeinsam mit 
der russischen Schauspielerin Dina Korsun 
die Stiftung „Podari schisn“ (deutsch: 
„Schenke das Leben“) gegründet, die sich um 
krebskranke Kinder kümmert. Auch dieses 
Engagement leidet nun unter dem Krieg.

Eine andere prominente Emigrantin ist 
Olga Smirnowa, Primaballerina des Bol-
schoi-Balletts. Sie tanzt künftig in Amster-
dam. Vor zwei Wochen ist sie angekommen, 
das Niederländische Nationalballett hat sie 
sofort aufgenommen. Im Interview mit dem 
niederländischen Fernsehen bezeichnete sie 
den russischen Angriff als „einen absoluten 
Albtraum“. Viele Russen, meint Smirnowa, 
denken genauso wie sie, aber sie „haben 
Angst um sich und um ihre Familien“. Des-
halb schweigen sie. 

Ein großer Verlust für die russische Zivil-
gesellschaft ist der Weggang der Kulturwis-
senschaftlerin und Germanistin Irina Scher-
bakowa. Sie beschäftigte sich jahrelang mit 
den Opfern des Stalinismus und gehörte zu 
den Mitbegründern der bekanntesten Men-
schenrechtsorganisation „Memorial“. Auch 
„Memorial“ ist nun verboten – und Scherba-
kowa ist in Israel. Der russische Angriff ist 
„absolut unerträglich“, so Scherbakowa ge-
genüber der „Welt am Sonntag“. Zudem 
wollte sie nicht mehr länger mitansehen, wie 
in ihrer Heimat „die letzten Freiheiten mit 
Füßen getreten werden“. 

Spekulationen über den Entzug der 
Staatsbürgerschaft
Ob diese und andere Intellektuelle jemals 
wiederkommen, ist ungewiss. Ebenso, ob 
Russland sie überhaupt zurücklassen würde. 
Schon machen erste Spekulationen über ein 
sogenanntes „Überläufer-Gesetz“ die Runde, 
wonach die Staatsbürgerschaft derjenigen, 
die die Russische Föderation verlassen, ge-
kündigt werden soll. Zwar bezeichnete der 
Pressesprecher des russischen Präsidenten, 
Dmitri Peskow, die Gerüchte über ein sol-
ches Gesetz inzwischen als „völligen Unsinn 
und Fiktion“ und versicherte, dass es derlei 
Pläne „nicht gibt und nicht geben wird“. An-
dererseits hat Moskau auch monatelang die 
Vorbereitungen des Krieges gegen die Ukrai-
ne dementiert und entsprechende Berichte 
im Westen über seine staatlichen Medienka-
näle verspottet. In Russland sagt man, dass 
genau das, was von der Regierung demen-
tiert wird, am Ende passieren wird. 

Sicher ist jedoch, dass Russland mit dem 
gerade stattfindenden intellektuellen Exo-
dus jene Köpfe verliert, die es eigentlich 
bräuchte, um eines Tages wieder ein liebens- 
und lebenswertes Land zu werden – in dem 
die Russen gern leben und vor dem sich nie-
mand fürchten muss.

b Tatiana Firsova arbeitet als Auslands- 
korrespondentin für die russische private 
Presseagentur „Interfax“ sowie als freie  
Journalistin in Berlin. 

Eines der vielen Opfer des neuen geistigen Klimas in Russland: Der unabhängige Sender „Doschd“, der Anfang März seinen 
Betrieb einstellte, um nicht der staatlichen Propaganda Folge leisten zu müssen Foto: pa
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Protest gegen 
Dieselpreise
Berlin – Bundesweit ist es zu Protes-
ten von Lkw-Fahrern gegen die hohen 
Dieselpreise gekommen. Organisiert 
von mehreren Speditionen in Bran-
denburg haben mehrere Dutzend 
Lkw-Fahrer eine Schleichfahrt auf der 
Berliner Stadtautobahn durchgeführt. 
Forderung der Fahrer war eine Sen-
kung der Mineralölsteuer um 50 Cent. 
In der Kölner Innenstadt haben sich 
Mitte März sogar mehrere hundert 
Lkw-Fahrer zu einer Kundgebung auf 
dem Messeparkplatz versammelt. 
Auch in Hamburg beteiligten sich 
nach Polizeiangaben 250 Fahrer am  
19. März an einer Brummi-Demo, die 
durch die Innenstadt führte. An den 
Fahrzeugen hingen Transparente mit 
Aufschriften wie „Nein zur Diesel-Ab-
zocke“. Wegen der Preis-Explosion für 
Diesel und Gaskraftstoffe hat der 
Branchenverband Güterverkehr und 
Logistik Bundeswirtschaftsminister 
Habeck (Grüne) aufgefordert, „seine 
Verantwortung für den deutschen 
Mittelstand wahrzunehmen und einen 
Gewerbediesel einzuführen“. N.H.

Eilantrag 
abgewiesen
Berlin – Die linksradikale Tageszei-
tung „junge Welt“ („jW“) wird vorerst 
weiter im Verfassungsschutzbericht 
mit einem Eintrag genannt. Das hat 
das Verwaltungsgericht Berlin ent-
schieden und einen Eilantrag der Zei-
tung abgewiesen. Der Verlag wehrt 
sich dagegen, dass sie in Verfassungs-
schutzberichten als „kommunistisch 
ausgerichtete Tageszeitung“ aufge-
führt wird. Das Gericht entschied, es 
sei der Zeitung zuzumuten, das Haupt-
sacheverfahren abzuwarten. Im Jahr 
2005 hatte das Bundesverfassungsge-
richt in einem Urteil zugunsten der 
konservativen Wochenzeitung „Junge 
Freiheit“ hohe Hürden für die Über-
wachung eines Verlags aufgestellt. Es 
müssten konkrete Anhaltspunkte für 
ein „Gefährdungspotential“ durch die 
Zeitung gegeben seien. Laut dem Bun-
desinnenministerium sei das bei der 
„jW“ gegeben, weil sie für Aktivitäten 
des „linksextremistischen Spektrums“ 
mobilisiere. P.E.

Aufzucht  
lohnt nicht
Berlin – Der Deutsche Bauernverband 
warnt vor einem Rückgang des Gemü-
seanbaus in Deutschland. Lilian Heim, 
Geschäftsführerin des Bundesaus-
schusses Obst und Gemüse beim 
Deutschen Bauernverband, sagte ge-
genüber der „Neuen Osnabrücker Zei-
tung“: „Viele Gewächshäuser bleiben 
derzeit einfach leer. Die Aufzucht 
lohnt sich nicht.“ Als Gründe nennt 
die Verbandsvertreterin zu hohe Ener-
gie-, Dünge- und Personalkosten. Be-
troffen ist nach Angaben des Bauern-
verbandes beispielsweise der Anbau 
von heimischen Tomaten, Gurken 
oder Topfkräutern. Gewächshausbe-
treiber würden derzeit sehr genau ab-
wägen, ob sich die Aufzucht entspre-
chender Setzlinge lohne, so Heim. Die 
Vertreterin des Deutschen Bauernver-
bandes sieht als wahrscheinliche Folge 
ein Zurückgehen des Angebots deut-
scher Produkte. „Was das für die Prei-
se in den Supermärkten bedeutet, 
bleibt abzuwarten“, so Heim.  N.H.

Obwohl jeder 20. Wähler in der Bundes-
republik ein Russlanddeutscher ist und 
ihre Integration in die Bundesrepublik an-
sonsten als gelungen bezeichnet werden 
kann, hat es bis 2017 nur der Christdemo-
krat Heinrich Zertig in den Bundestag ge-
schafft. Er gehörte von 2013 bis 2017 dem 
18. Bundestag an. Seit 2017 gibt es Bun-
destagsabgeordnete mit russlanddeut-
schem Hintergrund noch in der AfD-Frak-
tion, von 2017 bis 2021 zwei und seitdem 
wieder nur einen: Eugen Schmidt. Dieser 
gilt seit dem russischen Angriff auf die 
Ukraine als „Putins Mann im Bundestag“, 
weil er gegen die Sanktionen eintritt und 
den russischen Propagandaapparat ent-
gegen den Richtlinien seiner Partei mit 
Material beliefert. Mit nur noch einem 
Vertreter im Bundestag ist die Meinungs-
vielfalt, die es heute auch unter den Russ-
landdeutschen in der Bundesrepublik 
gibt, dort nicht abgebildet.

Nach dem Ausbruch des deutsch-so-
wjetischen Krieges 1941 gehörten die über 

zwei Millionen Russlanddeutschen zu 
dessen ersten Opfern. Für Jahrzehnte ver-
schwanden sie in sowjetischen Straf- und 
Sonderlagern. Ihre Wolgarepublik wurde 
aufgelöst. Und bis heute wurden sie nicht 
rehabilitiert. 

Nach dem Ende des Kalten Krieges 
1989 bekamen sie wie alle Sowjetbürger 
Reisefreiheit. Acht Zehntel der Volksgrup-
pe nutzten diese um nach Deutschland 
auszusiedeln. Ursache hierfür war die 
schwere Wirtschaftskrise, die mit dem 
Zerfall der UdSSR einherging, und die 
Weigerung der russischen Regierung un-
ter Präsident Boris Jelzin die Wolgadeut-
sche Republik wiederherzustellen. 

Nach dem Beginn der Präsidentschaft 
Wladimir Putins im Jahre 2000 ging die 
Massenauswanderung von Russlanddeut-
schen aus Russland stark zurück. Ab dem 
Jahre 2010 kam sie ganz zum Erliegen. 
Seitdem haben sich die Migrationsbewe-
gungen zwischen Russland und Deutsch-
land einander angenähert. In manchen 

Jahren übertraf sogar die Zahl der Wande-
rungen von Deutschland nach Russland 
die in umgekehrter Richtung. 

Auf die wirtschaftliche und soziale Ka-
tastrophe, die Russland in den 1990er Jah-
ren durchlebte, folgte unter Putin eine 
gewisse wirtschaftliche Erholung. In 
Deutschland war das Leben vieler russ-
landdeutscher Immigranten, vor allem 
der vielen kinderreichen Familien unter 
ihnen, dagegen schwer. 

Unter Putin erreichten viele der im 
Lande verbliebenen 350.000  Deutschen 
hohe Positionen, wie die Oligarchen Ale-
xej Miller (Gazprom) oder Sberbank-Chef 
Herrmann Gräf, oder auch der Gouver-
neur Eduard Rossel in Jekaterienburg. 
Heute gibt es – mit Ausnahme des Militärs 
– viele Russlanddeutsche in russischen 
Führungspositionen, darunter drei Du-
ma-Abgeordnete. Führungskräfte zieht es 
nicht nach Deutschland. Während Alte 
und Kranke weiterhin wegen der besseren 
Betreuungsangebote nach Deutschland 

aussiedeln, zieht es junge dynamische Fa-
milien wieder zurück nach Russland. Pu-
tin versucht nicht ohne Erfolg, mit geziel-
ten finanziellen Anreizen gerade solche 
Familien zurückzugewinnen.

Die in den 1980er Jahre basisdemokra-
tisch entstandene Bewegung der Wieder-
geburt wanderte in den 1990 fast ge-
schlossen nach Deutschland aus. An ihre 
Stelle trat der Internationale Verband der 
deutschen Kultur (IVDK), der 1991 von 
dem Ehepaar Martens in Moskau gegrün-
det wurde. Als Dachverband vertritt der 
IVDK die Interessen aller Begegnungs-
zentren der Russlanddeutschen auf ge-
samtstaatlicher Ebene und verwaltet des-
halb auch alle bundesdeutschen Hilfspro-
gramme für die Russlanddeutschen. Der 
IVDK gibt seit 1998 die „Moskauer Deut-
sche Zeitung“ („MDZ“) als Wochenzei-
tung heraus. Sie ist das einzige Medium 
das von der einst sehr vielfältigen russ-
landdeutschen Medienlandschaft übrig 
geblieben ist. Bodo Bost

„ZEITENWENDE“

Eine Volksgruppe zwischen den Fronten
Der Ukrainekrieg stellt die Russlanddeutschen in Deutschland wie Russland vor eine Zerreißprobe

SAARLANDS LANDTAG

Drei Parteien und zwei 
Fraktionen

Wenn die Grünen draußen und die drei AfD-Abgeordneten uneins bleiben, 
werden nur die traditionellen Volksparteien Fraktionen bilden

VON PETER ENTINGER

W enn man das Wahler-
gebnis der Landtags-
wahl im Saarland ana-
lysiert, kann man sich 

an die 80er Jahre erinnert fühlen. In des-
sen neuen Parlament werden lediglich 
drei Parteien vertreten sein, am Ende 
könnte es gar nur zwei Fraktionen geben. 
Mittlerweile hatte man sich in Deutsch-
lands Parlamenten an mindestens vier 
Fraktionen gewöhnt

Die SPD – das stand bereits am Sonn-
tagabend kurz nach Schließung der Wahl-
lokale fest – wird mit der 45-jährigen Anke 
Rehlinger erstmals seit 1999 wieder den 
saarländischen Ministerpräsidenten stel-
len. Der fast zwei Jahre jüngere Amtsinha-

ber von der CDU, Tobias Hans, der 2018 
die Nachfolge der erst kurz zuvor wieder-
gewählten Annegret Kramp-Karrenbauer 
angetreten hatte, stürzte in der Wähler-
gunst unter die 30-Prozent-Marke ab. Das 
ist das schlechteste Resultat für die 
Christdemokraten, seit das Saarland zur 
Bundesrepublik gehört. Hans, für manche 
bis zum Wahlsonntag einer der wenigen 
jüngeren Hoffnungsträger in der Nach-
Merkel-Ära der CDU, übernahm noch am 
Abend die Verantwortung und wird sich 
zunächst auf die Hinterbänke des Land-
tags zurückziehen, bis er dem Vernehmen 
nach einen der im Saarland berüchtigten 
„Versorgungsposten“ in einer staatlichen 
Gesellschaft antreten wird.

Neben der SPD, die mit 43,5 Prozent 
ein Ergebnis wie zuletzt in den 90er Jah-

ren einfuhr, und der arg gerupften CDU, 
schaffte es nach dem vorläufigen amtli-
chen Endergebnis nur noch die AfD mit 
5,7  Prozent ins Parlament. Die Protest-
partei, die sich vor lauter Streitigkeiten 
nicht einmal auf einen Spitzenkandida-
ten einigen konnte, wird drei Abgeordne-
te über die Kreislisten in den Landtag 
entsenden. Eine Gruppe von Parteimit-
gliedern hatte im Januar heimlich die 
Landesliste zurückgezogen, um einen un-
liebsamen Kandidaten zu verhindern.

„Chaos-Haufen“ 
Der bisherige Fraktionschef und Saarbrü-
cker Listenführer Josef Dörr ist in erster 
Instanz aus der Partei ausgeschlossen. 
Der Spitzenkandidat von Neunkirchen, 
Christoph Schaufert, wurde einige Wo-

chen vor der Wahl seiner Ämter enthoben 
und soll ebenfalls ausgeschlossen werden. 
Bleibt mit dem Saarlouiser Kreisvorsit-
zenden Carsten Becker ein reguläres Par-
teimitglied. Der schloss allerdings die Bil-
dung einer Fraktion mit Dörr kategorisch 
aus. „Unfassbare Zustände“ attestierte 
der Landesvorsitzende und Bundestags-
abgeordnete Christian Wirth seiner Partei 
und spricht von einem „Chaos-Haufen“. 
Drei Abgeordnete sind nötig, um eine 
Fraktion bilden zu können. 

Wirth ist den Kandidaten so weit ent-
gegengekommen, dass man selbst ausge-
schlossenen Mitgliedern die Möglichkeit 
einer Teilnahme an der Fraktion offenhal-
ten möchte. Denn keine Fraktion bedeute, 
„dass wir wie verloren sind“, sagte der 
Bundestagsabgeordnete. Dass es zu einer 
Fraktionsbildung kommt, glaubt er aber 
nicht. „Es sieht düster aus“, sagte er am 
Wahlabend: „Man kann inzwischen gar 
nicht mehr überblicken, wie viele ver-
schiedene Lager es innerhalb der AfD im 
Saarland gibt.“

Über 20 Prozent ohne Vertretung
Von internen Streitigkeiten zerfressen 
waren in den vergangenen Monaten auch 
die Grünen, die bei der Bundestagswahl 
im vergangenen Herbst nach einer juris-
tischen Posse gar nicht erst auf dem 
Stimmzettel auftauchten. Mit 4,995 Pro-
zent verpasste die Öko-Partei am Sonn-
tag vorläufig den Einzug in den Landtag. 
Dass eine Nachzählung doch noch die 
fehlenden 23  Stimmen bringen könnte, 
wollte selbst die Landeswahlleiterin am 
Wahlabend nicht ausschließen.

Lange Gesichter gab es auch bei den 
Liberalen, denen auch im dritten Anlauf 
der Wiedereinzug misslang. Mit 4,8 Pro-
zent verfehlte die FDP auf den letzten 
Metern den sicher geglaubten Wahlsieg. 
Dabei hatten die Liberalen noch vor 
sechs Wochen in den Umfragen bei acht 
Prozent gelegen. 

Noch brutaler ist der Absturz der 
Linkspartei, die nach dem Austritt ihres 
früheren Vorsitzenden Oskar Lafontaine 
von 12,2 auf 2,6  Prozent absackte und 
wohl auch künftig im Saarland keine Rol-
le mehr spielen wird. 

Mehr als 20 Prozent der Wählerstim-
men sind somit nicht im Saarbrücker 
Landtag repräsentiert. Denn neben der 
Tierschutzpartei mit 2,3 Prozent erreich-
ten auch die Freien Wähler, die Querden-
kerpartei „Die Basis“, die Grünen-Ab-
spaltung Bunt.Saar und die Satiregruppe 
„Die Partei“ mit 1,7, 1,4, 1,4 beziehungs-
weise 1,0  Prozent nennenswerte Stim-
menanteile. (Siehe Porträt auf Seite 8)

Ihre Parteien gewannen am meisten Stimmen: Christian Wirth (AfD), Tobias Hans (CDU), Lisa Becker (Grüne) und Anke Rehlinger 
(SPD, von links) Foto: pa 
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VON NORMAN HANERT

B ei einem Besuch im Landesamt 
für Einwanderung prognosti-
ziert Berlins Regierende Bür-
germeisterin Franziska Giffey 

(SPD), dass angesichts von etwa 10.000 
ukrainischen Flüchtlingen, die tagtäglich 
in der Hauptstadt ankommen, „wahr-
scheinlich 50.000 bis 100.000 Menschen“ 
in der Stadt bleiben werden. „Das ist im-
merhin ein Drittel Bezirk. Das ist eine 
sehr große Herausforderung“, so Giffey.

Der Berliner Senat trifft inzwischen 
Vorbereitungen, 250 sogenannte Will-
kommensklassen zu organisieren. Später 
sollen die ukrainischen Kinder dann nach 
den Vorstellungen der Bildungsverwal-
tung in reguläre Schulklassen wechseln. 
Giffey begründet den Plan für die ukraini-
schen Kinder: „Egal, wie lange sie bleiben, 
es wird ihnen nützen, dass sie hier in un-
serem Schulsystem auch ganz normal be-
schult werden.“ 

Die ukrainische Generalkonsulin in 
Deutschland, Iryna Tybinka, hat daran al-
lerdings Zweifel. In einer Rede vor der 
Kultusministerkonferenz am 10. März be-
dankte sich Tybinka für die Bereitschaft, 
ukrainische Flüchtlingskinder aufzuneh-
men und bald zu beschulen. Allerdings 
lehnt sie die Willkommensklassen ab. 
Stattdessen fordert die Generalkonsulin, 
die ukrainischen Flüchtlingskinder in 
Deutschland sollten nach dem ukraini-
schen Lehrplan unterrichtet werden. Mit 
Bezug auf die Pläne der deutschen Bil-
dungsminister sagte Tybinka, „die soge-
nannten Integrationsklassen würden für 
die ukrainischen Kinder eine Wand des 
Unverständnisses, das Gefühl der Min-
derwertigkeit und des geringen sozialen 
Schutzes bedeuten“.

Seit 1991 dramatisch geschrumpft
Die Warnung der ukrainischen General-
konsulin spiegelt möglicherweise nicht 
nur eine Skepsis gegenüber der Leistungs-
fähigkeit des deutschen Bildungssys-
tems wider. Die Fluchtbewegung aus 
der Ukraine verschärft ein schon länger 
bestehendes Problem des osteuropäi-
schen Landes. Seit der Unabhängigkeit im 
Jahr 1991 befindet sich die Ukraine in ei-
nem kontinuierlichen demographischen 
Schrumpfungsprozess. 

Nach Daten der Weltbank lebten im Jahr 
1991 noch 52 Millionen Menschen in der 
Ukraine. Bis 2014 war die Bevölkerungs-
zahl in dem flächenmäßig nach Russland 
zweitgrößten Staat Europas auf nur noch 
etwa 45 Millionen gesunken. Mit der Hin-
wendung zur EU im Jahr 2014 begann die 
nächste Etappe der Abwanderung. Schon 
vor dem russischen Einmarsch, so schät-
zen polnische Experten, hielten sich bis 
zu 1,3 Millionen ukrainische Bürger in 
Polen auf. Vielerorts füllten die Ukrainer 
auf dem Arbeitsmarkt die Lücken, die 
Polen hinterlassen haben, die zum Arbei-
ten nach Großbritannien, Deutschland 
oder in die Niederlande gegangen sind. 
Als Folge macht sich insbesondere in der 
Westukraine schon seit Jahren eine Ar-
beitskräfteknappheit in arbeitsintensiven 
Branchen breit.

Mit 1,35 Kindern pro Frau erreichte die 
Geburtenrate in der Ukraine vor einigen 
Jahren zudem auch einen weltweit selte-
nen statistischen Tiefstwert. Insgesamt 
sehen Demographieforscher die Entwick-

lung der vergangenen Jahrzehnte als ein 
Extrembeispiel für eine schnell schrump-
fende Gesellschaft. Bevölkerungsexper-
ten der Vereinten Nationen gingen noch 
vor dem russischen Einmarsch davon 
aus, dass die Bevölkerungszahl der Uk-
raine bis zum Jahr 2050 auf 36 Millionen 
absinken werde. 

Dänemark sendet anderes Signal
Krieg, Flucht und Vertreibung könnten 
dazu führen, dass die Prognosen von sich 
zunehmend entvölkernden Landstrichen 
noch früher eintreten. Aus ukrainischer 
Sicht besteht insbesondere die Gefahr, 
dass ein großer Teil der Flüchtlinge auch 
nach dem Ende des Krieges nicht mehr in 
das Land zurückkehren wird. Tatsächlich 
geht Berlins Landesamt für Einwande-
rung davon aus, dass rund 50 Prozent der 
Flüchtlinge aus der Ukraine dauerhaft in 
Berlin bleiben möchten. 

Auch Giffey hat deutlich gesagt, dass 
sie einer Integration der Ukraine-Flücht-
linge in Deutschland aufgeschlossen ge-

genüber stehe. Dem „Focus“ sagte sie: 
„Unsere Haltung muss sein: Ihr könnt 
bleiben und auch arbeiten. Eure Kinder 
können zur Schule gehen. Und: Wir brau-
chen euch. Deutschlands größtes Wachs-
tumshemmnis ist der Fachkräftemangel.“ 

Die Botschaft, die Dänemarks sozial-
demokratische Regierungschefin Mette 
Frederiksen an die Flüchtlinge sendet, ist 
dagegen deutlich anders. Auch Deutsch-
lands nördliches Nachbarland hat ein Ge-
setz erlassen, dass den Kriegsflüchtlingen 
aus der Ukraine Zugang zum Arbeits-
markt, zum Bildungssystem und zum dä-
nischen Sozialstaat ermöglicht. 

Frederiksen betonte aber auch, dass 
der Aufenthalt der Flüchtlinge in Däne-
mark nur vorübergehend sei. Sobald die 
Möglichkeit für eine Rückkehr ins Hei-
matland bestehe, sollte diese auch ge-
nutzt werden, um beim Wiederaufbau des 
Landes zu helfen. Dänemark würde dann 
wiederum die Chance erhalten, anderen 
Flüchtlingen helfen zu können, so die Mi-
nisterpräsidentin. 

FLÜCHTLINGSSTROM I

Die Hälfte will bleiben
Auf ukrainischer Seite wächst die Angst vor der Entvölkerung des eigenen Landes

Von Kiew nicht gewollt: Willkommensklasse mit ukrainischen Schülern im Berliner Lessing-Gymnasium Foto: pa

b KOLUMNE

Für die Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine 
greifen die Innenminister der EU-Länder 
erstmals auf die sogenannte Massenzu-
strom-Richtlinie zurück, was auch im 
Raum Berlin Folgen zeitigt. Diese soll 
Flüchtlingen eine schnelle und unbüro-
kratische Aufnahme ermöglichen. Ge-
schaffen hat die EU die Regelung bereits 
im Jahr 2001 als Konsequenz der Kriege 
im früheren Jugoslawien. 

Die Flüchtlinge aus der Ukraine erhal-
ten auf der Grundlage der Regelung auf 
dem gesamten Gebiet der EU zunächst 
für ein Jahr ein Aufenthaltsrecht, ohne 
dass sie dafür einen Asylantrag stellen 
müssen. Zugleich sichern alle EU-Länder 
den Kriegsflüchtlingen auch gemeinsame 
Mindeststandards zu, etwa den Zugang zu 
Sozialhilfe und zu einer Arbeitserlaubnis. 
EU-Innenkommissarin Ylva Johansson 
und Bundesinnenministerin Nancy Fae-
ser (SPD) nannten die Aktivierung der 

Massenzustromrichtlinie eine „histori-
sche Entscheidung“.

Nachdem die Regelung nun seit eini-
gen Wochen angewendet wird, zeigen sich 
allerdings auch die problematischen Sei-
ten der unbürokratischen Lösung. Mit der 
automatischen Zusicherung eines Aufent-
haltsrechts entfällt für die ukrainischen 
Flüchtlinge beispielsweise die Verpflich-
tung, sich nach der Einreise in die EU re-
gistrieren zu lassen.

Als Folge liegen den Behörden bislang 
keine verlässlichen Angaben vor, wie viele 
Menschen über die Massenzustromlinie 
nach Deutschland gekommen sind, ohne 
sich bei den Behörden zu melden. Polens 
Grenzschützer haben seit Beginn des rus-
sischen Einmarschs am 24. Februar 2,3 Mil-
lionen Menschen gezählt, die aus Rich-
tung Ukraine in Polen eingereist sind.

Offizielle Angaben, wie viele der 
Kriegsflüchtlinge in Polen geblieben und 

wie viele in andere EU-Staaten weiterge-
reist sind, liegen den Behörden allerdings 
nicht vor. Trotz der besonderen Lage ver-
zichtet die deutsche Bundespolizei bis-
lang darauf, an Oder und Neiße lücken-
lose Einreisekontrollen durchzuführen. 
Ministerin Faeser lehnt bislang sogar die 
Registrierung aller Flüchtlinge aus der 
Ukraine in Deutschland ab. Auch die War-
nungen von Unionspolitikern vor einer 
Sicherheitslücke wies die SPD-Politikerin  
zurück.

Seltene Einigkeit im Landtag
Gegenüber dem „Tagesspiegel“ erwiderte 
sie stattdessen: „Wir reden vor allem von 
Kindern und Frauen, die tagelang auf der 
Flucht sind, die in der Kälte an der polni-
schen Grenze ausharren mussten.“ Auch 
Bayerns Innenminister Joachim Herr-
mann (CSU) spricht sich für eine unbüro-
kratische und schnelle Hilfe für die ukrai-

nischen Kriegsflüchtlinge aus. Gleichzei-
tig warnt er aber dessen ungeachtet: „Wir 
müssen wissen, wer zu uns kommt, und 
vermeiden, dass Schleuser, Menschen-
händler, die organisierte Kriminalität 
oder andere Straftäter die Situation für 
ihre Zwecke ausnutzen.“ In ungewöhnli-
cher Einigkeit haben sich auch alle Frak-
tionen des brandenburgischen Landtags 
für eine schnelle Registrierung der Flücht-
linge aus der Ukraine in Deutschland aus-
gesprochen.

Grünen-Fraktionschefin Petra Budke 
sagte, dies sei Voraussetzung für den Be-
zug von Leistungen und müsse daher 
möglichst schon direkt nach der Einreise 
erfolgen. Die Abgeordnete Lena Kotré, 
Rechtsexpertin der märkischen AfD-
Landtagsfraktion, forderte darüber hin-
aus „eine durchgehende Sicherung der 
deutsch-polnischen Grenze gegen illegale 
Einwanderer“.  Hermann Müller

FLÜCHTLINGSSTROM II

Die Schattenseiten der Großzügigkeit
EU-Massenzustromregelung stellt auch Berlin und Brandenburg vor große Probleme

Gratismut 
VON VERA LENGSFELD

Nun hat auch das rot-grün-rote Berlin 
zum mächtigen Schlag gegen den Ag-
gressor Wladimir Putin ausgeholt. Ab 
sofort ist ein weißes Z ein verbotener 
Buchstabe, auf dessen Benutzung bis 
zu drei Jahren Haft und/oder eine saf-
tige Geldstrafe stehen. Berlins Innen-
senatorin Iris Spranger (SPD) gab be-
kannt, Grundlage für das Verbot sei 
Paragraf 140 im Strafgesetzbuch, der 
das Billigen bestimmter Delikte unter 
Strafe stellt. 

Warum das entschieden wurde, 
muss den allermeisten Mitmenschen 
erst umständlich erklärt werden. Je-
nes Z soll seit dem russischen Ein-
marsch in die Ukraine auf Panzern 
und Uniformen der Russen häufig, al-
so nicht immer, zu sehen sein. Der la-
teinische Buchstabe soll ein von Be-
fürwortern des Kriegs genutztes 
Symbol sein. Es steht für „Za Pobedu“ 
– „Für den Sieg“. Nun haben sich die 
wenigsten Berliner im Kriegsgebiet 
aufgehalten, und mit Russisch-Kennt-
nissen steht es in der Stadt auch nicht 
zum Besten. 

Deshalb musste die Innensena-
torin auch eine umständliche Erklä-
rung abgeben. Dass sie damit das ge-
fährliche Symbol erst allgemein be-
kannt gemacht hat, scheint sie nicht 
zu begreifen, oder zu interessieren. 
Schließlich wird das Z auch außerhalb 
des Kriegsgebiets auf Gebäuden, an 
Autos und auf Kleidung sowie in sozia-
len Medien gezeigt. Da sah die Politik 
Handlungsbedarf! 

Niedersachsens Innenminister Bo-
ris Pistorius (SPD) ging voran, Bayern 
folgte. Da konnte Berlin nicht zurück-
stehen. Selbst wenn das Symbol in al-
len Bundesländern verboten würde, 
ändert es nichts an der Tatsache, dass 
es sich um billigen Aktionismus han-
delt. Weder wird die deutsche Symbol-
politik Putins Krieg um auch nur eine 
Stunde abkürzen, noch die Putinver-
steher nachdenklich machen. Aller-
dings haben die gratismutigen Sym-
bolpolitiker dafür gesorgt, dass Putins 
Siegessymbol nun in Deutschland all-
gemein bekannt ist. Chapeau!

b MELDUNG

Polizei weiter 
am Limit
Berlin – 15,1 Prozent der Berliner Po-
lizisten fehlen krankheitsbedingt. Da-
runter befinden sich 953 Corona-Infi-
zierte und weitere 96 Beamte in Qua-
rantäne. Innerhalb der örtlich zustän-
digen Direktionen versucht die Polizei 
durch Personalausgleich, ihre Hand-
lungsfähigkeit weiter zu gewährleis-
ten. Eine weitere Maßnahme ist die 
Reduzierung der Fortbildung mit Aus-
nahme des Schießtrainings. Benjamin 
Jendro von der Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) verweist darauf, dass auch 
ohne Corona die Polizei einen durch-
gehenden Krankenstand von zehn bis 
zwölf Prozent aufweist. Der Gewerk-
schafter fordert wegen des hohen In-
fektionsrisikos ÖPNV-Streifen oder 
präventive Durchsuchungen, etwa von 
Shisha-Bars, zu reduzieren. Gleichzei-
tig beeilt sich Jendro zu erklären, die 
Berliner Polizei sei weiter handlungs-
fähig. Nebenbei beteiligt sich die Poli-
zei auch an der „Verkehrswende“. Es 
wurden 70 neue Dienst- und elf neue 
Lastenräder angeschafft.   F.B.
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Wie wirkungsvoll ist Putins „Dolch“?
Die Bedeutung von Russlands vermeintlichen Wunderwaffen für den Kriegsausgang

Moldau mit nur 2,5 Millionen Einwohnern 
ist von Rumänien und der Ukraine einge-
schlossen. Rund 9000 russische Soldaten 
sind seit 1992 nur wenige Dutzend Kilo-
meter von der Hauptstadt Chisinau ent-
fernt in der „Republik Transnistrien“ sta-
tioniert. Seit Beginn der russischen Inva-
sion in die Ukraine herrscht Alarmzu-
stand. Viele Beobachter glauben, dass Pu-
tin im Falle eines Sieges in der Ukraine nur 
ein einfaches Ultimatum stellen müsste, 
um das Land einzunehmen. Einen charis-
matischen Präsidenten wie die Ukraine 
hat Moldau nicht. Viele Bewohner haben 
bereits ihre Koffer gepackt, um im Falle 
eines russischen Ansturms zu fliehen.

Es ist ein kleiner Landstrich, der das 
Feuer entfachen könnte: Transnistrien. 

Dieses Gebiet mit etwa 500.000 Einwoh-
nern erinnert gefährlich an den Donbass 
– eine prorussische Region im Osten der 
Ukraine, die den Ursprung des aktuellen 
Krieges darstellt. Transnistrien ist ein 
schon unter Präsident Jelzin geschaffener 
prorussischer Staat, der sich 1992 für un-
abhängig erklärt hat. Tatsächlich hat der 
schmale Landstrich alle Merkmale eines 
„echten“ Staates: Das einzige Problem ist, 
dass Transnistrien von keinem Mitglied 
der Vereinten Nationen (UN) anerkannt 
wird. Auch nicht von Russland, und den-
noch sind seit dreißig Jahren russische 
Truppen in dem Gebiet stationiert. 

Der Landstreifen, der nur wenige Kilo-
meter von Odessa entfernt liegt, ist von 
strategischem Interesse. Einige Beobach-

ter befürchten, dass er als russischer 
Stützpunkt für einen Angriff auf die nur 
einen Steinwurf entfernte ukrainische 
Hafenstadt dienen könnte.

Moldau hat noch ein weiteres Problem: 
Obwohl es sich als proeuropäisch bezeich-
net, ist es weder Mitglied der Europäischen 
Union (EU) noch der NATO. Außerdem 
unterhält es eine zwiespältige Beziehung 
zu Russland. Lange haben prorussische 
Präsidenten das Land beherrscht. Die neue 
Präsidentin Maia Sandu (49) bezeichnet 
sich als proeuropäisch. Sie trat Ende 2020 
die Nachfolge des prorussischen Igor Do-
don an. 

Trotz der EU-Annäherung bleibt Mol-
dau sehr gespalten. Etwa 54 Prozent seiner 
Einwohner möchten der EU beitreten, 

während 32 Prozent lieber der von Russland 
ins Leben gerufenen Eurasischen Wirt-
schaftsunion beitreten würden. Darüber 
hinaus hat sich Moldau von den Europäern 
abgegrenzt, indem es die Sanktionen gegen 
Russland ablehnt. Der kleine Staat ist an-
fällig für russische Propaganda. Es herrscht 
eine regelrechte Medienschlacht, der sich 
seit Beginn des Krieges verschärft hat. Ob-
wohl Moldau vor allem seit seiner Unab-
hängigkeit von der UdSSR weitgehend ru-
mänischsprachig ist, ist das sowjetische 
Erbe immer noch prägnant. Dies spiegelt 
sich auch darin wider, dass drei russische 
Staatssender die wichtigsten Nachrichten-
sender sind und den Markt weitgehend be-
herrschen. Alle Film- und Musikkanäle sind 
in russischer Sprache.   Bodo Bost

GEOPOLITIK

Moldau hat gute Gründe, Putin zu fürchten
Neue Regierung strebt nach Westen – Das prorussische Transnistrien könnte zum Problem werden

b MELDUNGEN

VON LYDIA CONRAD

D ie russischen Streitkräfte ver-
fügen über diverse konventio-
nelle Waffen modernster Art, 
die gerne als „Superwaffen“ 

bezeichnet werden. Hierzu zählen das 
Tarnkappen-Mehrzweckkampfflugzeug 
Suchoi Su-57, der Kampfpanzer T-14, die 
mobile Laserkanone „Pereswet“ und drei 
Typen von Hyperschallraketen. Bislang 
wurden diese und weitere fortgeschrittene 
Waffensysteme fast gar nicht im Krieg ge-
gen die Ukraine eingesetzt.

Mangelhafte Ausbildung in der Luft 
und fehlende Kampfpanzer
Im Falle von Flugzeugen wie der Su-57 
resultiert dies wohl vor allem aus der 
schlechten Kommunikation zwischen der 
Luftwaffe und den Bodentruppen, welche 
die Gefahr eines Abschusses durch eigene 
Kräfte birgt, sowie dem mangelnden Trai-

ningszustand der russischen Piloten. Die-
se kommen nur auf rund 100 Flugstun-
den pro Jahr. Damit sind sie nicht auf die 
komplexe Situation im Luftraum über 
der Ukraine vorbereitet.

Ein ganz anderes Problem haben die 
Russen mit dem T-14. Von dem mit viel 
Vorschusslorbeer bedachten Kampfpan-
zer  existieren nämlich nicht 2400 Exem-
plare, wie noch im jahr 2015 für 2020 ge-
plant, sondern lediglich 20 Stück, die of-
fensichtlich geschont werden sollen. 
Stattdessen rollen nun alte T-72, T-80 
und T-90-Panzer von teilweise noch sow-
jetischer Bauart an die Front.

Ähnlich sah es bislang bei den Raketen 
aus. Mit der OTR-21 „Totschka“, die auch 
die international geächteten Streubom-
ben tragen kann, wurde zu einem Waffen-
system gegriffen, das den technischen 
Stand der Jahre vor 1990 verkörpert. Und 
das, obwohl Russland inzwischen über 
die innovativen Hyperschallflugkörper 

15YU „Awangard“, 3M22 „Zirkon“ und 
Ch-47M2 „Kinschal“ verfügt. 

Raketen des Grauens 
Einen Einschnitt bildet in diesem Zusam-
menhang der 18. März, denn an jenem Frei-
tag feuerten die Streitkräfte Russlands die 
erste „Kinschal“ (Dolch) ab, um ein unter-
irdisches ukrainisches Munitionsdepot in 
Deljatyn bei Iwano-Frankiwsk zu zerstö-
ren. Bei der Rakete handelt es sich um eine 
rund eine Tonne schwere Waffe, die von 
MiG-31K-Abfangjägern oder Tu-22M3M-
Überschallbombern gestartet wird. Da-
nach rast sie mit angeblich 12.000 Kilome-
tern in der Stunde auf ihr bis zu 2000 Kilo-
meter entferntes Ziel zu. Dabei können 
jederzeit Kursänderungen erfolgen. 

Das Besondere an sowohl konventio-
nell als auch nuklear bestückbaren Rake-
ten wie der „Kinschal“ ist, dass es selbst 
den US-Streitkräften weitgehend unmög-
lich ist, sie mit den momentan existieren-

den Abfangsystemen vom Himmel zu 
holen. Das macht die „Kinschal“ für jeden 
Gegner hochgefährlich. 

Es wird vermutet, dass ihr Einsatz 
nicht zuletzt als Drohgebärde gegenüber 
der NATO gedacht ist. So lautet beispiels-
weise die Einschätzung von Christoph 
Mölling von der Gesellschaft für Auswär-
tige Politik. Bislang hatte Russlands Präsi-
dent Putin stets behauptet, sein Land be-
nötige die Hyperschallraketen nur, um 
mögliche Aggressoren von einem Erst-
schlag gegen sein Territorium abzuhalten. 

Allerdings werden „Kinschal“, „Zir-
kon“ und „Awangard“ vermutlich nicht 
ewig den Nimbus der „Wunderwaffe“ be-
halten, denn ihre hohe Geschwindigkeit 
begrenzt nicht nur ihre Manövrierfähig-
keit, sondern führt auch zu einer extre-
men Aufheizung ihrer Außenhülle, wor-
aus sich Möglichkeiten für neuartige Or-
tungs- und Abwehrsysteme ergeben.

„Putins Höllensonne“
Bereits jetzt ziemlich verwundbar sind 
zwei andere Kampfmittel der russischen 
Invasionsstreitkräfte, deren Zerstörungs-
potential ebenfalls sehr hoch ist. Die Re-
de ist von den gepanzerten Mehrfachra-
ketenwerfern TOS-1 „Buratino“ und 
TOS-1A „Solnzepjok“, auch bekannt als 
„Putins Höllensonne“. Diese verschießen 
pro Salve 24 bis 30 Raketen, deren Reich-
weite zwischen 400  Metern und sechs 
Kilometern liegt. Die Wirkung der Ge-
schosse entspricht jener einer Aerosol-
bombe: Beim Einschlag entsteht ein riesi-
ger Feuerball, der eine starke Druckwelle 
auslöst, der dann abrupter Unterdruck 
folgt. Für die Menschen im Zielgebiet, 
dessen Fläche etwa 200 mal 400 Meter 
beträgt, ist das Ganze absolut tödlich, 
selbst wenn sie sich in Schützengräben 
oder Bunkern aufhalten. Wer nicht sofort 
verbrennt, der stirbt aufgrund innerer 
Verletzungen. Nach Ansicht von Militär-
experten rangiert das TOS-System damit 
nur „eine Stufe unter der Atombombe“. 
Während des aufwändigen Nachladens 
sind die Raketenwerfer allerdings ein re-
lativ leichtes Ziel für die aus den USA 
stammenden „Javelin“-Panzerabwehrra-
keten der ukrainischen Streitkräfte.

Mit dem Einsatz der TOS-Raketen-
werfer und der konventionell bestückten 
„Kinschal“ scheint Russland sein nichtnu-
kleares Potential ausgereizt zu haben. Die 
Frage ist daher, welche Strategie Putin 
und dessen Getreue wählen werden, 
wenn dies zu keinem Erfolg führt.Unter einem MiG-31K-Abfangjäger: Eine Hyperschall-Luft-Boden-Rakete vom Typ Ch-47M2 „Kinschal“ Foto: pa

CIA trainierte 
Ukrainer
Washington – Die US-Regierung hat 
einen Bericht des US-Militärexperten 
Zach Dorfman bestätigt, dass Angehö-
rige der paramilitärischen Special Ac-
tivities Division (SAD) der Central 
Intelligence Agency (CIA) seit 2015 
ukrainische Elitekämpfer und Scharf-
schützen für den Kampf gegen russi-
sche Truppen ausgebildet haben. Die 
SAD war in der Vergangenheit bereits  
in Nicaragua, Somalia, Afghanistan, 
Pakistan, Syrien, dem Jemen und dem 
Irak zum Einsatz gekommen. Angeb-
lich seien die CIA-Instrukteure kurz 
vor dem Beginn der russischen Inva-
sion am 24.  Februar abgezogen wor-
den. Auf jeden Fall, so Dorfman, profi-
tiere die ukrainische Armee nun von 
dem Training. Dies zeige die gezielte 
Tötung hochrangiger russischer Offi-
ziere und der erfolgreiche Einsatz von 
kleinen Kampfgruppen mit „Stinger“- 
und „Javelin“-Flug- beziehungsweise 
Panzerabwehrraketen. W.K.

Zemmour für 
Remigration
Paris – Der französische Präsident-
schaftskandidat Éric Zemmour will im 
Falle eines Wahlsiegs ein „Ministeri-
um für Remigration“ gründen. Damit 
solle die Rückführung von jährlich 
100.000 „unerwünschten Auslän-
dern“ umgesetzt werden. Am 10. April 
findet in Frankreich der erste Durch-
gang der Präsidentschaftswahlen 
statt. Zur Gruppe jener „Unerwünsch-
ten“ zählt Zemmour straffällig gewor-
dene Ausländer sowie Nichtfranzosen, 
die von den Sicherheitsbehörden als 
Gefährder oder illegale Einwanderer 
eingestuft werden. Die Einstufung als 
„Illegale“ war zwar 2012 abgeschafft 
worden, Zemmour, der auch Chef der 
von ihm selbst im vergangenen Jahr 
gegründeten Partei „Reconquête“ 
(Rückeroberung) ist, will die Einstu-
fung aber wieder einführen. Er darf 
laut Umfragen mit 13 Prozent der 
Stimmen rechnen. Der 1958 bei Paris 
geborene Zemmour ist Abkömmling 
sephardischer Juden aus dem damals 
französischen Algerien. H.H.

Druck der  
USA auf Israel
Washington – Laut einem Bericht der 
Zeitung „Haaretz“ herrscht innerhalb 
der Biden-Administration Verärge-
rung über das Zögern der israelischen 
Regierung, sich den Sanktionen gegen 
Russland anzuschließen. Laut dem 
Bericht soll die US-Regierung signali-
siert haben, es sei wichtiger, dass Is-
rael sich dem wirtschaftlichen Druck 
gegen Russland anschließt, als das es 
als Vermittler zwischen der Ukraine 
und Russland auftrete. Abgeordnete 
und Russlandexperten in den USA 
drängen zudem auf höheren Druck 
gegenüber russischen Oligarchen, die 
aus ihrer Sicht Israel als „sicheren Ha-
fen“ nutzen. Sehr eindringlich hatte 
auch Victoria Nuland, Staatssekretä-
rin im US-Außenministerium, im is-
raelischen Fernsehkanal „Channel 12 
News“ gefordert, Israel solle sich den 
Sanktionen gegen Russland anschlie-
ßen. Untermauert hatte Nuland ihre 
Forderung mit der Frage, ob Israel 
„der letzte Hafen für schmutziges 
Geld sein wolle, das Putins Kriege be-
feuere“.  N.H.
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b MELDUNGEN

Engpässe 
befürchtet 
Köln – Wie eine repräsentative Studie 
des Kompetenzzentrums Fachkräfte-
sicherung am privaten arbeitgeberna-
hen Institut der deutschen Wirtschaft 
(IW) in Köln ergab, werden in den 
nächsten zehn Jahren rund 7,3 Millio-
nen Menschen altersbedingt aus dem 
Berufsleben ausscheiden, weil derzeit 
22,8 Prozent der Beschäftigen über  
55 Jahre alt sind. Abgesehen von der 
Belastung für den Staatshaushalt und 
die Rentenkassen ist das auch inso-
fern eine Herausforderung, als zwei 
Millionen von ihnen in Bereichen ar-
beiten, in denen bereits jetzt ein aku-
ter Fachkräftemangel herrscht. Wie 
in der Logistik- und Gesundheits-
branche, wo es für bis zu 90 Prozent 
der ausgeschriebenen Stellen keine 
Bewerber mehr gibt. So dürften laut 
dem IW zu den aktuell schon fehlen-
den 80.000 Berufskraftfahrern bis 
2032 noch einmal 182.000 hinzukom-
men. Der drohende Personalengpass 
resultiert aus der hohen Erwerbstäti-
genquote bei den über 55-Jährigen. 
Diese stieg von 2013 bis 2020 von 
37,8 auf 71,7 Prozent. W.K.

Erosion des 
Dollar-Status 
New York – Wie das „Wall Street Jour-
nal“ am 15. März berichtete, sollen 
Saudi-Arabien und die Volksrepublik 
China erwägen, saudische Rohölliefe-
rungen künftig auf Basis des Yuans an-
statt auf Basis des US-Dollars abzuwi-
ckeln. Farouk Soussa, Ökonom bei 
Goldman Sachs, kommentierte diesen 
Schritt als „nicht völlig überraschend“. 
In einer Analyse schreibt Soussa, die 
Wahl von Währungen werde zum Teil 
durch geopolitische Allianzen, zum 
Teil aber auch von ökonomischen Be-
ziehungen bestimmt. Daher ist China 
aus saudischer Sicht als großer Ölim-
porteur und ökonomischer Partner 
immer wichtiger geworden. Die Be-
deutung des chinesischen Yuan sieht 
Soussa international zwar wachsen, 
jedoch noch weit entfernt vor dem 
Status einer Reservewährung. Auf der 
anderen Seite sieht Soussa aber auch 
den langfristigen Trend, dass immer 
mehr Länder ihre Währungsreserven 
weg vom Dollar diversifizieren.  N.H.

Indien kauft 
russisches Öl
Neu Delhi – Während die USA und 
ihre Verbündeten ihre Rohstoff-Im-
porte aus Russland stoppen oder zu-
mindest zurückfahren, verhandelt In-
dien über einen Öl-Liefervertrag mit 
Russland. Die angepeilte Gesamtmen-
ge ist zwar klein und umfasst nicht 
einmal den Bedarf Indiens für einen 
einzigen Tag. Doch der Zeitpunkt der 
Verhandlungen hat zu heftigen Protes-
ten aus Washington geführt. Von indi-
scher Seite weist man die Kritik zu-
rück. Länder wie Italien, Frankreich 
und Deutschland importierten eben-
falls weiterhin Erdöl aus Russland, so 
der Konter. Zudem sei die indische 
Wirtschaft von den enorm gestiege-
nen Weltmarktpreisen hart getroffen. 
Moskau gewährt dem südasiatischen 
Land offenbar einen Sonderpreis. Um 
Zahlungen in US-Dollar zu umgehen, 
arbeiten Indien und Russland derzeit 
an einem Zahlungsmechanismus über 
Rupien und Rubel. H.H.

VON NORMAN HANERT

B undeswirtschaftsminister Ro-
bert Habeck und die Bundesre-
gierung senden zum Thema 
Kraftwerksabschaltungen der-

zeit sehr unterschiedliche Signale. Im Wi-
derspruch zum mühsam ausgehandelten 
„Kohle-Kompromiss“ der Vorgängerre-
gierung hält das Ampel-Bündnis noch im-
mer an einem vorgezogenen Aus für die 
Kohleverstromung bis 2030 fest. Um die 
Stromversorgung zu sichern und den 
Gasverbrauch kurzfristig zu verringern, 
haben SPD, Grüne und FDP allerdings un-
längst auch beschlossen, die endgültige 
Stilllegung von weiteren Kohlekraftwer-
ken zunächst einmal auszusetzen. Ange-
sichts des russischen Angriffs auf die  
Ukraine müsse gewährleistet sein, dass 
Kohlekraftwerke als Back-up zur Verfü-
gung stünden, so das Bundeswirtschafts-
ministerium in einem Papier, das am 
10. März veröffentlicht wurde.

Bestätigt fühlen kann sich mit dieser 
Entscheidung Habecks der brandenburgi-
sche Wirtschaftsminister Jörg Steinbach 
(SPD). Er hatte sich insbesondere dafür 
stark gemacht, in der Lausitz die endgül-
tige Stilllegung von zwei Blöcken des 
Braunkohlekraftwerks Jänschwalde zu 
verschieben. Im Kraftwerk nordöstlich 
von Cottbus stehen schon jetzt zwei der 
sechs Blöcke nur noch in Bereitschaft. 
Laut Kohleausstiegsgesetz sollte der erste 
Block dieser Notfallreserven im Oktober 
endgültig stillgelegt werden.

Klage zweier Umweltverbände
Die erfolgreiche Klage zweier Umweltver-
bände könnte die Pläne zur Verlängerung 
dieser Sicherheitsreserve ein Stück kom-
plizierter und teurer machen. Das Cott-
busser Verwaltungsgericht hat einem Eil-
antrag der Deutschen Umwelthilfe und 
der Grünen Liga stattgegeben und ange-
ordnet, dass der Betreiber LEAG mit Wir-
kung zum 15. Mai den Tagebau Jänschwal-
de in der Lausitz anhalten muss. Beide 
Umweltverbände hatten moniert, am Ta-
gebau werde mehr Grundwasser gehoben, 
als es der Hauptbetriebsplan und eine 
dazugehörende wasserrechtliche Erlaub-
nis zuließen. Auswirkungen hat die Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts nicht 
nur auf den Tagebau, sondern auch auf 
das Kraftwerk Jänschwalde. Mit seinen 
sechs 500-Megawatt-Blöcken, von denen 
zwei in Sicherheitsbereitschaft gehalte-
nen werden, handelt es sich um Deutsch-
lands drittgrößtes Kraftwerk.

„Wir“, so der LEAG-Bergbauvorstand 
Phillipp Nellessen, „bedauern diese Ge-
richtsentscheidung zum Tagebau Jänsch-
walde, die aus unserer Sicht weitreichen-
de Folgen sowohl für die aktuell bereits 
vor dem Hintergrund des Ukrainekriegs 

in Frage gestellte Versorgungssicherheit 
mit Strom und Wärme hat als auch gravie-
rende Auswirkungen für die Natur und 
die Strukturentwicklung in der Region um 
den Tagebau mit sich bringt.“ 

Der LEAG-Betriebsrat schlug in die-
selbe Kerbe. Er wies darauf hin, dass mit 
dem Ukrainekrieg das Thema Energiever-
sorgung in Deutschland eine andere Di-
mension bekommen habe: „Wer jetzt die 
Kohleförderung in Jänschwalde zum Er-
liegen bringt, der reduziert die gesichert 
verfügbare Menge an heimischer Braun-
kohle und damit auch an gesicherter 
Stromerzeugung.“ 

Die LEAG prüft inzwischen eine Be-
schwerde. Auch das Landesbergamt als 
Genehmigungsbehörde kündigte eine 
Prüfung an. Wie Brandenburgs Wirt-
schaftsminister inzwischen einräumte, 
liegt in Sachen Wasserförderung das Ver-
schulden nicht einmal bei dem Energie-

versorger. „Den Fehler müssen wir an die-
ser Stelle zugeben“, so der Minister. Laut 
Steinbach war behördlicherseits offenbar 
versäumt worden, die wasserrechtliche 
Erlaubnis entsprechend dem genehmig-
ten Ausbau des Tagebaus anzupassen.

Versäumnis der Behörde
Der Wirtschaftsminister wies zudem dar-
auf hin, dass der Begriff „Wasserver-
brauch“ im Zusammenhang mit dem Ta-
gebau einen falschen Eindruck erwecken 
könne. Zwar wird für den Tagebaubetrieb 
Grundwasser entnommen, dieses wird 
aber dem Oberflächenwasser auch wieder 
zugeführt. Eine Einstellung des Tagebau-
betriebs wird an diesem Wasserkreislauf 
nichts ändern. Wie die LEAG mitteilte, 
muss das Abpumpen von Grundwasser 
wegen der geotechnischen Sicherheit 
nämlich nach dem 15. Mai unvermindert 
weitergehen.

Der Energieversorger muss mit zu-
sätzlichen finanziellen Belastungen rech-
nen, wenn er für das Kraftwerk Jänsch-
walde künftig Kohle aus weiter entfernten 
Tagebauen heranschaffen muss. Zur Ein-
ordnung: Unter Volllast benötigt Jänsch-
walde pro Tag 80.000 Tonnen Kohle.

Laut einem Bericht des „Handels-
blatts“ befindet sich der in der Lausitz an-
sässige Versorger LEAG offenbar ohnehin 
wegen der hohen Energiekosten in finan-
ziellen Schwierigkeiten. Demnach musste 
das Unternehmen kurzfristig mit einem 
Kredit in Milliardenhöhe von der staatli-
chen KfW-Bank gestützt werden. Dabei 
soll es sich sogar um einen der höchsten 
Kredite gehandelt haben, den die staatli-
che Förderbank je an ein Unternehmen 
vergeben hat. Schon im Januar hatte der 
Energiekonzern Uniper mit der KfW eine 
Kreditvereinbarung von bis zu zwei Mil-
liarden Euro vereinbart.

BRANDENBURG

Verwaltungsgericht in Cottbus 
stoppt Tagebau Jänschwalde

Erlaubnis zum Braunkohleabbau nur noch bis zum 15. Mai.  
Kohleversorgung des Kraftwerks Jänschwalde noch ungeklärt

China war der Ausbruchsort der Corona-
Pandemie und galt seit Beginn der Krise 
als eines der Länder, die mit besonders 
rigiden Maßnahmen eine Ausbreitung des 
Virus weitgehend unter Kontrolle halten 
konnten. Immer wieder wurden regionale 
Lockdowns verhängt.

Doch nun gerät diese sogenannte Null-
Covid-Strategie an ihre Grenzen. Die 
hochansteckende Omikron-Variante hat 
eine regelrechte Panik ausgelöst. Men-
schen strömten in die Supermärkte, um 
Hamsterkäufe zu tätigen, weil das Gerücht 
die Runde machte, die Regierung würde 
einen großflächigen Lockdown verhängen.

Die 17-Millionen-Metropole Shenzhen 
hatte vor zwei Wochen knapp 400 Fälle 
und musste dennoch für sieben Tage in 
einen kompletten Lockdown. Die Groß-
stadt gilt als das Silicon Valley Chinas. 

Elektronikkonzerne wie Huawei und Ten-
cent kommen von dort. „Shenzhen hat die 
Einwohnerzahl von Nordrhein-Westfalen 
hat, und gleichzeitig das Bruttosozialpro-
dukt von Südafrika. Wenn Shenzhen ein 
Problem, dann hat China ein Problem“, 
sagte Jörg Wuttke, Präsident der Europäi-
schen Handelskammer in China. 

Die Zahl der täglich gemeldeten Infek-
tionen liegt Mitte März relativ konstant bei 
knapp 5000. Selbst, wenn die Dunkelziffer 
wie angenommen deutlich höher sein soll-
te, sind die Zahlen im Vergleich zu den 
europäischen Werten verschwindend ge-
ring. Doch das Null-Covid-Konzept stößt 
an seine Grenzen, und der Frust in der Be-
völkerung scheint zu wachsen. 

Angesichts der größten Corona-Welle 
seit zwei Jahren arbeiten die Behörden am 
Ausbau der Krankenhaus-Kapazitäten, um 

eine Überlastung des Gesundheitssystems 
zu verhindern. Doch die Stimmung wird 
zunehmend schlecht. Ausländische Medi-
en berichten von Arbeitern, die auf der 
Straße schlafen, damit sie nicht in ihre 
Siedlung zurückmüssen, die gerade von 
einem Lockdown betroffen ist. Die Ein-
wohner des Industriestandorts Shenyang 
dürfen seit zwei Wochen ihre Wohnanla-
gen nur mit einem aktuellen negativen 
Corona-Test verlassen. Shenyang ist die 
wichtigste Wirtschaftsmetropole des 
Nordostens. Dort hat BMW eines seiner 
größten Werke weltweit, zudem sitzen vie-
le Automobilzulieferer hier. Die Firmen 
haben Angst, dass es zu einer Masseninfek-
tion kommt. Gleichzeitig kursieren Mobil-
telefonvideos, in denen zu sehen ist, wie 
Polizisten Test-Verweigerer mit Gewalt 
aus den Wohnungen holen. Es gibt Städte 

in China, in denen haben die Gesundheits-
behörden begonnen, die Haustiere von Be-
wohnern in Quarantäne zu töten. Mittler-
weile herrscht für mehr als 60 Städte ein 
Lockdown, die Volkswagen-Werke in der 
abgeriegelten nordchinesischen Stadt 
Changchuns müssen mindestens drei Wo-
chen schließen. Die Sorgen vor Auswirkun-
gen auf Lieferketten wachsen. 

Doch die Staatsführung in Peking gibt 
sich derzeit noch unbeeindruckt. Staats-
chef Xi Jinping betonte in der vergange-
nen Woche die Notwendigkeit, das Leben 
der Menschen in den Vordergrund zu stel-
len und „mit wissenschaftlichen und ge-
zielten Maßnahmen an der dynamischen 
Null-Covid-Strategie“ festzuhalten. Xi 
forderte zugleich, die Auswirkungen der 
Pandemie auf die Wirtschaft des Landes zu 
„minimieren“. Peter Entinger

CHINA

Null-Covid-Strategie stößt an ihre Grenzen
Mit seiner Rigorosität bei der Corona-Bekämpfung droht Peking das Land ins Chaos zu stürzen

 im Hintergrund das Kraftwerk: Der Braunkohletagebau Jänschwalde Foto: Hanno Böck
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HANS HECKEL

F ür den US-amerikanischen Ost-
europa-Historiker Timothy 
Snyder werden die geopoliti-
schen Folgen des Ukrainekriegs 

verheerend ausfallen. Putin, so Snyder im 
Gespräch mit der „Welt“, habe keinen 
Weitblick, denn: „Er übergibt sein Land 
praktisch an China.“ 

Die Befürchtung ist absolut realis-
tisch. Die Sanktionen, welche der Westen 
gegen Russland in Reaktion auf den Ein-
marsch in die Ukraine verhängt hat, 
schneiden das russische Riesenreich von 
nahezu sämtlichen Verbindungen ins 
restliche Europa ab. Moskau wird gar 
nichts anderes übrig bleiben, als sich an-
deren Partnern zuzuwenden. Der bei Wei-
tem stärkste wird China sein.

Wirtschaftlich gravierend geschwächt, 
wird Russland dann nicht umhinkommen, 
sich billig zu verkaufen, um die Lücken, 
welche die abgezogenen westlichen In-
vestoren hinterlassen haben, rasch zu fül-
len. Und China wird bereitstehen, um sich 
umfangreich und günstig einzukaufen. 
Parallel zu den wirtschaftlichen werden 

sich so auch die politischen Gewichte ver-
lagern. Moskau schrumpft zum bloßen 
Juniorpartner Pekings. 

Das jedoch ist nur die eine Seite der 
tragischen europäischen Entwicklung. 
Auch die Europäische Union und 
Deutschland werden Gewicht und Spiel-

raum verlieren. Seit Jahren und Jahr-
zehnten predigen EU-europäische Spit-
zenpolitiker die Einheit und „gemeinsa-
me Stärke“ ihrer Staaten-Union. In der 
Praxis dominieren dann aber regelmäßig 
das Klein-Klein der Verordnungsbürokra-
tie und die eifersüchtige Verfolgung na-
tionaler Interessen auf Kosten der sonst 
so warmherzig gepriesenen „Partner“. 

Man war (und ist) vollauf mit Dingen be-
schäftigt wie dem teuren Aufrechterhal-
ten einer funktionsuntüchtigen Einheits-
währung oder dem Ringen um die Geld-
verteilung innerhalb der Union. 

Als außenpolitischer Faktor blieb die 
EU unsichtbar: Schon in den Balkankrie-
gen der 1990er Jahre, in der Antwort auf 
Washingtons Irakkrieg 2003 oder bei der 
Invasion in Libyen 2011 existierte die Uni-
on faktisch nicht. Aus diesen Erfahrungen 
hätten eigentlich Schlüsse gezogen wer-
den müssen. Die „gemeinsame Stärke 
nach außen“ blieb Phrase, die auch Angela 
Merkel 16 Jahre lang ausstieß, ohne, wie 
René Pfister im „Spiegel“ beklagt, etwas 
dafür getan zu haben (siehe Seite 24).

Nun also scheint Europa, und zwar 
nicht nur die EU, gleichsam von der geo-
politischen Weltkarte zu verschwinden. 
Russland wird zum Vorfeld chinesischer 
Weltmacht-Ambitionen. Eine Entwick-
lung, die in ihren Dimensionen den Atem 
stocken lässt. Und das westliche Europa 
mit den Zentren Berlin, Paris, Brüssel 
und London definiert sich weitestgehend 
fast nur noch durch seine Bündnistreue 
zu den USA.

Bei Wahlen profitieren die Amtsinhaber 
meist vom Amtsbonus und davon, dass sie 
bekannter sind als die Herausforderer. 
Dem saarländischen Ministerpräsidenten 
Tobias Hans von der CDU hat all das 
nichts genutzt. Ihm haftete der Makel an, 
nicht ins Amt gewählt worden zu sein, 
sondern stattdessen 2018 seiner Partei-
kollegin Annegret Kramp-Karrenbauer 
nachgefolgt zu sein, die dem Saarland den 
Rücken kehrte, um als Generalsekretärin 
der Bundes-CDU nach Berlin zu ziehen.

Nun kehrt mit Anke Rehlinger eine 
Frau zurück in die Staatskanzlei von Saar-
brücken. Dass die SPD-Politikerin mit  
43,5 Prozent der Stimmen ihren Vorgän-
ger weit überflügelte, hat nicht allein et-
was mit der Euphorie-Welle zu tun, auf 
der die Sozialdemokraten seit der Bun-
destagswahl schwimmen. So unbekannt 
sie außerhalb des Saarlandes weitgehend 
ist, so populär ist sie innerhalb des klei-

nen Bundeslandes. Noch bevor Hans die 
politische Bühne betrat, war sie Landtags-
abgeordnete, seit 2014 die stellvertreten-
de Ministerpräsidentin und Landesminis-
terin für das Schlüsselressort Wirtschaft 
Arbeit, Energie und Verkehr. Seit 2018 
führt sie außerdem die Landes-SPD an.

Vor ihrer politischen absolvierte die 
45-Jährige eine sportliche Karriere als Dis-

kuswerferin und Kugelstoßerin. In letzte-
rer Disziplin hält sie seit 1996 den saar-
ländischen Frauenrekord mit 16,03 Me-
tern. Doch über das Saarland hinaus 
reichten weder ihre sportlichen noch bis-
lang politischen Ambitionen. 

Sie selbst bezeichnet sich als „beken-
nender Dorfmensch“. Geboren im 
2300-Seelen-Ort Wadern hat Rehlinger 
ihre gesamte Ausbildung bis zum Jurastu-
dium im Saarland absolviert – abgesehen 
von einem Ergänzungsstudium in Speyer. 
Sie sei dicht dran an den Saarländern, 
heißt es, weshalb sie auch stolz darauf sei, 
dass jeder sie über ihre Mobilfunknum-
mer direkt erreichen könne. Auch durch 
einen Gebrauch der unpopulären Gender-
sprache ist sie bislang nicht groß aufgefal-
len. Jetzt muss sie nur in Krisen- und 
Kriegszeiten damit auffallen, Arbeitsplät-
ze zu schaffen. Dies hat sie jedenfalls zur 
„Chefinnensache“ erklärt. H. Tews

Sieht verheerende geopolitische Folgen des Ukrainekriegs: Der Osteuropa-Historiker Timothy Snyder  

Geopolitisch spielen 
die Mächte des alten 

Kontinents keine 
eigene Rolle mehr

Saarlands künftige Ministerpräsi-
dentin: Anke Rehlinger

PORTRÄT

LEITARTIKEL

Rekord-Frau von der Saar

Europa ist verschwunden

BODO BOST

Droht dem durch den Ukrainekrieg ge-
bundenen Russland nun eine Welle von 
Unruhen und Aufständen an den zahl-
reichen Außengrenzen seines Reiches? 
Zumindest die alten Brandherde im 
Kaukasus schwelen schon wieder.  

So beschuldigte Russland am 
26. März Aserbaidschan, den nach dem 
Karabach-Krieg von 2020 unterzeichne-
ten Waffenstillstand mit Armenien ver-
letzt zu haben. Zwischenfälle zwischen 
armenischen und aserbaidschanischen 
Streitkräften waren seit 2020 häufig, 
aber diesmal beschuldigte Moskau erst-
mals eine der Parteien direkt, den Waf-
fenstillstand zu verletzen, für den Wla-
dimir Putin der Garant ist. 

Die erneuten Spannungen zeigen, 
dass Putin in manchen muslimischen 
Ländern der ehemaligen Sowjetunion 
wegen seines stockenden Vormarsches 
in der Ukraine bereits als Schwächling 
gilt. Es ist sehr wahrscheinlich, dass 
auch Erdogan, ohne dessen Erlaubnis 
Aserbeidschan keinen Schuss abgibt, die 
Lage ebenso einschätzt. 

„Zwischen dem 24. und 25. März ha-
ben die Streitkräfte Aserbaidschans das 
trilaterale Abkommen der Führer Russ-
lands, Aserbaidschans und Armeniens ... 
verletzt, indem sie in das Gebiet unter 
der Verantwortung des russischen Kon-
tingents zur Friedenssicherung in Berg-
karabach eingedrungen sind“, kritisierte 
das russische Verteidigungsministerium 
in einer Erklärung. 

Das aserbaidschanische Verteidi-
gungsministerium widersprach der rus-
sischen Darstellung und wagte es sogar, 
die Russen der Lüge zu bezichtigen. Ba-
ku warf Moskau vor, illegale bewaffnete 
Einheiten in dem umstrittenen Gebiet 
zu stationieren. So hätte Aserbeidschan 
die Wagner-Truppe vor dem Krieg in der 
Ukraine nie bezeichnet. Laut Russland 
errichteten die aserbaidschanischen 
Streitkräfte einen Beobachtungsposten 
und führten „vier Angriffe mit Drohnen 
des türkischen Typs Bayraktar“ in der 
Nähe der Ortschaft Farukh durch. Drei 
Bewohner von Karabach wurden dabei 
getötet und 15 verletzt. Die aserbaid-
schanischen Streitkräfte haben entge-
gen der Aufforderung Moskaus das Dorf 
Farukh nicht verlassen. 

Das armenische Außenministerium 
beschuldigte das Nachbarland auch, Ka-
rabach die Gasversorgung entzogen zu 
haben, sodass die Bevölkerung „am Ran-
de einer humanitären Katastrophe“ ste-
he. „Wir erwarten, dass das russische 
Friedenskontingent in Berg-Karabach 
klare Schritte unternimmt, um die Situ-
ation zu regeln und weitere Opfer zu 
verhindern“, fügte die armenische Dip-
lomatie hinzu. 

Das Eingreifen Putins sowie ein zwi-
schen Armenien, Aserbaidschan und 
Russland unterzeichnetes Waffenstill-
standsabkommen vom 9. November 
2020 hatten einen sechswöchigen ge-
waltsamen Konflikt und vielleicht einen 
Genozid um die Kontrolle über Bergka-
rabach, ein pro-armenisches Separatis-
tengebiet, beendet. 6500 Menschen wa-
ren damals gestorben, die aserbaidscha-
nischen Streitkräfte hatten erhebliche 
Gebietsgewinne erzielt und standen 
kurz davor, auch das von Armeniern be-
wohnte Herz Karabachs zu erobern. 

Fühlt sich Alijew beleidigt?
Erdogan hatte kurz vor dem Überfall 
Aserbeidschans auf Karabach im Sep-
tember 2020 einen Brudermilitärpakt 
mit Aserbeidschan geschlossen. Arme-
nien war dagegen dem postsowjetischen 
Bündnis unter Führung Russlands treu 
geblieben. Trotzdem hatte Putin sechs 
Wochen gewartet, um seine Bündnis-
pflicht zu erfüllen, Armenien hatte sich 
dagegen im Januar dieses Jahres als ers-
tes Land an Putins Rettungsmission im 
Bündnisland Kasachstan beteiligt. 

Moskau hatte durch massive Waf-
fenlieferungen an Aserbeidschan im 
Vorfeld ganz erheblich zu dessen Sieg 
gegen Armenien beigetragen, weil Eri-
wan von Moskau nur drittklassige Waf-
fen bekam. Der Vater des kurdischstäm-
migen aserbeidschanischen Staatschefs 
Ilham Alijew war in Sowjetzeiten KP-
Parteichef von Aserbeidschan und ein 
hoher KGB-Funktionär, im Gegensatz 
zu Putin, der nur niedrige Chargen beim 
KGB ausübte. Alijew war der letzte 
Staatschef, den Putin vor dem Überfall 
auf die Ukraine an seinen langen Tisch 
zitierte, um seine Version beider Kon-
flikte anzuhören. 

Es könnte sein, dass ihn dies belei-
digt und jetzt radikalisiert hat.

ANALYSE 

Aserbaidschan schafft 
Fakten in Karabach
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Monat zum Quartalsende schriftlich an den Verlag 
zu richten.

Einzelverkaufspreis: 3,40 Euro.

Anzeigen: Ingrid Stuthmann. 
Es gilt Preisliste Nr. 34.

Konten: Commerzbank AG, IBAN: DE64 2004 0000 
0634 2307 01, BIC: COBADEFFXXX oder Postbank 
Hamburg, IBAN: DE44 2001 0020 0008 4262 04, 
BIC: PBNKDEFF (für Vertrieb). 

Für unverlangte Einsendungen wird nicht gehaftet.

Telefon (040) 4140 08-0 
Telefon Redaktion (040) 4140 08-32 
Fax Redaktion/Anzeigen (040) 4140 08-50 
Telefon Anzeigen (040) 4140 08-32 
Telefon Vertrieb (040) 4140 08-42 
Fax Vertrieb (040) 4140 08-51

Internet: www.paz.de

E-Mail: 
redaktion@paz.de 
anzeigen@paz.de 
vertrieb@paz.de

Landsmannschaft Ostpreußen: 
www.ostpreussen.de 
Bundesgeschäftsstelle: lo@ostpreussen.de
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Bronzefrau ruht 
weiter in Berlin
Berlin – Die Nationalgalerie der Staat-
lichen Museen zu Berlin – Preußischer 
Kulturbesitz (SPK) übergibt die von 
dem Schweizer Bildhauer Fritz Huf 
(1888–1970) geschaffene Bronzeplas-
tik „Ruhende Frau“ an die Stiftung 
Preußische Schlösser und Gärten Ber-
lin-Brandenburg (SPSG). Die SPK hat-
te das Werk an die Erbin von Hans 
(Jean) Fürstenberg restituiert, der es 
aufgrund seiner Verfolgung in der Zeit 
des Nationalsozialismus verloren hat-
te. Nach der Flucht Fürstenbergs und 
dem erzwungenen Verkauf seines 
Hauses verlor sich die Spur der Plas-
tik. Erst 1948 wurde sie im Schrottla-
ger der tschechoslowakischen Militär-
mission im Berliner Osthafen aufge-
funden und der Nationalgalerie durch 
den Magistrat von Berlin übergeben. 
Die Provenienz der Plastik „Ruhende 
Frau“ war im Rahmen der Erarbeitung 
des kürzlich erschienenen Bestands-
katalogs „Die Sammlung der National-
galerie 1905 bis 1945“ von Mitarbeitern 
des Zentralarchivs der Staatlichen 
Museen zu Berlin intensiv recher-
chiert worden. Die Erbin – die franzö-
sische Stiftung Fondation Fürsten-
berg-Beaumesnil – verkaufte die 
Skulptur an die SPSG. Langfristig soll 
die „Ruhende Frau“ im Park des 
Schlosses Schönhausen in Berlin-Pan-
kow aufgestellt werden. tws

Theaterfest in 
der Schaubühne
Berlin – Noch bis 10. April findet in 
der Berliner Schaubühne das Theater-
festival „FIND“ statt. Im Fokus steht 
der Kanadier Robert Lepage mit zwei 
Filmen sowie den beiden Bühnen-
inszenierungen „The Seven Streams of 
the River Ōta“ und „887“, welches das 
Festival beschließen wird. Das gesam-
te Programm und Kartenbuchungen 
unter www.schaubuehne.de tws

Hamburg ehrt 
Berliner Maler
Hamburg – Der Berliner Maler Ernst 
Wilhelm Nay (1902–1968) ist noch bis 
7. August Thema der „Retrospektive“ 
in der Hamburger Kunsthalle. Nays 
kraftvoll-farbintensive Bilder gelten 
als Brücke zwischen der Kunst vor und 
nach dem Zweiten Weltkrieg. Sie ver-
binden Expressionismus, Abstraktion 
und die gestische Malerei nach 1945 
sowie die deutsche mit der internatio-
nalen Moderne. Mit rund 120 Gemäl-
den, Aquarellen und Zeichnungen prä-
sentiert die Ausstellung Nays komple-
xes Werk in allen Phasen. Internet: 
www.hamburger-kunsthalle.de tws

„Ruhende Frau“ vom Fritz Huf

VON EBERHARD STRAUB

E s war der junge Georg Wilhelm 
Friedrich Hegel, der 1796 wäh-
rend der letzten Krise des Hei-
ligen Römischen Reiches leb-

haft wünschte, „die alten Helden“ der 
vaterländischen Geschichte wieder zum 
Leben zu erwecken, um in sittlich-politi-
scher Absicht „die Empfindungsweise 
und Phantasie“ im Volke zu veredeln. Er 
dachte dabei vor allem an Kaiser Friedrich 
Barbarossa, der vor 900 Jahren geboren 
wurde. Sein Wunsch ging in der Auseinan-
dersetzung mit Napoleon und nach der 
Befreiung von französischer Vorherr-
schaft in Erfüllung. 

Mit dem im Kyffhäuser entrückten 
Herrscher, wie Sagen berichteten, waren 
schon lange alle Hoffnungen auf nationale 
Wiedergeburt und Erneuerung ent-
schwundener Größe verbunden. Dieser 
um 1122 vermutlich in Hagenau geborene 
Kaiser, der von 1152 bis 1190 regierte, hat-
te das Reich, zerrüttet in den Auseinan-
dersetzungen mit den Päpsten, gleichsam 
neu gegründet. Die drei Königreiche, das 
deutsche, das italienische und das bur-
gundische brachte er miteinander in enge 
Beziehung. Sie sollten sich nicht als je-
weils eigene Herrschaftsräume mit ver-
schiedenen Interessen verstehen, son-
dern ihren Stolz darin finden, zum Römi-
schen Reich zu gehören, dessen Ehre und 
Ruhm sie wahrten und mehrten.

Nach den Franken, seit Karl dem Gro-
ßen, war es das Vorrecht der Deutschen, 
den Kaiser zu bestimmen und das Römi-
sche Reich zu verwalten, das – wie sein 
Name sagt – in seiner Gemeinschaft Völ-
ker vereint und daher möglichst darauf 
bedacht sein muss, für Eintracht unter 
den Königen im Abendland zu sorgen und 
damit den allgemeinen Frieden zu schüt-
zen und eine Ordnung, in der die immer 
beweglichen und ehrgeizigen Kräfte zur 
Ruhe finden und sich einander ergänzen.

Friedrich Barbarossa hatte stets die 
Ehre, die Größe und den Ruhm des Römi-
schen Reiches im Auge. Ehre und Ruhm 
sind sittliche Mächte und sind mit der Eh-
re sowie dem Ruhm Gottes, der Gloria 
Dei, verbunden. Der Kaiser in der Welt ist 
der Stellvertreter des Weltenkaisers Jesus 
Christus, dessen Ehre und Ruhm er nicht 
vernachlässigen darf, weil sie in seiner 
Majestät ihren anschaulichen Ausdruck 
finden. Die kaiserliche Majestät kann 
nicht immer mild und liebenswürdig sein, 
zuweilen muss sie auch einschüchternd 
wirken, um Störenfriede zur Ordnung zu 
rufen oder zu bestrafen.

Ein Symbol für die Reichseinheit
Deshalb konnte zuweilen Barbarossa mit 
Zorn und Unerbittlichkeit auftreten, um 
die Ehrfurcht vor seiner Würde und der 
des Reiches zu erhalten. Es ging nicht um 
ihn, sondern um die Institutionen. Was 
menschlich war, hatte ein Herrscher nach 
idealen Vorstellungen abzulegen, um der 
Kaiser zu sein, der niemals stirbt, ganz 
und gar ergriffen von seiner erhabenen 
Würde, die nicht vergänglich ist wie der 
Mensch und dessen Körper.

Es fällt heute schwer, sich in solche 
Ideen hineinzufühlen. Barbarossas Zeit-
genossen hatten damit keine Schwierig-
keiten, denn sie wussten, dass Herrschen 
eine Sache der Einbildungskraft ist und 
die allgemeine Ordnung nicht auf Abs-
traktionen, sondern auf anschaulichen 
Wahrheiten beruhte, die sich in feierli-
chen Zeremonien offenbarten. Friedrich 
Barbarossa wurde allgemein als vollkom-
mener Ritter und Kaiser anerkannt, höf-

lich, liebenswürdig und, wenn es sein 
musste, streng, aber dabei nie ungerecht.

Seine Anmut milderte die Majestät. Er 
verfügte über ausgezeichnete Ratgeber, 
die den Laien ausreichend über rechtliche 
Grundsätze und historisch-theologische 
Kontroversen unterrichteten. Die prakti-
sche Erfahrung machte ihn bald selbst-
ständig. Er war stets bereit, aus Fehlern zu 
lernen. Es gelang ihm, in seinen drei Kö-
nigreichen die königliche Autorität zu fes-
tigen und mit seinen Beamten die Verwal-
tung als Mittel der Herrschaft zu verbes-
sern. Als Kaiser, der es sehr geschickt ver-
stand, die unterschiedlichsten Bestrebun-
gen seinem Wollen unterzuordnen und 
damit der Größe des Reiches, erwarb er 
sich Respekt unter den anderen Fürsten 
und konnte Böhmen, Mähren und Schle-
sien mit dem Reich verknüpfen.

Die Päpste wollten als eigenmächtige 
Stellvertreter Christi die Freiheit der Kir-
che vor kaiserlicher Bevormundung gesi-
chert wissen. Ihre zähen Bemühungen 
veranlassten die Kaiser, nun ihrerseits der 
weltlichen Herrschaft eine Gleichberech-
tigung neben der geistlichen zu verschaf-
fen und auf dem unmittelbaren Gottes-
gnadentum von Kaiser und Reich zu be-
stehen. Das Römische Reich wurde unter 
Kaiser Barbarossa offiziell zum Heiligen 
Reich. Er ließ Karl den Großen, den Stifter 
des nachantiken Römischen Reichs heilig-
sprechen, um die Heiligkeit des Reiches 
zu betonen. Damit ebnete er unbeabsich-
tigt den Weg zur Säkularisierung des Kö-
nigtums und Kaisertums in der späteren 
monarchischen Souveränität.

Wie ein Wagnerianischer Erlöser
Als Barbarossa auf seinem Kreuzzug 1190 
bei einem Bade im Fluss Saleph in Klein-
armenien ertrank, erlosch mitnichten die 
Kaiserherrlichkeit. Erst die dramatische 
Geschichte unter seinem Enkel Kaiser 
Friedrich II. und dessen überraschender 
Tod mitten in stürmischen Auseinander-
setzungen mit den Päpsten führte 1250 zu 
der „kaiserlosen, der schrecklichen Zeit“, 
wie Schiller das Interregnum in seiner 
Ballade vom Grafen von Habsburg nennt, 
das ab 1173 König Rudolf, der erste Habs-
burger, beendete. 

Diese unselige und verworrene Zwi-
schenzeit blieb unter den Deutschen un-

vergesslich, denn damals verlor das Reich 
an Macht und Ansehen. Es war Fried - 
rich II., von dem es zuerst hieß, er lebte 
nicht und lebte doch fort im Ätna. Eine 
Sehnsucht nach einem „Dritten Fried-
rich“ regte sich immer wieder in volks-
tümlichen Legenden und Verheißungen, 
die von einer Wiedergeburt des Reiches 
handelten. Im Laufe der Zeiten ver-
schmolzen die Legenden miteinander. 
Bauern behaupteten im 16. Jahrhundert, 
den alten Barbarossa auf den Ruinen der 
Kyffhäuserburg gesehen zu haben.

In der populären Phantasie blieb Bar-
barossa stets mit Frieden, Recht und Ord-
nung verbunden. In der aufgeregten Zeit 
des 15. und 16. Jahrhundert, als Reichs- 
und Kirchenreform immer heftiger ge-
wünscht wurden, erlebte Barbarossa sei-
ne erste Renaissance. Patriotische Huma-
nisten wollten deutschen Heldenglanz 
neben den antiken Heroen erstrahlen 
lassen. Die Reformatoren würdigten in 
Barbarossa den Streiter wider angemaßte 
papistische weltliche Macht. 

Nach den siegreichen Türkenkriegen 
gab es im 18. Jahrhundert noch einmal 
eine prächtige Reichs- und Kaiserherr-
lichkeit, weiterhin gegenwärtig in den 
Reichsstiften in Schwaben oder an der 
Donau in Österreich. Die großartigste 
Verklärung des unvergesslichen Kaisers 
findet sich im Kaisersaal in der Würzbur-
ger Residenz. Unter Aufbietung aller mög-
lichen Götter und Halbgötter führen der 
Genius des Reiches und Apoll die burgun-
dische Prinzessin Beatrix ihrem Gemahl 
zu, dem Kaiser Friedrich. Dieses festlich-
heitere Deckenfresko ist die Apotheose 
des Reiches, das 1750 noch bestand, eine 
letzte „Prunkrede“ auf das Römische 
Reich, das trotz allem nicht untergehen 
kann und darf, wie es immer wieder hieß.

1806 wurde das Reich aufgelöst. Napo-
leon und eine gekrönte Horde von Räu-
bern betätigten sich als Leichenfledderer. 
Die große Katastrophe forderte dazu auf, 
den Blick zurückzulenken, um Kraft und 
geduldige Ausdauer denen zu vermitteln, 
die vielleicht mutlos werden sollten. Im 
Sinne der Kyffhäusersage glaubte man an 
den künftigen Kaiser und Retter aus Not 
und Elend. Im säkularisierten österlichen 
Geist der Auferstehung bot der schlafen-
de Kaiser im Berg Trost, dermaleinst auf-

zubrechen, um das Reich zu einen und 
eine neue Friedensordnung zu stiften.

Der seit dem 18. Jahrhundert erwa-
chende Sinn für die Geschichte und für 
das Mittelalter beflügelte Dichter und Ma-
ler, um den Deutschen Mut zu machen, 
sich ihrer gar nicht glücklosen Geschichte 
zuzuwenden. Barbarossa als Symbol deut-
scher Größe, Anmut und Würde wird bei 
Achim von Arnim in seinem Roman „Die 
Kronenwächter“ von 1817 mit mythischen 
und historischen Kräften in Beziehung ge-
bracht. Richard Wagner griff im ersten 
Entwurf für seinen „Ring“ darauf zurück.

Rotbart und Weißbart
Der „Staufische Ritter“ und „staufische 
Klassik“ wurden beschworen als Erinne-
rungen an einen wunderbaren Moment, 
als Macht und Geist, Schönheit und Frei-
heit keine Gegensätze waren, sondern 
sich wechselseitig steigerten und den 
Deutschen zu einer leichten und gefälli-
gen Form verhalfen, die sie in Zeiten poli-
tischer Ohnmacht entbehrten. Die natio-
nale Auferstehung fand für viele endlich 
mit der Reichseinigung von 1871 statt.

Rotbart langes Warten im Kyffhäuser 
hatte sich gelohnt. Kaiser Weißbart, wie 
Felix Dahn und andere Wilhelm I. feier-
ten, vereinigte die Deutschen, protestan-
tisch, antipapistisch und frei geboren, zu 
einer neuen Reichsherrlichkeit voller zeit-
gemäßer Liberalität. Burg Hohenstaufen 
lag in Ruinen, doch Burg Hohenzollern 
unweit davon in neuem Glanz sprach vom 
alten schwäbischen Ruhm, vom alten 
Reich, das im neuen, preußischen zu viel-
versprechendem Leben wieder erwache. 

Kaiser Wilhelm II., unermüdlich dar-
auf bedacht, die Reichsherrlichkeit histo-
risch vertieft mit assoziationsreichen 
Bauten der Phantasie zugänglich zu ma-
chen, förderte nachdrücklich einen „stau-
fischen“ Stil. Die Ruinen der Kaiser-Wil-
helm-Gedächtnis-Kirche sprechen davon 
eindringlich. Barbarossa und Barbablanca 
verschmolzen miteinander. Das mächtige 
Kyffhäuserdenkmal von 1896 würdigt den 
alten und den neuen Kaiser, das alte und 
das neue Reich, und redet von der einen 
deutschen Geschichte, die im Glanze ih-
res neuen Glückes blühen werde. Aber 
auch diese Herrlichkeit und ihr Glanz 
dauerte nur eine kurze Zeit.

Die Trauung Kaiser Barbarossas und der Beatrix von Burgund: Deckenfresko von Tiepolo in der Würzburger Residenz Foto: pa

Inbegriff eines deutschen Kaisers 
Vor 900 Jahren wurde Barbarossa geboren – Der Mythos um ihn beflügelte in der Romantik Maler und Dichter



VON HEIDRUN BUDDE

Ist das alles für Dreischichtarbeiter? 
Mehr nicht für 120,00 M jährlich Mit-
gliedsbeitrag.“ „Im Feriendienst wird 
es immer schlechter.“ „Warum stag-

niert die Anzahl der FDGB-Reisen?“ „Wo 
bleiben die Ostsee und die Plätze in den 
FDGB-Eigenheimen?“ Groß war der Frust 
in der Mitgliedschaft des Freien Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (FDGB) der DDR. 
Die Zuteilung von kostengünstigen Ur-
laubsplätzen durch die Abteilung Ferien-
dienst deckte den Bedarf nicht einmal an-
nähernd, und auf berechtigte Fragen, wie 
die oben zitierten, wurde nicht geantwor-
tet. Als wenn es nicht schon wenig genug 
Urlaubsplätze gegeben hätte, wurden viele 
von diesen auch noch den einfachen 
FDGB-Mitgliedern in der DDR vorenthal-
ten. Die Akten zeigen heute auf, dass die 
Gewerkschaft gute Gründe hatte, das Ver-
gabeverfahren nicht öffentlich zu machen, 
denn es hätte einen Sturm der Entrüstung 
gegeben. 

Ausländische Sportler
1986 gingen den damals rund 9,6 Millionen 
Mitgliedern beispielsweise Urlaubsplätze 
in den besten Heimen für die Absicherung 
diverser internationaler Sportveranstal-
tungen verloren wie Weltcup Rennschlit-
ten, Internationale Oberhofer Skispiele, 
Europäische Dreibahntournee, Internatio-
nales Damenskirennen, Internationaler 
Pokalsprunglauf und Internationale Ost-
seeregatta in Warnemünde. Die Gesell-
schaft für Sport und Technik (GST) erhielt 
in Oberhof 1500 Plätze für die Weltmeis-
terschaften im Sportschießen. Die ange-
reisten Sportler sollten nur mit den besten 
Eindrücken in ihre Heimat zurückkehren. 

Ähnlich wurde mit ausländischen Stu-
denten verfahren. Auch sie wurden mit 
Ferienplätzen des FDGB versorgt, und 
das sogar kostenlos. Zur Finanzierung ist 
in den Akten zu lesen: „Die Ausgleichbe-
träge für Ferienreisen, die an Studenten 
bereitgestellt werden, sind wie bisher zu 
gewähren (Beschluß S 394/63 vom 
28.5.1963).“ Diese ausländischen Gäste 
auf Zeit berichteten nach ihrer Rückkehr 
ganz sicher begeistert und begeisternd 
vom schönen Urlaub in der DDR.

Ausländische Studenten
Am 24.  Februar 1960 wurde das FDGB-
Urlauberschiff „Völkerfreundschaft“ als 
„Repräsentant der sozialistischen Ent-
wicklung unseres Arbeiter- und Bauern-

Staates“ auf die Reise geschickt. Es sollte 
„der Arbeiterklasse und allen anderen 
Werktätigen Westdeutschlands … einen 
tiefen Eindruck“ vermitteln. Doch die Ak-
ten belegen heute, dass sich der FDGB 
dieses Schiff und das am 15. April 1961 in 
Dienst gestellte zweite Urlauberschiff 
„Fritz Heckert“ gar nicht leisten konnte. 

Bereits am 12. Dezember 1960 fasste 
die Abteilung Feriendienst den Beschluss, 
die „Völkerfreundschaft“ zu verchartern, 
für 25 Tage an Reso Stockholm, vermerkt 
als „Feriendienstorganisation der schwe-
dischen Gewerkschaft“. Und 35 Tage soll-
te das Schiff für den Transport der euro-
päischen Teilnehmer am Weltkongress 
der Röntgenologen nach Montreal und 
New York fahren. Zur Rechtfertigung der 
Entscheidung ist zu lesen: „Die Vercharte-
rung … ist von großer politischer Bedeu-
tung. Die schwedischen Arbeiter haben 
das Schiff gebaut. Bisher sind damit Kapi-
talisten auf Geschäfts- und Urlaubsreise 
gegangen. Jetzt wollen die schwedischen 
Gewerkschafter über ihr Reisebüro ,Reso‘ 
die Möglichkeit für Urlaubsreisen … ha-
ben.“ Der tatsächliche Grund, der neben-
bei erwähnt wird, war allerdings ein ande-
rer: „Beide Vercharterungen bringen 
westliche Valuta ein. 1961 kann damit 
mehr als die Hälfte der Ausgaben in west-
licher Valuta für alle Reisen … gedeckt 
werden.“

Am 1.  Januar 1964 gab es eine ein-
schneidende Änderung. Beide Schiffe 
wurden dem FDGB wegen fehlender 
Wirtschaftlichkeit entzogen und dem 
VEB Deutsche Seereederei Rostock (DSR) 
„zur alleinigen Verwaltung“ übergeben. 
Die offizielle Bezeichnung „FDGB-Urlau-
berschiff“ durfte allerdings nicht geändert 
werden, obwohl die Vercharterung gegen 

Westgeld immer mehr in den Vorder-
grund rückte. 

In einer „Präsidiumsvorlage“ des Bun-
desvorstandes des FDGB vom 14.  April 
1967 ist zu lesen, wer nun bevorzugt mit 
den angeblichen FDGB-Urlauberschiffen 
die Weltmeere bereisen sollte: 

„Die Fahrgastschiffe sind zur Erzie-
lung eines hohen volkswirtschaftlichen 
Nutzeffektes nach folgender Reihenfolge 
zu verchartern: an Interessenten aus kapi-
talistischen Ländern gegen kapitalistische 
Währungen; an Interessenten aus sozia-
listischen Ländern gegen transferable Ru-
bel und gegen jugoslawische Verrech-
nungswährung; an Interessenten aus der 
DDR (FDGB und Reisebüro).“

West-Touristen mit harter Währung 
waren am meisten willkommen, und diese 
bevorzugten Gäste konnten dann nach 
der Reise von ihren unvergesslichen Ein-
drücken auf dem „sozialistischen Traum-
schiff“ berichten. 

„Sozialtouristik“
Ferienplätze wurden auch für eine soge-
nannte Sozialtouristik für Urlauber aus 
kapitalistischen Ländern zur Verfügung 
gestellt. Die Heime „Maxim Gorki“ in 
Oberhof und „Frieden“ in Heringsdorf 
wurden dafür ganzjährig für die zahlen-
den FDGB-Mitglieder blockiert. In der 
Präsidiumsvorlage vom 14. April 1967 ist 
zu lesen: „Zur Durchführung der Sozial-
touristik sind Vereinbarungen mit den 
Gewerkschaften und Organisationen 
nachstehender Länder (Frankreich, Hol-
land, Skandinavien, England, Luxemburg, 
Österreich, Italien) abzuschließen.“ Für 
1968 weisen die Akten „1500 Reisen der 
Sozialtouristik für Urlauber aus kapitalis-
tischen Ländern“ aus. 

In einem gesonderten Beschluss des 
FDGB-Bundesvorstandes vom 23. Januar 
1967 (S 24/67 mit dem Vermerk „Vertrau-
lich“) wurden die bundesdeutschen Ge-
werkschafter versorgt: „Für die Urlaubs-
aufenthalte westdeutscher Gewerkschaf-
ter werden folgende FDGB-Erholungshei-
me zur Verfügung gestellt: a) ,Gesund-
brunn‘ in Plau am See, Bezirk Schwerin 
mit 36 Betten vom 14.4.–26.10.1967 = 14 x; 
b) ,Ernst Thälmann‘ Haus 1 in Bad Schan-
dau, Bezirk Dresden mit 42 Betten vom 
18.5.–5.10.67 = 10 x.“

Gäste des FDGB-Bundesvorstands
Einen wahren Traumurlaub konnten Gäs-
te aus dem westlichen Ausland in der DDR 
erleben, wenn sie auf Einladung des 
FDGB-Bundesvorstandes anreisten. In ei-
ner Präsidiumsvorlage vom 5. März 1963 
ist zu lesen, dass „350 Gewerkschaftsfunk-
tionäre aus kapitalistischen Ländern“ ein-
zuladen waren. Diese 350 Gäste nächtig-
ten kostenlos in den besten Heimen, und 
damit es ihnen auch so richtig gut ging, 
bekamen sie sogar noch ein wöchentliches 
Taschengeld von 50 D-Mark, leitende aus-
ländische Kader gar 100 D-Mark. „Außer-
dem werden 30,00  DM pro Person für 
Wein anlässlich der Begrüßung und der 
Verabschiedung, für Postkarten und Brief-
marken und für die Reiseverpflegung zur 
Verfügung gestellt. Für die kulturelle Be-
treuung stehen täglich 5,00 DM pro Per-
son zur Verfügung.“

Diese hofierten West-Gäste – ob nun 
Sportler, Studenten, Nutznießer der „So-
zialtouristik“ oder die eingeladenen Be-
sucher des Bundesvorstandes des FDGB 
– sie alle waren nützliche „Botschafter“ 
des SED-Regimes. Aufgrund ihrer persön-
lichen Vorteile vermittelten sie der inter-
nationalen Öffentlichkeit ein geschöntes 
Weltbild vom „Sozialismus“ in der DDR, 
und genau das war neben der Einnahme 
von Devisen wichtig, viel wichtiger als die 
Versorgung der einfachen, zahlenden Mit-
glieder des FDGB.

Das Lügengebäude des SED-Staates 
brach 1989 zusammen, aber der verklärte 
Rückblick der damaligen West-Besucher 
ist noch häufig anzutreffen. Ausreichend 
Bereitschaft, einen kritischen Rückblick 
auf diesen Teil der deutsch-deutschen 
Vergangenheit zu wagen, gibt es weder im 
Osten noch im Westen.
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FDGB-FERIENDIENST

Alle sind gleich,  
aber einige sind gleicher

Wie der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund Devisenbesitzer und 
Multiplikatoren aus dem Westen gegenüber einfachen Mitgliedern bevorzugte

Freier Deutscher 
Gewerkschaftsbund

9,6 
Millionen Mitglieder hatte der 
FDGB 1986.

0,1359 
Millionen Ferienplätze bot der 
FDGB 1984 an.

550 
Millionen Mark steuerte die DDR 
1989 zur Finanzierung des FDGB-
Feriendienstes bei.

SAMUEL F. B. MORSE

Pionier der 
Telegraphie

Erst mit Hilfe der Funktechnik konn-
ten die unendlichen Weiten der Ozea-
ne und die räumlichen Entfernungen 
zwischen Menschen an Land über-
wunden werden. Am Anfang stand der 
Tastfunk, das Morsen. Namensgeber 
der Morse-Telegraphie war der am 
27. April 1791 in Charlestown, Massa-
chusetts, geborene US-amerikanische 
Maler und Erfinder Samuel Finley 
Breese Morse. Vor 150  Jahren, am 
2. April 1872, starb er in New York. 

Morse hatte eine durchwachsene 
Malerkarriere hinter sich, als er 1833 
zum Professor für Kunstgeschichte an 
der New Yorker Universität ernannt 
wurde. Zu seinen Kollegen dort gehör-
te der Chemieprofessor Leonard Gale, 
den er erfolgreich um Unterstützung 
bat. Gale wiederum war mit der Arbeit 
von Joseph Henry, einem Pionier der 
Elektrizität in Princeton, vertraut.  
Derart unterstützt setzte Morse seine 
bereits zuvor begonnenen elektrischen 
Versuche und Experimente fort. Aus 
Drahtresten, Blechabfällen und seiner 
Wanduhr konstruierte er ein Gerät mit 
einer Taste, mit dem man Nachrichten 
über ein Kabel versenden konnte. 

Der 1837 patentierte erste Morse-
apparat war primitiv, wies aber bereits 
alle wesentlichen Elemente auf: die 
Morsetaste, den Elektromagneten, der 
die Schreibvorrichtung betätigt, und 
das Uhrwerk, das den Papierstreifen 
bewegt. Man kann die Morsetaste 
kurz, lang oder gar nicht drücken und 
so im Rhythmus der Zeichen Strom-
stöße erzeugen. Die Signale werden 
durch eine Drahtleitung auf die Emp-
fängerseite geleitet, wo die Aufzeich-
nung der Nachricht aus Punkten und 
Strichen mit Hilfe des elektromagne-
tisch bewegten Schreibstiftes auf dem 
Papierstreifen erfolgt. Daraus wurde 
1838 der erste Code entwickelt. Ab 

1844 wurde der Morseapparat bei ame-
rikanischen Eisenbahnen und bei Te-
legrafenunternehmen eingesetzt. 

Ein Nachteil ergab sich durch die 
unterschiedlich langen Pausen der 
amerikanischen Morse-Schrift. Der 
Hamburger Friedrich Clemens Gerke 
änderte den Code daher 1848 anläss-
lich der Inbetriebnahme der elektro-
magnetischen Telegrafenverbindung 
zwischen Hamburg und Cuxhaven. 
Damit erfand er das international gül-
tige Morsealphabet. Dieser Code wur-
de nach weiteren kleinen Änderungen 
1865 auf dem Internationalen Telegra-
phenkongress in Paris standardisiert 
und später mit der Einführung der 
drahtlosen Telegraphie als Internatio-
naler Morsecode von der Internatio-
nalen Fernmeldeunion (ITU) ge-
normt. D. Jestrzemski

Vor 150 Jahren gestorben: Morse
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Gehörte neben der „Völkerfreundschaft“ und der „Fritz Heckert“ ab 1985 zu den FDGB-Urlauberschiffen: Die „Arkona“, Fernsehzu-
schauern unter ihrem ersten Namen „Astor“ als „Traumschiff“ der Jahre 1983 und 1984 bekannt  Foto: Ullstein 
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HEINRICH LÜBKE

Ein „Ersatzmann“ mit zwei Amtsperioden
Vor 50 Jahren starb der zweite Bundespräsident – Seine Wiederwahl durch die Volksparteien ging der Großen Koalition voraus

1959 endete die zweite Amtszeit des ersten 
Bundespräsidenten Theodor Heuss. Eine 
weitere ließ das Grundgesetz nicht zu. 
Bundeskanzler Konrad Adenauer zeigte In-
teresse an dem Amt. Als er jedoch feststel-
len musste, dass sich die Befugnisse des 
Bundespräsidenten nicht in Richtung des 
früheren Reichspräsidentenamtes erwei-
tern ließen, nahm er überraschend Ab-
stand. Ersatz musste her. Als „Ersatzmann“ 
gilt beziehungsweise galt denn auch Hein-
rich Lübke, mit dem die Kanzlerpartei zur 
Präsidentenwahl von 1959 antrat. 

Für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten war der am 14. Oktober 1894 in 
Enkhausen geborene Sauerländer bis da-
hin in Adenauers Bundesregierung zu-
ständig. Kernressorts heißen anders. Erst 
im zweiten Wahlgang setzte er sich durch.

In mancherlei Hinsicht passte Lübke 
jedoch in die Zeit. Als „Papa Heuss“ war 
sein Vorgänger in den Aufbaujahren ver-
ehrt worden, aber die Bundesrepublik 
war den Kinderschuhen entwachsen. In 
Lübckes Präsidentschaft fielen die wirt-

schaftlich besten Jahre der Republik mit 
Vollbeschäftigung und Babyboom. Da 
passte es, dass er im Gegensatz zum 
manchmal burschikosen Heuss weniger 
landesväterlich als präsidial daherkam. 
Das reichte vom gepflegten, gefälligen 
Äußeren bis zum bescheidenen, hilfsbe-
reiten Auftreten. Letztgenannte Eigen-
schaften sind für eine politische Karriere 
eher hinderlich, aber für ein repräsenta-
tives Amt nicht unpassend. 

Auch seine thematische Schwer-
punktsetzung passte in die Zeit. Bis 1961 
hatte der Wohlstand in der Bundesrepu-
blik derart zugenommen, dass die Regie-
rung glaubte, ein Entwicklungshilfemi-
nisterium gründen zu sollen. Entwick-
lungshilfe und Milderung des Hungers in 
der Welt bildeten Schwerpunkte in der 
Präsidentschaft Lübkes und mehrten 
sein Ansehen vor allem in den unterent-
wickelten Teilen des Auslands.

Lübkes Präsidentschaft gehört zu den 
interessanten, an denen sich bereits be-
vorstehende Machtverschiebungen ab-

lesen lassen. Der Wahl des Sozialdemo-
kraten Scholz zum Kanzler ging die sei-
nes Parteifreundes Steinmeier zum Prä-
sidenten voraus. Der Wahl des Christde-

mokraten Kohl zum Kanzler ging die 
seines Parteifreunds Carstens zum Präsi-
denten voraus. Der Wahl des Sozialde-
mokraten Brandt zum Kanzler mit den 
Stimmen von SPD und FDP ging die 
Wahl seines Parteifreundes Heinemann 
mit den Stimmen von SPD und FDP vor-
aus. Und der Wahl des Christdemokraten 
Kiesinger zum Kanzler mit den Stimmen 
von Union und SPD ging die Wiederwahl 
seines Parteifreundes Lübke zum Präsi-
denten mit den Stimmen von Union und 
SPD voraus. Lübke war wie der Vorsit-
zende der SPD-Bundestagsfraktion, Her-
bert Wehner, ein dezidierter Anhänger 
einer Großen Koalition. 

Bei der Präsidentenwahl von 1964 
hatte Lübkes einziger Gegenkandidat 
Ewald Bucher von der FDP mit 11,8 Pro-
zent nicht die Spur einer Chance. Mit 
einer satten Zwei-Drittel-Mehrheit von 
68,1 Prozent konnte Lübke in seine zwei-
te Amtszeit starten.

Ein guter Redner war Lübke nie ge-
wesen, doch in der zweiten Amtszeit kam 

wohl noch erschwerend altersbedingte 
Arterienverkalkung hinzu. Welche der 
vielen Peinlichkeiten, die dem Bundes-
präsidenten aus dieser Zeit zugeschrie-
ben werden, authentisch sind und wie 
viele Erfindungen des „Spiegel“, ist 
schwer zu ermitteln. 

1966 startete die Stasi eine Propagan-
daoffensive gegen den angeblichen KZ-
Baumeister an der Spitze der Bundesrepu-
blik, die von Westdeutschlands linksge-
richteter Publizistik aufgegriffen und un-
terstützt wurde. Lübke habe 1944 Bau-
zeichnungen für KZ-Baracken erstellt.

Weder die „KZ-Baumeister“-Kampag-
ne noch seine Patzer, sondern den 
Wunsch, die nächste Bundespräsidenten-
wahl aus dem Wahlkampf zur Bundestags-
wahl vom 28. September 1969 herauszu-
halten, nannte Lübke als Grund für seinen 
vorzeitigen Rücktritt am 30. Juni 1969.

Der Altpräsident baute gesundheit-
lich und geistig ziemlich schnell ab. Am 
6.  April 1972 starb der Krebskranke in 
Bonn. Manuel Ruoff

IWAN ILJIN

Wladimir Putins Lieblingsphilosoph
Russlands Staatschef verhehlt seine Bewunderung für seinen vor fast sieben Jahrzehnten gestorbenen Landsmann nicht

„Denker“: Porträt Iwan Iljins von Michail Nesterow aus dem Jahre 1921/22  Foto: Wikimedia

Heinrich Lübke im Jahre 1959 

VON NORBERT MATERN

V iele fragen sich gerade auch 
angesichts des russischen An-
griffs auf die Ukraine, was der 
russische Staatspräsident 

Wladimir Putin will, welche Ziele er ver-
folgt, was ihn antreibt, welche Weltan-
schauung sein Leben und Handeln be-
stimmt. Bei der Suche nach einer Antwort 
sollte nicht unberücksichtigt bleiben, wer 
der Lieblingsphilosoph des Staatslenkers 
ist: Iwan Iljin.

Im Jahre 2005 ließ Putin den Leich-
nam des 1883 in Moskau geborenen und 
1954 nahe Zürich in Zollikon gestorbenen 
Gegners der Bolschewiki, Anhängers der 
Weißen Armee, konservativen Monar-
chisten und Slawophilen in der Schweiz 
exhumieren und im Moskauer Donskoi-
Kloster, in dem auch Alexander Puschkin 
und Alexander Solschenizyn liegen, be-
statten. Putin war persönlich dabei. Für 
Alexius II., Patriarch von Moskau und der 
ganzen Rus von 1990 bis 2008, war das 
ein „Zeichen einer wiederhergestellten 
Einheit zwischen der russischen Nation 
und der orthodoxen Kirche“. Ein Jahr 
später ließ Putin Iljins Nachlass aus der 
Michigan State University holen. 2009 
legte Putin in Anwesenheit von Medien-
vertretern erneut Blumen am Grab von 
Iljin nieder. Seither hat Putin Iljin bei sei-
nen jährlichen Ansprachen im russischen 
Parlament regelmäßig zitiert. 

Putin holte seine Leiche zurück
Putin fühlt sich durch Iljin in seinem Ver-
dacht bestätigt, dass der dekadente Wes-
ten permanent die russische Unschuld 
missbraucht. Wenn Geschichtsstudenten 
Putin fragten, welche Autorität ihr Fach 
habe, antwortete Putin nur kurz: „Iljin“. 
Dimitri Medwedew, der Vorsitzende der 
Präsidenten-Partei „Einiges Russland“, 
empfahl Iljin der russischen Jugend zur 
Lektüre. 

Der Aristokratenspross Iwan Iljin 
machte eine wissenschaftliche Karriere 
als Jurist über die Oktoberrevolution hi-
naus. 1906 wurde er Student und 1909 
Privatdozent an der Jura-Fakultät der 
Kaiserlichen Moskauer Universität. 1918 

promovierte er über „Die Philosophie He-
gels als Lehre von der Konkretheit Gottes 
und des Menschen“. Es folgte die Ernen-
nung zum Professor der Rechtswissen-
schaften.

Der Gegner der Bolschewiki wurde 
sechsmal verhaftet und sogar zum Tode 
verurteilt. Das Urteil wurde jedoch nicht 
vollstreckt. Stattdessen wurde er ausge-
wiesen. 1922 verließ er mit 160 anderen 
Denkern auf einem der sogenannten Phi-
losophenschiffe sein Heimatland. 

Gegner der Bolschewisten
Er kam nach Deutschland, zuerst nach 
Stettin, dann nach Berlin. In der Reichs-
hauptstadt begann er 1922 am Russi-
schen Wissenschaftlichen Institut als 
Professor zu arbeiten. 1925 erschien sein 
Buch „Über den gewaltsamen Wider-
stand gegen das Böse“. Das machte ihn in 
Kreisen der Geisteswissenschaft be-
kannt, und er las als Gastprofessor unter 
anderem an den Universitäten Heidel-
berg, Freiburg und Göttingen. Mit Blick 
auf die Bolschewiki forderte er zum Mut 
auf „zu verhaften, zu verurteilen und zu 
erschießen“. 

Nachdem ihm die Nationalsozialis-
ten, deren Machtübernahme er zunächst 
begrüßt hatte, Publikationsverbot erteilt 
hatten, ging er in die Schweiz, wo die Be-
hörden in ihm einen versteckten Natio-
nalsozialisten sahen. Er lebte in Zollikon, 
wo er von den Behörden beobachtet wur-
de. In seinen Vorlesungen in Deutsch 
nannte er Russland nicht eine kommunis-
tische Gefahr, sondern ein „christliches 
Heilsversprechen der Zukunft“. In den 
16  Jahren seines Schweizer Aufenthalts 
schrieb er die meisten seiner 50 Bücher. 
Dennoch ist er im deutschsprachigen 
Raum so gut wie unbekannt. Daran än-
dern auch einige Beiträge über ihn im 
Internet nichts. 

Professor in Deutschland
In der Sowjetunion waren seine Werke 
durch die Zensur verboten. Einige er-
schienen nach 1990 in Russland. Putin 
zitiert daraus des Öfteren in seinen Reden 
mit Sätzen wie: „Wer Russland liebt, muss 
ihm Freiheit wünschen, vor allem Freiheit 

für Russland selbst, seine internationale 
Unabhängigkeit und Selbstständigkeit.“ 

Iljin deutete die orthodoxe Lehre um, 
indem er, wie der US-amerikanische Pro-
fessor Timothy Snyder von der Yale Uni-
versität in seinem Buch „Der Weg in die 
Unfreiheit. Russland, Europa, Amerika“ 
schreibt, das russische Wort „pasitelnii“ 

(erlösen) in den Bereich der Politik über-
trug und „proizvol“ (Willkür) als patrio-
tisch interpretierte. „Wir werden unsere 
Freiheit und unsere Gesetze von unserem 
russischen Patrioten erhalten, der Russ-
land die Erlösung bringt“, prophezeit Il-
jin. Der Erlöser werde „recht männlich“ 
sein und „hart werden im gerechten und 

männlichen Dienst. Inspiriert ist er vom 
Geist der Totalität und nicht von einem 
bestimmten persönlichen Interesse oder 
dem einer Partei. Er steht allein und han-
delt allein, denn er kennt die politische 
Zukunft und weiß, was getan werden 
muss“. Als einen solchen Erlöser soll sich 
Putin sehen.
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VON WOLFGANG KAUFMANN

E iner der jüngsten Tiefpunkte 
des Parlamentarismus hierzu-
lande war der Auftritt der 
23-jährigen Bundestagsabge-

ordneten Emilia Fester, die während der 
Debatte um die Einführung einer allge-
meinen Impfpflicht den ungeimpften 
Teil der Bevölkerung auf hysterisch-in-
fantile Weise dafür verantwortlich mach-
te, dass sie während der vergangenen 
zwei Jahre der Universität habe fernblei-
ben müssen. Was der Angehörigen der 
Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen 
freilich nicht sonderlich geschadet haben 
kann, weil sie an gar keiner Hochschule 
immatrikuliert ist. 

Vielmehr arbeitete die Abiturientin 
ohne Berufsabschluss oder Studienplatz 
als freischaffende Regieassistentin, bevor 
sie ins Parlament einzog. Damit strebte 
sie offenbar eine ähnliche Karriere an, 
wie das grüne „Urgestein“ Claudia Roth. 
Diese brach ihr Studium der Theaterwis-
senschaft nach zwei Semestern ab und 
betätigte sich hernach als Dramaturgin 
und Managerin einer Musikgruppe – bis 
die Letztere pleite ging. Dennoch avan-
cierte Roth später zur Bundesvorsitzen-
den ihrer Partei, Vizepräsidentin des 
Deutschen Bundestages und schließlich 
Staatsministerin im Kabinett Scholz.

Dabei bilden Roth und deren krei-
schende Epigonin Fester keineswegs un-
rühmliche Ausnahmen innerhalb ihrer 
Fraktion. Das zeigt ein Blick auf die Ge-
samtheit der 118 Abgeordneten der Bünd-
nisgrünen im 20. Deutschen Bundestag, 
der sich am 26. Oktober 2021 konstituier-
te. Ohne jeglichen Berufs- oder Studien-
abschluss sind auch Tobias Bacherle, Ag-
nieszka Brugger, Deborah Düring, Katrin 
Göring-Eckardt, Erhard Grundl, Kathrin 
Henneberger, Oliver Krischer, Ricarda 
Lang, Sascha Müller, Omid Nouripour, 
Corinna Rüffer, Jamila Schäfer, Merle 
Spellerberg und Niklas Wagener. Das er-
gibt eine „Ungelernten-Quote“ von im-
merhin 13,6 Prozent. 

Politikwissenschaftler dominieren
Wobei in manchen Fällen aber noch die 
theoretische Hoffnung auf ein erfolgrei-
ches Ende der Hochschulausbildung be-
steht, obgleich deren Beginn schon „eini-
ge“ Jahre zurückliegt. Diesbezügliche Re-
kordhalterin ist die 1985 geborene Brug-
ger, die seit 2009 im Bundestag sitzt und 
seit 2018 auch als stellvertretende Frakti-
onsvorsitzende fungiert. Sie studiert be-
reits seit 2004 Politikwissenschaften und 
Öffentliches Recht an der Universität Tü-
bingen – von 2006 bis 2009 mit einem 
Stipendium der den Grünen nahestehen-
den Heinrich-Böll-Stiftung. Hinter ihr auf 
Platz zwei liegt Jamila Schäfer, deren Im-
matrikulation 2012 erfolgte.

Dass man auch ein überlanges Studi-
um noch irgendwann zu Ende bringen 

kann, demonstrierten unter anderem die 
nunmehrige Islamwissenschaftlerin Lui-
se Amtsberg sowie der gleich doppelt 
akademisch geadelte Islamwissenschaft-
ler und Agrarökonom Karl Bär. Beide be-
nötigten von 2004 bis 2013, um zum Ab-
schluss zu kommen. Ebenso währten 
Philipp Krämers Anstrengungen zur Er-
langung der Würde eines „Joint Bache-
lor“ in Philosophie und Soziologie an der 
TU Darmstadt von 2013 bis 2021 – bei ei-
ner Regelstudienzeit von drei Jahren.

Was die Studienabschlüsse der Abge-
ordneten von Bündnis 90/Die Grünen be-
trifft, qualifizieren diese – sofern genaue 
Details bekannt sind – für folgende akade-
mische Berufe (in Klammern die Zahl der 
Vertreter der jeweiligen Profession mit 
Abschlüssen vom Bachelor und Master 
über das Diplom bis hin zur Promotion): 
Politikwissenschaftler (20), Rechtsanwalt 
oder Jurist sonstiger Art (13), Sozialwis-
senschaftler (6), Volkswirt (5), Human-

mediziner (4), Sozialpädagoge (4), Be-
triebswirt (4), Islamwissenschaftler (3), 
Sozialarbeiter (3), Lehrer (3), Agraröko-
nom (2), Agrar-Ingenieur (2), Wirt-
schafts-Ingenieur (2), Psychologe (2), 
Biologe (2), Bau- beziehungsweise Was-
serbau-Ingenieur (2). Jeweils einmal ver-
treten sind: Ingenieur für Wald- und 
Forstwirtschaft, Wirtschaftswissen-
schaftler, Verwaltungswissenschaftler, Er-
ziehungswissenschaftler, Kommunikati-
onswissenschaftler, Sprachwissenschaft-
ler, Mathematiker, Informatiker, Umwelt-
wissenschaftler, Friedens- und Konflikt-
forscher, Kunsthistoriker, Film- und Fern-
sehwissenschaftler, Veterinärmediziner, 
Sozial- und Kulturanthropologe, Regio-
nalwissenschaftler, Literaturwissen-
schaftler, Philosoph und Völkerrechtler.

Im Kontrast zu diesem bunten Reigen 
akademischer Meriten stehen ganze sie-
ben vor dem Studium erworbene Fach-
arbeiterabschlüsse folgender Art (in 

Klammern die Namen der Betreffenden): 
Veranstaltungskauffrau (Schahina Gam-
bir), Forstwirtin (Tessa Ganserer), Groß- 
und Außenhandelskaufmann (Matthias 
Gastel), Wasserbautechniker (Bernhard 
Herrmann), Zootechnikerin (Steffi Lem-
ke), Erzieherin (Beate Müller-Gemme-
ke) und Krankenschwester (Kordula 
Schulz-Asche). 

Nur zwei mit militärischer Erfahrung
Dazu kommt als absoluter Exot die aus 
der Oberpfalz stammende Tina Winkl-
mann, welche eine Ausbildung zur Verfah-
rensmechanikerin für Kunststoff- und 
Kautschuktechnik absolvierte und danach 
tatsächlich auch von 1998 bis 2019 in die-
sem Beruf arbeitete, bevor sie aus dem 
Drei-Schicht-Betrieb bei der Siemens AG 
in Amberg in die Politik wechselte.

Mit anderen Worten: Das oftmals 
strapazierte Schlagwort „Aus dem Kreiß-
saal über den Hörsaal in den Plenarsaal“ 

trifft bei der übergroßen Mehrzahl der 
Abgeordneten der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen in vollem Maße zu. Was dann 
auch so manchen weltfremden Beitrag 
von bündnisgrünen Parlamentariern er-
klärt, der unschwer erkennen lässt, dass 
die Betreffenden nur höchst nebulöse 
Vorstellungen vom Leben der Arbeiter, 
Bauern, Angestellten und Rentner hier-
zulande haben.

Ebenso auffällig ist, wie wenige Volks-
vertreter aus der Partei unter der Füh-
rung von Ricarda Lang (abgebrochenes 
Studium der Rechtswissenschaften) und 
Omid Nouripour (abgebrochenes Studi-
um der Philologie, Politikwissenschaft, 
Rechtswissenschaften, Soziologie, Philo-
sophie und Volkswirtschaftslehre) mili-
tärische Erfahrungen haben: Bernhard 
Herrmann diente anderthalb Jahre in der 
Volksarmee der DDR und Jürgen Trittin 
ein paar Monate in der Bundeswehr. Das 
war es dann auch schon. 
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PARLAMENT

Manch einer fühlt sich in diesen Tagen an 
den Beginn der Corona-Krise erinnert. 
Damals waren die Toilettenpapierbestän-
de und die Regale mit Fertiggerichten in 
manchem Supermarkt arg dezimiert. 
Doch die Hamsterkäufe waren eine vorü-
bergehende Erscheinung. Nachdem die 
Verbraucher festgestellt hatten, dass die 
Lieferketten trotz Corona funktionierten 
und die Läden offen blieben, normalisier-
te sich das Kaufverhalten wieder. 

Ob es diesmal auch so sein wird, ist 
ungewiss. Schließlich kann niemand seri-
ös vorhersagen, wie lange der Krieg in der 
Ukraine anhalten wird. Derzeit stehen 
vorwiegend Sonnenblumen- und Rapsöl 
auf den Einkaufslisten der Deutschen. Die 

Ukraine ist für Deutschland der Hauptlie-
ferant von Sonnenblumenöl. Auch für den 
Import von Rapsöl spielt die Ukraine eine 
wichtige Rolle. Wegen des russischen An-
griffskriegs fürchten sich nun viele Deut-
sche vor Preiserhöhungen oder Liefereng-
pässen bei den Speiseölen. 

Insgesamt 94 Prozent dieser Öle be-
zieht die Bundesrepublik aus dem Aus-
land, einen Großteil davon aus Osteuro-
pa. Und es scheint nicht beim Öl zu 
bleiben. Im Netz berichten Verbraucher 
vermehrt davon, dass es in den Super-
märkten auch an Mehl und Hefe fehlt. 
Experten warnen allerdings vor Panik. 
Bauernpräsident Joachim Rukwied 
(CDU) sieht Deutschlands Versorgung 

mit Getreide zumindest in diesem Jahr 
gesichert. „Wir leben in einer sogenann-
ten Gunstregion für Getreideanbau, 
und der Selbstversorgungsgrad in der 
EU ist sehr hoch“, sagte er der „Passau-
er Neuen Presse“. Hamsterkäufe seien 
völlig unsinnig. 

Preissteigerung bei 400 Produkten
Der Bundesverband des Deutschen Le-
bensmittelhandels (BVLH) appellierte in 
der vergangenen Woche ebenfalls, Hams-
terkäufe zu unterlassen. „Bitte verhalten 
Sie sich solidarisch und kaufen nur das, 
was Sie unmittelbar benötigen.“ Als unan-
gebracht, unsolidarisch und weder nötig 
noch empfehlenswert bezeichnete auch 

die Verbraucherzentrale Niedersachsen 
Hamsterkäufe. Zwar bereiten steigende 
Preise für Energie, Kraftstoffe und Le-
bensmittel sowie teils leere Supermarkt-
regale im Ukraine-Krieg vielen Menschen 
Sorgen. Dies sei auch nachvollziehbar. 
„Aber die Lebensmittelversorgung in 
Deutschland gilt als sicher. Lieferengpäs-
se einzelner Produkte können mit alter-
nativen Produkten ausgeglichen werden“, 
teilte die Verbraucherzentrale mit. Mitten 
im Chaos der Hamsterkäufe verkündete 
Lebensmittel-Riese Aldi auch noch, dass 
der Discounter die Preise für gleich 400 
Produkte erhöht.

Wie schon während der Corona-Krise 
reagieren auch die Lebensmittelhändler. 

Eine Sprecherin von Edeka teilte mit, die 
Versorgung der Bevölkerung sei gewähr-
leistet. Statt auf Sonnenblumenöl könne 
man auf Raps- oder Olivenöl umsteigen. 
Das Unternehmen behalte sich vor, vor-
übergehend Rationierungen einzufüh-
ren. Ähnlich äußerten sich auch Aldi Süd 
und Lidl. In einigen Filialen dürfen Kun-
den nur noch eine begrenzte Anzahl an 
Öl-Flaschen kaufen. Doch die schlechten 
Nachrichten reißen nicht ab. Bei Fleisch 
und Milch seien keine Engpässe zu er-
warten, sagt die Verbraucherzentrale 
Niedersachsen. Dennoch könnten die 
Preise weiter steigen, weil die Ukraine 
ein wichtiger Futtermittellieferant sei.  

 Peter Entinger

EINZELHANDEL

„Bitte verhalten Sie sich solidarisch“
Verbände und Verbraucherzentrale warnen vor Hamsterkäufen: Die Versorgung sei gesichert

Hysterisch-infantile Jungfernrede: Die 23-jährige Grünen-Politikerin Emilia Fester bei ihrem ersten Auftritt im Bundestag Foto: pa

Kreißsaal, Hörsaal, 
Plenarsaal

Wo manch weltfremder Vorstoß seine Wurzeln haben könnte: Ein Großteil 
 der Grünen-Bundestagsfraktion hatte kaum je Berührung mit dem wirklichen Leben 



K rieg, Militärübungen, Sanktio-
nen, geschlossene Geschäfte 
und leer gefegte Regale bei be-
stimmten Waren in den Läden: 

Das Königsberger Gebiet ist aufgrund sei-
ner Exklavenlage nicht nur geostrategisch 
von Bedeutung, es ist auch besonders von 
den verschärften Sanktionen des Westens 
betroffen. 

Dennoch unterstützen etwa 60 Pro-
zent der russischen Bevölkerung weiterhin 
Putin und rechtfertigen seinen Angriff auf 
die Ukraine. Was Bürger in Königsberg 
über den Krieg und die möglichen Folgen 
denken, erfuhr die PAZ von einigen Königs-
berger Bewohnern, die namentlich nicht 
genannt werden möchten.

Die 74 Jahre alte N. , eine deutschspra-
chige Geschäftsfrau, gebürtig aus Moldau 
stammend, die seit 45 Jahren im Gebiet 
wohnt, geht besonders auf die Rolle der 
deutschen Presse ein: 

„Niemand will den Krieg, die Russen 
am wenigsten (beziehungsweise die ehe-
maligen Sowjetbürger), die im Zweiten 
Weltkrieg die meisten Opfer gebracht ha-
ben. Wir hatten aber keine andere Wahl 
mehr gehabt. Der Krieg ist ja nicht erst 
Ende Februar 2022 begonnen worden, 
sondern vor acht Jahren in Donbass und 
Lugansk – darüber spricht keiner. Warum 
der Krieg angefangen wurde, fragt im 
Westen überhaupt keiner – Ihr habt totale 
Propaganda und keine Pressefreiheit. 
Wenn Sie in ihre politischen Talk-Shows 
nur Berater von Selenskyj und ukraini-
sche Botschafter in Deutschland einladen 
und überhaupt keine Journalisten oder 
Politikwissenschaftler von der russischen 
Seite oder russischsprachige oder russ-
landfreundliche Journalisten, dann kann 
man doch keine objektiven Berichte bei 
Euch erwarten. 

Außerdem wurden die russischen Me-
dien abgeschaltet – warum eigentlich? 
Russland hat keinen Krieg mit der EU. 
Und in Deutschland heute nur BBC, CNN 
und ukrainische Berichte. Geht es noch? 
Wir sind alle schockiert, was aus Deutsch-
land geworden ist.

Putin ist immer sehr deutschfreund-
lich gewesen, seine Frau, seine Kinder 
sprechen genauso wie er wunderbar 
Deutsch. Wie dumm muss man sein, um 
mit so einem Präsidenten alles, diploma-
tische Beziehungen, Handel und kulturel-

len Austausch, zu vermasseln! Ah, ich ha-
be ja vergessen – Deutschland wird ja 
nicht aus Berlin regiert, sondern aus Wa-
shington. Egal was über uns gesagt wird 
– unser Land wird aus dem Kreml regiert.“ 

Die 77-jährige deutschsprachige Rei-
seleiterin M. ist gebürtige Ukrainerin, und 
wohnt seit 50 Jahren in Königsberg. Sie 
kritisiert die ukrainische Regierung: 

„Wenn ich mit meiner Schwester in 
der Ukraine telefoniere, kann ich nur den 
Kopf schütteln, welche Gehirnwäsche die 
dort verpasst bekommen. Sie meint, dass 
die russischen Gefangenen die Ukraine 
nach dem Krieg wieder aufbauen werden, 
genauso wie die deutschen Gefangenen 
nach dem Zweiten Weltkrieg es bereits 
gemacht haben. Wir haben Kriegszustän-
de innerhalb der Familie.

Putins Ego-Krieg
Der 54-jährige Notargehilfe A., in Königs-
berg geboren, kann sich nicht so recht 
entscheiden: 

„Ich bin hin und her gerissen. Einer-
seits finde ich, dass es ,Putins Ego-Krieg‘ 

ist – er will sich auf der globalen politi-
schen Fläche super wichtig machen. Die 
russische Wirtschaft ist am Ende, wir bau-
en keine eigenen Flugzeuge mehr, die Mi-
litärflugzeuge ja, jede Menge, aber für die 

Zivilbevölkerung wird zu wenig gemacht. 
Wir sind ein Lieferant von Öl und Gas für 
die ganze Welt, produziert wird aber im 
Land kaum. Ich verurteile den Krieg sehr. 
Die sogenannte russische Intelligenzija 
wandert aus genauso wie viele junge Men-
schen. Wer soll das Land aufbauen? 

Andererseits denke ich an die 90er Jah-
re zurück, wie schwer wir es nach dem Zer-
fall der UdSSR hatten – nichts zu essen, 
leere Regale überall, Kriminalität und so 
weiter. Dann glaube ich, dass wir alles 
schaffen – wir brauchen keine 20 Käsesor-
ten, Artischocken und exotische Früchte 
aus der ganzen Welt. Wir können, wenn es 
sein muss, auch mit Buchweizen und Kar-
toffelgerichten überleben. Rohstoffe haben 
wir genug, wenn der Westen dermaßen 
gegen uns ist, dann reise ich halt nicht 
mehr ins Ausland. Wir überleben alles, ob 
der Westen ohne uns überlebt, daran 
zweifle ich sehr.“

Der 47-jährige, aus Moskau stämmige 
Geschäftsmann L., seit 30 Jahren in der Re-
gion, sieht die Ursachen im Kräftemessen 
zwischen dem Westen und dem Osten: 

„Alexander III. sagte bekanntlich: 
,Russland hat nur zwei Verbündete: die Ar-
mee und die Marine‘. Egal, was Russland 
macht – gegen das Land werden Sanktio-
nen verhängt. Wir können leider nur Stär-
ke zeigen, damit wir geachtet werden. Ist 
einfach so. 

In Wirklichkeit findet der Krieg zwi-
schen zwei Mächten statt, den USA und 
Russland. Die Ukraine ist nur Opfer. Es 
geht aber gar nicht um die Ukraine. Es geht 
zum größten Teil um Westeuropa. Eigent-
lich gegen die Bundesrepublik. Der 
schlimmste Albtraum der USA ist die 
Freundschaft der Russen und der Deut-
schen – das haben bereits der Erste und der 
Zweite Weltkrieg bewiesen. Die deutschen 
Innovationen und die russischen Boden-
schätze bedeuten die Weltherrschaft, und 
dieser Platz ist seit Langem besetzt, und 
zwar durch die USA, die überall Kriege auf 
fremdem Territorium nach dem altrömi-
schen Prinzip ,Herrsche und Teile‘ führen: 
Ex-Jugoslawien, Libyen, Syrien und so wei-
ter, um sich nachher als Friedensstifter zu 
positionieren.“  

Der ebenfalls in Moskau geborene, aber 
seit 60 Jahren im Königsberger Gebiet an-
sässige 91 Jahre alte T. sieht das ähnlich: 

„Als militärischer Stratege a. D. kann 
ich nur eins sagen: Wir haben zu wenig In-
fos. Putin ist nicht wahnsinnig geworden. 
Er musste einfach reagieren und vermut-
lich hatte er nur ein paar Stunden, um los-
zulegen. Es war ein Angriff auf die Krim und 
die Ostukrainegebiete wie den Donbass ge-
plant. Es existieren Dutzende Biowaffenla-
bore auf dem ukrainischen Territorium. 
Andererseits gelten die gut erprobten Me-
thoden eines jeden Krieges beziehungswei-
se der Kriegspropaganda: ,Wir befinden uns 
in einer Friedensmission, der Gegner tut 
etwas Böses – der Gegner hat viel mehr Ver-
luste als wir – wir werden bald den Krieg 
gewinnen, der Gegner ist so gut wie tot‘.“

Der Westen gegen Russland 
Der 42 Jahre alte Unternehmer S. sieht die 
Lage pessimistisch: 

„Wir haben so gut wie verloren. Ich bin 
gespannt, welches Ass Putin aus dem Är-
mel ziehen will, um gegenüber dem Wes-
ten den Krieg in der Ukraine zu rechtferti-
gen. Angriff auf Russland? Amerikanische 
Biowaffenlabore auf ukrainischem Territo-
rium? NATO-Erweiterung? Uns glaubt 
doch keiner. In den Köpfen der westlichen 
Bevölkerung ist es doch für Jahre eingena-
gelt: das ukrainische Volk ist das große Op-
fer, Russland ist der Aggressor, Putin ist ein 
Verbrecher. Seit Ende Februar gibt es die 
neue Weltordnung, nämlich die alte Welt-
ordnung: Der Westen versus Russland.“ 
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STIMMUNGSBILDER ZUM UKRAINEKRIEG

„Die Ukraine ist nur Opfer“
Die Meinungen der Königsberger gehen auseinander, doch in allem sind sich alle einig: Sie sind gegen den Krieg

Der Krieg in der Ukraine beschäftigt alle: Auch Menschen in Königsberg sorgen sich um die Zukunft Foto: J.T.

„Wir haben 
Kriegszustände 
innerhalb der 

Familie“
Reiseleiterin M 

gebürtige Ukrainerin

Seit vergangenem Jahr steigen die Milch-
preise im Königsberger Gebiet rasant, ins-
gesamt wurde sie in den vergangenen Jah-
ren 28 Prozent teurer. Seit Beginn des  
Ukrainekriegs hat sich die Lage noch ver-
schärft. Die Gebietsregierung kündigte 
Subventionen an, um die Lebensmittelin-
flation einzudämmen. 

Wie Michail Romanow, der Vorstands-
vorsitzende des Agrarbetriebs in Mehlau-
cken [Salessje], erklärte, haben erhöhte 
Preise für den Kauf von Futtermitteln, die 
Wechselkurse und die gestiegenen Kosten 
für Ersatzteile zur Preiserhöhung beigetra-
gen. „Vor Kurzem mussten wir die Preise 
um weitere zehn Prozent erhöhen. Das war 

definitiv nicht in unseren Plänen für dieses 
Jahr vorgesehen. Dies ist höhere Gewalt“, 
so Romanow.

Im Februar erteilten die regionalen Be-
hörden die Genehmigung zum Bau einer 
Milchverarbeitungsanlage in Insterburg. 
Es wurden Genehmigungen für den Bau 
von zwölf Gebäuden durch die Firma 
„DMC Wostok“ erteilt. Die Milchverarbei-
tungsanlage mit einer Kapazität von  
350 Tonnen Milch pro Tag soll in einem 
Industriepark entstehen. In der Anlage 
können Butter, Vollmilch- und Mager-
milchpulver hergestellt werden. Die But-
terproduktion wird über 5400 Tonnen pro 
Jahr betragen, die Produktion von Voll-

milch- und Magermilchpulver über  
22.500 Tonnen. Der Bau soll im Mai begin-
nen. Laut der Generaldirektorin von „DMC 
Wostok“, Tatjana Obuchowa, müssen we-
gen des gestiegenen Eurokurses die Kosten 
allerdings neu berechnet werden. Sie sagte, 
dass die Partner keine Probleme bei der 
Lieferung von Ausrüstung sähen. Die ein-
zige Sorge sei, dass Komponenten für die 
Kesselanlage fehlten. Das Problem könne 
jedoch gelöst werden.

Romanow hatte zuvor angekündigt,  
dass der Bau des Werks wegen der wirt-
schaftlichen Lage verschoben werden 
müsse. Die Anlage soll planmäßig 2023 in 
Betrieb gehen.  Manuela Rosenthal-Kappi

KÖNIGSBERGER GEBIET

In Insterburg soll eine Milchverarbeitungsanlage entstehen
Auswirkungen der Sanktionen – Milch aus Mehlaucken hat sich um 28 Prozent verteuert

Milch aus Mehlaucken: Auf seiner Website wirbt der Agarbetrieb für seine Produkte 
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ZUM 101. GEBURTSTAG
Mahsalski, Edith, geb. Thier-
bach, aus Ziegelberg, Kreis Elch-
niederung, am 2. April

ZUM 100. GEBURTSTAG
Kleimann, Marta, geb. Itzek, aus 
Steinberg, Kreis Lyck, am 7. April

ZUM 99. GEBURTSTAG
Kruck, Waltraud, geb. Zielinski, aus 
Mostolten, Kreis Lyck, am 1. April
Möller, Herbert, Kreisgemein-
schaft Lötzen, am 7. April
Schmall, Elisabeth, aus Parneh-
nen, Kreis Wehlau, am 7. April

ZUM 98. GEBURTSTAG
Abelmann, Hildegard, geb. Re-
dszus, aus Streulage, Kreis Elch-
niederung, am 7. April
Albrecht, Edeltraud, geb. Wie-
mer, aus Cranz, Kreis Fischhau-
sen, am 4. April
Grochow, Elisabeth, aus Walden, 
Kreis Lyck, am 2. April
Medendorp, Christel, geb. Mau-
ritz, aus Groß Friedrichsdorf, 
Kreis Elchniederung, am 7. April

ZUM 97. GEBURTSTAG
Certa, August, aus Seubersdorf, 
Kreis Mohrungen, am 1. April
Donder, Otto, aus Gutenborn, 
Kreis Lyck, am 5. April
Fischer, Grete, geb. Schmakeit, 
aus Schneckenmoor, Kreis Elch-
niederung, am 1. April
Frenzel, Olga, geb. Köhler, aus 
Ebenrode, am 3. April
Pliska, Waldemar, aus Neiden-
burg, am 1. April
Ströhmann, Irmgard, geb. Malso, 
aus Maihof, Kreis Lyck, am 2. April
Wetzel, Hildegard, geb. Metschu-
lat, aus Klein Friedrichsgraben, 
Kreis Elchniederung, am 7. April

ZUM 96. GEBURTSTAG
Demuth, Brigitte, geb. Ignee, aus 
Lippitz, Kreis Mohrungen, am  
2. April

Ehrenberg, Rudy, aus Labiau, 
Kreis Neidenburg, am 4. April
Müller, Herta, geb. Kurpjuhn, 
aus Eibenau, Kreis Treuburg, am 
7. April
Naujok, Bruno, aus Klein Ponnau, 
Kreis Wehlau, am 7. April

ZUM 95. GEBURTSTAG
Dombrowski, Walter, aus Dor-
schen, Kreis Lyck, am 2. April
Flasdick, Annemarie, geb. Kill-
burger, aus Lyck, Kaiser-Wilhelm-
Straße 137, am 7. April
Kulessa, Marga, geb. Reinoß, aus 
Heldenfelde, Kreis Lyck, am 7. April
Putzki, Gerda, geb. Plaar, aus 
Wehlau, am 4. April

ZUM 94. GEBURTSTAG
Nissen, Irmgard, geb. Klingen-
berg, aus Godnicken, Kreis Fisch-
hausen, am 2. April
Satzer, Erna, geb. Völlmann, aus 
Groß Engelau, Kreis Wehlau, am 
6. April
Waldt, Alfred, aus Steintal, Kreis 
Lötzen, am 5. April
Wischnewski, Gerhard, aus Neu-
hof, Kreis Neidenburg, am 4. April

ZUM 93. GEBURTSTAG
Charchulla, Liesbeth, geb. Newi-
ger, aus Gusken, Kreis Lyck, am  
1. April
Engel, Herbert, aus Kuglacken, 
Kreis Wehlau, am 3. April
Fenske, Hildegard, geb. Maser, 
aus Ebenfelde, Kreis Lyck, am  
1. April

Gremke, Erich, aus Pregelswalde, 
Kreis Wehlau, am 1. April
Hesse, Willi, aus Groß Birkenfel-
de, Kreis Wehlau, am 6. April
Neumann, Christel, geb. Fimmel, 
aus Groß Arnsdorf, Kreis Mohrun-
gen, am 6. April
Niederhaus, Kurt, aus Krupinnen, 
Kreis Treuburg, am 6. April
Salk, Horst, aus Siemienau, Kreis 
Neidenburg, am 6. April
Thernell, Annerose, geb. Nuckel, 
aus Germau, Kreis Fischhausen, 
am 2. April

ZUM 92. GEBURTSTAG
Classen, Oswald, aus Gar- 
dienen, Kreis Neidenburg, am  
6. April
Frech, Herta, geb. Boseniuk, aus 
Garbassen, Kreis Treuburg, am  
6. April
Fries, Hedwig, geb. Solinski, aus 
Kleinkosel, Kreis Neidenburg, am 
7. April
Junghans, Brigitte, geb. Pietrzyk, 
aus Kölmersdorf, Kreis Lyck, am  
4. April
Kaesler, Edith, geb. Ragnitz, aus 
Zeysen, Kreis Lyck, am 5. April
Kutschera, Gertraude, geb. 
Gritzka, aus Masuren, Kreis Treu-
burg, am 1. April
Oppermann, Hans Georg, aus 
Grünweide, Kreis Ebenrode, am  
6. April
Quadt, Christel, geb. Kobialka, 
aus Steinberg, Kreis Lyck, am  
4. April
Schipper, Marliese, geb. Ha-
mann, aus Tapiau, Kreis Wehlau, 
am 6. April

ZUM 91. GEBURTSTAG
Baumeister, Liesbeth, geb. Ge-
schwendt, aus Peterswalde, Kreis 
Elchniederung, am 7. April
Jäger, Herta, geb. Danielzik, aus 
Klein Lasken, Kreis Lyck, am  
1. April
Korth, Heinz, aus Eichhagen, 
Kreis Ebenrode, am 4. April 
Koslowski, Irma, geb. Lojewski, 
aus Lyck, Yorkstraße 21, am 3. April
Maschlinski, Otto, aus Bobern, 
Kreis Lyck, am 5. April
Melchin, Walter, aus Dünen, 
Kreis Elchniederung, am 5. April
Sandberg, Gerda, geb. Koch, aus 
Nickelsdorf, Kreis Wehlau, am  
6. April

Ullmann, Christel, geb. Jaschew-
ski, aus Treuburg, am 6. April
Urbczat, Hildegard, geb. Lasa-
rek, aus Bartendorf, Kreis Lyck, 
am 5. April

ZUM 90. GEBURTSTAG
Bach, Karl, aus Kölmersdorf, Kreis 
Lyck, am 4. April
Gesewsky, Manfred, aus Roddau 
Perkuiken, Kreis Wehlau, am  
7. April
Glanz, Lisbeth, geb. Plogsties, 
aus Aschpalten, Kreis Elchniede-
rung, am 2. April
Kollhoff, Elfriede, geb. Hemke, 
aus Pregelswalde, Kreis Wehlau, 
am 3. April
Maszerim, Kurt, aus Tawe, Kreis 
Elchniederung, am 4. April
Moldzio, Erich, aus Giersfelde, 
Kreis Lyck, am 1. April
Rosenwald, Christa, geb. Kowal-
kowski, aus Skaten, Kreis Wehlau, 
am 5. April
Rueck, Ursula, geb. Werner, aus 
Wiese, Kreis Mohrungen, am  
2. April
Sach, Heinz, aus Dorntal, Kreis 
Lyck, am 6. April
Sadlowski, Gerda, geb. Siemund, 
aus Wildwiese, Kreis Elchniede-
rung, am 6. April
Wagner, Hildegard, geb. Blosat, 
aus Klein Friedrichsgraben, Kreis 
Elchniederung, am 5. April
Walendy, Werner, aus Schwentai-
nen, Kreis Treuburg, am 5. April
Wenk, Artur, aus Lissau, Kreis 
Lyck, am 2. April
Wieczorek, Gerda, geb. Orlow-
ski, aus Großwalde, Kreis Neiden-
burg, am 2. April
Zacher, Irmgard, geb. Hundrie-
ser, aus Neu Trakehnen, Kreis 
Ebenrode, am 2. April

ZUM 85. GEBURTSTAG
Brzoska, Sigrid, geb. Schwarz, 
aus Frankenau, Kreis Neidenburg, 
am 6. April
Helm, Edith, geb. Marzian, aus 
Wiesengrund, Kreis Lyck, am  
3. April
Huylmans, Lieselotte, geb. Lan-
ge, aus Sonnenborn, Kreis Moh-
rungen, am 3. April
Kolbow, Dieter, aus Rumeyken, 
Kreis Lyck, am 1. April
Konradt, Anneliese, aus Nußberg, 
Kreis Lyck, am 1. April
Lehmann, Dietrich, aus Knäb- 
lacken, Kreis Wehlau, am 3. April
Lehmann, Renate, geb. Janz, aus 
Skuldeinen, Kreis Elchniederung, 
am 2. April
Lewandrowski, Lotty, geb. Da-
vid, aus Lindenort, Kreis Ortels-
burg, am 7. April
Liedtke, Elli, geb. Michalski, aus 
Ramecksfelde, Kreis Lyck, am  
2. April
Matern, Gerhard, aus Sareiken, 
Kreis Lyck, am 6. April
Neumann, Renate, geb. Bombien, 
aus Sorgenau, Kreis Fischhausen, 
am 4. April
Palluck, Frank-Richard, aus Wit-
tenwalde, Kreis Lyck, am 2. April
Pestkowski, Brigitte, aus Magda-
lenz, Kreis Neidenburg, am  
3. April
Praetorius, Günther, aus War-
sche, Kreis Elchniederung, am  
4. April
Schmetz, Ursula, geb. Komossa, 
aus Langheide, Kreis Lyck, am  
3. April
Sczesny, Erhard, aus Rundfließ, 
Kreis Lyck, am 5. April
Stullich, Klaus, aus Andreken, 
Kreis Lyck, am 2. April
Twisselmann, Herta, geb. Wil-
lert, aus Wehlau, am 5. April

Vogel, Wolfgang, aus Erlental, 
Kreis Treuburg, am 7. April
Wetzel, Erika, geb. Lutz, aus Blu-
dau, Kreis Fischhausen, am  
6. April

ZUM 80. GEBURTSTAG
Eble, Adelheid, geb. Schuchra, 
aus Millau, Kreis Lyck, am  
4. April
Gensik, Erika, geb. Dikti, aus Rü-
benzahl, Kreis Lötzen, am  
4. April
Kalberlah, Ingrid, geb. Godau, 
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am  
5. April
Minke, Heinz, aus Canditten, 
Kreis Preußisch Eylau, am 2. April
Saul, Erna, geb. Strohschein, aus 
Barnen, Kreis Treuburg, am  
7. April
Schwekutsch, Erika, geb. Dahne, 
aus Kölmersdorf, Kreis Lyck, am  
5. April 
Schwermer, Christa, geb. Kullik, 
aus Kölmersdorf, Kreis Lyck, am  
4. April

ZUM 75. GEBURTSTAG
Ramgraber, Brigitte, geb. Walter, 
aus Palmnicken, Kreis Fischhau-
sen, am 7. April
Rauhut, Manfred, aus Wilken-
dorf, Kreis Wehlau, am 7. April

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt und 
auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Dele-
gierten zur Ostpreußischen 
Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen.  
Sie werden regelmäßig über die 
Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladun-
gen zu Veranstaltungen und Se-
minaren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bundes-
geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-
antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen. Bitte 
schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Kontakt 

Angela Selke  
Telefon (040) 4140080 
E-Mail: selke@paz.de 

Termine 2022 der Landsmannschaft Ostpreußen

22. bis 24. April: Kulturseminar 
in Helmstedt 
23. und 24. April: Arbeitsta-
gung Deutsche Vereine (ge-
schlossener Teilnehmerkreis in 
Sensburg) 
11. Juni: Jahrestreffen der Ost-
preußen in Wolfsburg 
25. Juni: Ostpreußisches Som-
merfest (Veranstalter: VdGEM) 
in Hohenstein (Ostpreußen) 
1. bis 3. Juli: 8. Sommerolympi-
ade in Heilsberg 
23. bis 25. September: Ge-
schichtsseminar in Helmstedt 

24. September: 25. Landestref-
fen Mecklenburg-Vorpommern 
(Veranstalter: LO-Landesgruppe 
M-V)in Schwerin 
7. bis 9. Oktober: 10. Deutsch-
Russisches Forum „Zukunft 
braucht Vergangenheit“ (ge-
schlossener Teilnehmerkreis) in 
Lüneburg  
10. bis 16. Oktober: Werkwo-
che in Helmstedt 
4. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzenden 
(geschlossener Teilnehmerkreis) 
in Wuppertal 

5. und 6. November: Ostpreu-
ßische Landesvertretung (ge-
schlossener Teilnehmerkreis) in 
Wuppertal 
5. bis 8. November: Kulturhis-
torisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der 
Bundesgeschäftsstelle der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/
lo/seminare.html

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Wir gratulieren …

Zusendungen für die Ausgabe 15/2022

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 15/2022 (Erstverkaufstag 15. April) bis spätestens 
Dienstag, den 5. April, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Kurische Nehrung
Aquarell v. Paul Schmolling
ca. 1925, Kurenkähne am Strand und

Haff, Außenmaß 65,5x75

m. R. 2.400,- €
Kontakt reipeki1@web.de

ANZEIGE

Hochwertiges Krawattenklammer- und 
Manschettenknöpfe-Set mit Elchschaufeln

Edles Set für den Herrn:
Krawattenklammer und 
ein Paar Manschettenknöpfe
mit Elchschaufel im schwarzen 
Velouretui für 35,- Euro 
zzgl. 5,- Euro Versand- und 
VerpackungskostenVerpackungskosten

Bestellung:
Preußische Allgemeine

Angela Selke
selke@paz.de

Tel: 040-414008-0

ANZEIGE



Neuer Treffpunkt
Hof – Sonnabend, 9. April, 15 Uhr, 
Jahnheim, Jahnstraße 5: Treffen. 

Die Landsmannschaft der Ost- 
und Westpreußen, Kreisgruppe 
Hof, möchte wieder mit den mo-
natlichen Treffen beginnen. Da die 
Altdeutsche Bierstube am Nach-
mittag nicht mehr geöffnet ist, 
musste sich Christian Joachim mit 
seinen Vorstandsmitgliedern auf 
die Suche nach einem neuen Treff-
punkt machen. Nach eingehenden 
Beratungen wurde als künftiges 
Vereinslokal das Jahnheim in der 
Jahnstraße 5 gewählt. Dieses ist für 
Busbenutzer und Autofahrer gut 
zu erreichen. 

Wirtin Sabine Knoll stellt der 
Hofer Kreisgruppe das Neben-
zimmer jeden zweiten Sonn-
abend im Monat um 15 Uhr zur 
Verfügung. So bleibt es bei dem 
seit Jahren gewohnten Termin. 
Kaffee und Kuchen, aber auch ei-
ne kleine Brotzeit können ver-
zehrt werden.

Alle Mitglieder und Gäste sind 
herzlich willkommen. Es gelten die 
aktuellen Coronabestimmungen.

Vorsitzender: Ulrich Bonk 
Stellv. Vorsitzender:: Gerhard 
Schröder, Engelmühlenweg 3, 
64367 Mühltal,  
Tel. (06151)148788

Hessen

Filmvortrag
Kassel – Donnerstag, 7. April, 
15  Uhr: Filmvortrag: „Verborgene 

Geschichte“. An diesem Nachmit-
tag werden Forschungsergebnisse 
englischer Historiker zum Ersten 
Weltkrieg vorgestellt.

Jahreshauptversammlung
Wetzlar – Sonnabend, 9. April, 
10.30 Uhr, Gaststätte Matchball, 
Tennisplatz im Bodenfeld, 35576 
Wetzlar: Jahreshauptversammlung 
der LOW-Kreisgruppe Wetzlar mit 
Neuwahl. 
Tagesordnung: 1. Eröffnung und 
Begrüßung, 2. Totengedenken, 
3.  Jahresrückblick, 4. Bericht der 
Schatzmeisterin, 5. Bericht der 
Kassenprüfer, 6. Aussprache zu 
TOP 3 bis 5, 7. Antrag auf Entlas-
tung des Vorstandes und der 
Schatzmeisterin, 8. Neuwahl des 
Vorstandes: a) Vorsitzende/r, 
b) Stellvertretende/r Vorsitzende/r, 
c) Schatzmeister/in, d) Stellvertre-
tende/r Schatzmeister/in, e) Kul-
turreferent/in, f ) Stellvertreten-
de/r Kulturreferent/in, g) Schrift-
führer/in, h) Stellvertretende/r 
Schriftführer/in, i) Medienbeauf-
tragte/r, j) Beisitzer/innen, k) Kas-
senprüfer/in, l) Stellvertretende/r 
Kassenprüfer/in 9. Verschiedenes, 
10. Schlusswort des/ der Vorsitzen-
den, 11. Nach diesen Tagespunkten 
(1. bis 10.) können Sie Mittagessen 
(gegen 12.30 Uhr) einnehmen.

Anmeldungen für die Jahres-
hauptversammlung und Vorschlä-
ge für die Neuwahl der Vorstands-
mitglieder bitte bis 4. April schrift-
lich oder fernmündlich an obige 
Adresse weitergeben. Bitte mit 
Mund- und Nasenschutz erschei-
nen. Kuno Kutz 

Bund der Vertriebenen 
Wiesbaden – Der BdV-Landesver-
band Hessen e.V. informiert: Die 
kommende Ausstellung im Wies-
badener Haus der Heimat trägt 
den Titel „Mitgenommen – Hei-
mat in Dingen“ und wird vom 
27. April bis 10. Juni im Wiesbade-
ner Haus der Heimat gezeigt. Haus 
der Heimat, Friedrichstraße 35, 

65185 Wiesbaden, Telefon (0611) 
360190.

Nordrhein-
Westfalen

Erster Vorsitzender: Jürgen 
Zauner, Stellv. Vorsitzende: 
Klaus-Arno Lemke und Dr. Bärbel 
Beutner, Schriftführerin: Dr. Bär-
bel Beutner, Geschäftsstelle: Bu-
chenring 21, 59929 Brilon, Telefon 
(02964)1037, Fax (02964) 
945459, E-Mail: Geschaeft@Ost-
preussen-NRW.de, Internet: Ost-
preussen-NRW.de

 
Gerhart-Hauptmann-Haus
Düsseldorf – Gerhart Hauptmann 
Haus (GHH), Stiftung Gerhart-
Hauptmann-Haus, Deutsch-ost-
europäisches Forum, Bismarck-
straße 90, 40210 Düsseldorf, Tele-
fon (0211) 1699134, Internet: 
www.g-h-h.de.
Donnerstag, 7. April, 18 Uhr: „Un-
garn nach der Wahl“ mit Stephan 
Löwenstein. #gerhartDIGITAL.
Donnerstag, 7. April, 19 Uhr: „Ver-
wandte Seelen? Käthe Kollwitz 
und Ernst Barlach“ Vortrag von 
Klaus Weigelt.
Studienreise vom 4. bis 14. August: 
„Zu den verlorenen Dörfern der 
Johannisburger Heide“. Anmel-
dung bis 30. April unter E-Mail: 
grabowski@g-h-h.de, Telefon 
(0211) 1699113.

Vorsitzender: Alexander Schulz, 
Willy-Reinl-Straße 2, 09116  
Chemnitz, E-Mail: alexander.schulz-
agentur@gmx.de, Telefon (0371) 
301616

Sachsen

BdV-Kreisverband
Dresden – Mittwoch, 13. April, 
14 Uhr, BdV-Geschäftsstelle, Ling-

nerallee 3, 01069 Dresden: Kaffee-
runde mit Vortrag „Die Heimat 
meiner Vorfahren“ vom Memellän-
der Dietmar Daßinnies.

Vorsitzender: Edmund Ferner,  
Julius-Wichmann-Weg 19, 23769 
Burg auf Fehmarn, Tel.: (04371) 
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

Schleswig-Holstein

Vereinigte Landsmannschaf-
ten Flensburg e.V.
Flensburg – Freitag, 8. April, 
11 Uhr, Oase, Kielseng 30: Geburts-
tagsempfang des Vorsitzenden.

Kreisvertreter: Wolfgang Schie-
mann, Gst.: J. Schulz, Landkreis 
Rotenburg (Wümme), Postfach 
1440, 27344 Rotenburg (Wüm-
me), Telefon (04261) 9833100, 
Fax (04261) 9833101

Angerburg

Bericht
Rotenburg/Wümme – Der Vor-
stand der Kreisgemeinschaft An-
gerburg traf sich am 15. März im 
Kreishaus in Rotenburg/Wümme 
zur ersten Sitzung im neuen Jahr. 
Trotz der Coronalage und der po-
litischen Situation in Europa war 
es sehr wichtig, dass der Vorstand 
sich zu einer Beratung getroffen 
hat. 

Der Kreisvertreter Wolfgang 
Schiemann sagte in seiner Eröff-
nungsrede, es ist nur dank der 
sorgfältigen Vorbereitung durch 
Brigitte Junker und Michael Mayer 
das wir uns treffen konnten. 

Mayer las auch noch ein Gruß-
wort des Landrates Herrn Prietz 
vor. Der Vorstand war beschluss-
fähig, so konnten die wichtigen 

Punkte diskutiert werden. Zum 
Beispiel die Finanzierung der 
Kreisgemeinschaft (Kassenbericht 
2021) sowie die Aufgaben für das 
Jahr 2022. Können wir uns mit al-
len Angerburgern am 10./11. Sep-
tember zu den 68. Angerburger 
Tagen treffen, und kann es 2023 im 
Februar eine heimatpolitische Ta-
gung geben?

Ein weiterer Bericht erfolgte 
über den kommunalen Kongress in 
Allenstein und über die Tagung der 
Kreisvertreter am 12./13. März in 
Helmstedt. 

Ein sehr wichtiges Thema: Die 
Aktivitäten in und für Angerburg. 
Der Kontakt zur Stadt und dem 
Kreis Angerburg muss erhalten 
bleiben. Zum Beispiel humanitäre 
Hilfe und die Unterstützung der 
deutschen Gesellschaft Mauersee. 
Auch der Schüleraustausch zwi-
schen Angerburg und dem Paten-
kreis Rotenburg/Wümme müsste 
wieder stattfinden. Eine Reise 
nach Angerburg ist für Juni ge-
plant. Erich Kerwien

Kreisvertreter: Klaus Downar,  
An der Grubenbahn 21, 01662  
Meißen, Telefon (03521) 4592901, 
www.kreisgemeinschaft-johannis-
burg.de; kodo48@aol.com; Kas-
senverwalter: Günter Woyze-
chowski, Röntgenstraße 14, 31157 
Sarstedt, Telefon (05066) 63438,  
g.awoy@htp-tel.de

Johannisburg

 
Kreistags- und Beiratssitzung
Sarstedt – Sonnabend, 2. April, 
11 Uhr: Kreis- und Beiratssitzung 
mit den Punkten: Jahresplanung, 
Hilfeprogramm, Finanzwesen, 
Heimatbrief und Personalstand. 
Das Hauptkreistreffen wird am 
4. September in Dortmund statt-
finden (siehe Heimatbrief  
2022).

Erich Moldzio zum 90. 
Erich Moldzio wurde am 1. April 
1932 in Giersfelde, Kreis Lyck, ge-
boren. Seit dem 8. Januar 1971 ist 
er Ortsvertreter seines Heimator-
tes. Moldzio hat über Giersfelde 
ein Heft geschrieben. Giersfelde 
wurde im Oktober 1944 nach Groß 
Lemkendorf im Kreis Allenstein 
evakuiert. 

Im Sommer 1945 kehrte die Fa-
milie Moldzio in den Kreis Lyck 
zurück. Ihren Hof in Giersfelde 
durfte die Familie nicht beziehen. 
Stattdessen wurden sie in das „Ro-
te“ Haus, dem Deutschen-Ghetto, 
in Fließdorf einquartiert. 

Erich Moldzio musste zwangs-
weise auf dem staatlichen Gut 
(PGR) arbeiten. 1957 siedelte die 
Familie in die Bundesrepublik um.

 Bärbel Wiesensee
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Vorsitzender: Christoph Stabe,  
Ringstraße 51a, App. 315, 85540 
Haar, Tel.: (089)23147021 stabe@
low-bayern.de, www.low-bayern.de

Bayern

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 
898313. Stellv. Kreisvertreter: 
Dieter Czudnochowski, Lärchen-
weg 23, 37079 Göttingen, Telefon 
(0551) 61665

Lyck

ANZEIGE
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Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

   5 7  9 6  
         
 3 7   8   9 5
 4 2  9  7  1 8
    2  8   
 7 5  1  4  2 6
 2 8   1   3 9
         
   1 4  2 5  

   5 7  9 6  
         
 3 7   8   9 5
 4 2  9  7  1 8
    2  8   
 7 5  1  4  2 6
 2 8   1   3 9
         
   1 4  2 5  

 8 1 5 7 2 9 6 4 3
 9 6 2 3 4 5 8 7 1
 3 7 4 6 8 1 2 9 5
 4 2 6 9 5 7 3 1 8
 1 9 3 2 6 8 7 5 4
 7 5 8 1 3 4 9 2 6
 2 8 7 5 1 6 4 3 9
 5 4 9 8 7 3 1 6 2
 6 3 1 4 9 2 5 8 7

Diagonalrätsel: 1. mutlos, 2. Besuch,  
3. Pusher, 4. Tresor, 5. Graben,  
6. Elster – Messer, Schere

Kreiskette: 1. Pfette, 2. Dotter,  
3. Podest, 4. Statut, 5. Metall –  
Pferdestall

Sudoku:

PAZ22_13

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte eine Tierunterkunft.

1 Balken im Dachstuhl, 2 Eigelb, 3 Treppenabsatz, 4 Verfassung, Satzung,
5 Grundstoff

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben 
die beiden Diagonalen zwei Schnei-
dewerkzeuge.
1 ohne Zuversicht
2 Gastaufenthalt
3 Rauschgifthändler, Dealer (engl.)
4 Geldschrank
5 Erdrinne
6 diebischer Vogel

MEMEL

Am 8. und 9. Oktober 2021 feierte 
der Verein der Deutschen in Me-
mel (VdD) 25 Jahre des Bestehens 
vom Simon-Dach-Haus. Zu diesem 
Anlass wurde eine Ausstellung 
über die Tätigkeit des Hauses seit 
seiner Gründung erstellt. Diese 
Ausstellung wurde am 22. März in 
der Öffentlichen Ieva-Simonaitytė-
Kreisbibliothek vorgestellt und ist 
dort noch bis zum 17. April zu se-
hen. 

Die Versammelten wurden vom 
Vorsitzenden des Vereins Klaus Pe-
ter Paul Grudzinskas begrüßt, über 
die Eröffnung des Hauses und die 
ersten Jahrzehnte der Tätigkeit er-
zählte die Ehrenvorsitzende Mag-
dalena Piklaps und die Gegenwart 
schilderte der Leiter des Hauses 
Arnold Piklaps. Sehr interessant 

waren die Gedanken der Memellän-
derin Silva Pocytė, langjährige Lei-
terin des Historischen Instituts an 
der Universität in Memel (heute: 
Institut für die Geschichte und Ar-
chäologie der Baltischen Region). 
Sie betonte, wie wichtig das Simon-
Dach-Haus sei und welch symbol-
trächtige Bedeutung der Name Si-
mon-Dach in sich trägt. Unter die-
sem Namen vereinen sich ostpreu-
ßische Literatur, Kultur, Wissen-
schaft und die Identität von Memel/
Klaipėda. Ein Deutsches Haus 
könnte es in jeder Stadt und in ver-
schiedenen Ländern geben, aber 
ein „Simon-Dach-Haus“ ist zu-
gleich auch ein deutsches Symbol, 
das fest zur Stadt gehört. 

Den musikalischen Beitrag 
leistete das Ensemble unserer Ju-

gendlichen aus dem Hermann-Su-
dermann-Gymnasium unter der 
Leitung von Asta Alminė. 

Der VdD dankt den Förderern 
der Ausstellung: Departement der 
Minderheiten der Republik Litau-
en, Stadtverwaltung Klaipėda, 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
Berliner Memelland-Gruppe, Al-
tertums-Gesellschaft Prussia. 
Dank der Ausstellung werden die 
Tätigkeit des VdD und die vielfälti-
ge Aktivitäten im Simon-Dach-
Haus noch sichtbarer und können 
überall präsentiert werden. 

Wer den Verein der Deutschen 
in Memel besuchen möchte, sollte 
sich die Osterfeier am 23. April, 
12  Uhr, Hermann-Sudermann-
Gymnasium notieren. 

 Rase Miuller

„25 Jahre Simon-Dach-Haus“ 

Teilnehmer und Mitwirkende der Ausstellungseröffnung zum 25-jährigen Bestehen des Simon-Dach-Hauses: 
Vorstand des Deutschen Vereins mit dem Ensemble der Jugendlichen aus dem Hermann-Sudermann-Gymna-
sium unter der Leitung von Asta Alminė und Teilnehmern  Foto: Rasa Miuller

DITTCHENBÜHNE

Doppelt so viele Interessierte hat-
ten sich zur XIV. Baltischen Tafel-
runde angemeldet. Wegen der 
noch geltenden Corona-Bestim-
mungen konnten jedoch nur 
80 Gäste im schönen Festsaal der 
Dittchenbühne – Forum Baltikum 
e.V. in Elmshorn Platz finden.

Der Erste Vorsitzende Raimar 
Neufeldt begrüßte zum ersten Mal 
eine königliche Hoheit: Georg 
Friedrich Prinz von Preußen. Der 
Ururenkel Kaiser Wilhelms II. ist 
seit 27 Jahren Chef des Hauses Ho-
henzollern.

Mit Köstlichkeiten aus den ehe-
maligen Provinzen Preußens prä-
sentierte die Küche der Dittchen-
bühne eine überraschende Zusam-
menstellung von traditionellen, 
aber auch weniger bekannten Spei-
sen. Für jeden Gast lag ein Exemp-
lar der gerade erschienenen Jubilä-
umsschrift „40 Jahre Dittchenbüh-
ne“ zum Mitnehmen bereit.

Der Referent des Abends 
sprach zum Thema „Vom Fels zum 
Meer“. Es ist der Wahlspruch des 

Hauses Hohenzollern. Georg 
Friedrich Prinz von Preußen bat 
um Verständnis dafür, dass er sich 
nicht an die Bitte des Gastgebers 
hielt, an diesem Abend den Ukrai-
nekrieg auszusparen. Er habe es 
nicht für möglich gehalten, dass 
zwei Flugstunden von uns entfernt 
eine Invasion, für die es keine 
Rechtfertigung gäbe, sich vollzie-
he. Seine Ehefrau und er haben 
Vorfahren aus Russland, aus der 
Ukraine und aus dem Baltikum, sie 
seien von dem menschlichen Leid 
sehr betroffen. Unvergessen sei 
ihm das Flüchtlingsschicksal sei-
ner Großeltern. Aus dem damali-
gen Erleben heraus habe seine 
Großmutter Kira von Preußen 1952 
die Prinzessin Kira von Preußen 
Stiftung für Heimatvertriebene 
und Kriegsgeschädigte gegründet. 
Während er vor wenigen Jahr-
zehnten den Stiftungszweck für 
beinahe überholt angesehen habe, 
sei dieser jetzt wieder aktuell.

Mit einem beeindruckenden 
Foto von der Stammburg der Ho-

henzollern Hechingen im Wolken-
meer begannen die Ausführungen 
des Referenten zur Familienge-
schichte. „Der Fels trägt die Wiege 
meiner Geschichte.“ Seit dem Jahr 
1061 seien die Zollern auf dem 
Mons Solarius, ein national wert-
volles Kulturgut, nachweisbar. Die 
Stammbaumhalle veranschauliche 
die bisher 961 Jahre dieser Dynas-
tie. „Wenn Sie mir den Werbeblock 
erlauben“, 350.000 Menschen be-
suchten pro Jahr die Burg. Nicht 
nur auf der Burg Hechingen seien 
Kunstschätze aus dem Sammlungs-
bestand des Hauses Hohenzollern 
zu finden, sondern als Leihgaben in 
Einrichtungen aller Bundesländer 
mit Ausnahme Bayerns.

Der Prinz beklagte die sich ver-
schlechternde Allgemeinbildung, 
mit der mangelnde Geschichts-
kenntnisse einhergingen. Die Ge-
schichte der Hohenzollern, die Ge-
schichte Preußens sei Teil der Welt-
geschichte. Mit der Nennung eini-
ger familiengeschichtlich bedeut-
samer Daten beendete der Prinz 
von Preußen seinen kurz gefassten 
Streifzug durch tausend Jahre. 

Neufeldt überreichte dem Refe-
renten nicht nur eine Flasche hoch-
prozentigen „Preußengeist“, son-
dern auch eine junge Eiche, die eine 
tausendjährige Mutter hat, die be-
rühmte Eiche von Cadinen. Der 
Prinz von Preußen versicherte, er 
wolle unbedingt einmal nach Cadi-
nen fahren. Unabhängig davon wer-
den die Besucher dieser Veranstal-
tung ihn als gewinnend, charmant, 
bescheiden und sympathisch in Er-
innerung behalten. Ute Eichler

Streifzug durch 1000 Jahre

Sorgten für eine gelungene Baltische Tafelrunde: Georg Friedrich Prinz 
von Preußen mit dem Service-Team der Dittchenbühne  
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Eine vom Deutschen Kulturforum 
östliches Europa berufene Jury, der 
auch zwei litauische Vertreterin-
nen angehörten, entschied sich für 
die Journalistin Sonya Winterberg 
als Stadtschreiberin von Memel.

Das Stadtschreiber-Stipendi-
um des Deutschen Kulturforums 
östliches Europa, das von der Be-
auftragten der Bundesregierung 
für Kultur und Medien (BKM) do-
tiert wird, dient dazu, das gemein-
same kulturelle Erbe der Deut-
schen und ihrer Nachbarn in jenen 
Regionen Mittel- und Osteuropas, 
in denen auch Deutsche gelebt ha-
ben oder heute noch leben, in der 
breiten Öffentlichkeit bekannt zu 
machen. Es soll darüber hinaus 
das gegenseitige Verständnis und 
den interkulturellen Dialog för-
dern. Als Wanderstipendium kon-
zipiert, war es bisher in Danzig, 
Fünfkirchen, Reval, Marburg an 
der Drau, Kaschau, Riga, Pilsen, 

Breslau, Kronstadt, Lemberg, Al-
lenstein, Rijeka und Odessa ange-
siedelt.

Partner des Kulturforums bei 
der Durchführung des Stipendi-
ums in Memel 2022 ist die Öffent-
l iche Ieva-Simonaitytė-
Kreisbibliothek.

Winterberg wird ihren fünf-
monatigen Aufenthalt in Memel 
voraussichtlich Mitte Mai antre-
ten. Während dieser Zeit wird sie 
ein Internettagebuch führen und 
dort über Begegnungen und Bege-
benheiten berichten. Über ihren 
Blog kann man mit der Autorin ab 
Mai in Kontakt treten. Eine Über-
setzung der Einträge ins Litaui-
sche ist vorgesehen.

Die finnlandschwedische Jour-
nalistin arbeitet seit über 20 Jah-
ren für Medien in Europa und 
Nordamerika. Schwerpunkt Win-
terbergs Arbeit ist dabei die Lang-
zeitbeobachtung von Menschen in 

krisenhaften Lebenssituationen. 
So porträtierte sie die Witwen und 
Kinder von Srebrenica nach dem 
Genozid, sowie afghanische 
Flüchtlinge bei der Rückkehr in 
ihre Dörfer am Hindukusch. Meh-
rere Jahre lang begleitete sie ost-
preußische Kriegswaisen, die nach 
1945 hinter dem Eisernen Vorhang 
geblieben waren, auf den Spuren 
ihrer Vorfahren in Deutschland 
und dem Königsberger Gebiet.

Seit 2014 zeichnete Winter-
berg für mehrere preisgekrönte 
Dokumentarfilme verantwortlich, 
darunter „Kinderhandel – Mitten 
in Europa“ und „Medizinexperi-
mente in Auschwitz – Clauberg 
und die Frauen von Block 10“. Ihr 
Buch „Wir sind die Wolfskinder“ 
(Piper, 2012) erschien 2019 auf Li-
tauisch. Für diesen Sommer ist die 
englische Ausgabe geplant.

Deutsches Kulturforum 
östliches Europa 

STIPENDIUM

Stadtschreiberin in Memel
Sonya Winterberg wird aus der Hafenstadt berichten

Ostpreußisches Landesmuseum

Künstlerisches Drucken und 
Stempeln für Kinder – Oster-
ferientage für Kinder von acht 
bis zwölf Jahren, Dienstag, 5. Ap-
ril bis Freitag, 8. April, täglich 
von 13.30 bis 16.30 Uhr, 5 Euro 
pro Tag, Teilnahme an einzelnen 
oder allen Tagen möglich.

Die Sonderausstellung „Des All-
tags schöne Seiten“ mit vielseiti-
gen und herrlich bunten Farb-
drucken von Landschaften, Tie-
ren und Menschen ist optimal 
geeignet, um die Fantasie der 
Kinder anzuregen. Nach Betrach-
tung der Bilder werden im Ateli-
er verschiedene Drucktechniken 
ausprobiert. Dabei experimentie-

ren die Kinder mit Alltagsgegen-
ständen, die als Druckstempel 
verwendet werden und entwi-
ckeln eigene Ideen für tolle 
Stempelbilder. Persönliche Ge-
staltungs- und Ausdrucksfähig-
keiten kommen zudem beim  
Linoldruck zur Geltung. Jeder er-
stellt eine eigene Druckplatte, 
mit der wunderschöne Oster-
Postkarten gefertigt werden 
können.

Aufgrund der begrenzten Teil-
nehmerzahl ist eine Anmeldung 
unter Telefon (04131) 759950 
oder per E-Mail: bildung@ol-lg.
de erforderlich. Bitte beachten 
Sie unsere Corona-Regeln, die 

wir tagesaktuell auf unserer In-
ternetseite veröffentlichen.

Ostpreußisches Landesmuseum 
mit Deutschbaltischer Abteilung 
und Brauereimuseum, Heiligen-
geiststraße 38, 21335 Lüneburg

  Farblithografie von 1956:  
  Gerhard Matzats „Tigerkopf“
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Der Fördererkreis Ostpreußisches 
Jagdmuseum – Hans-Ludwig Lo-
effke Gedächtnisvereinigung e.V. 
hat den Neuerwerb eines Gemäl-
des im Ostpreußischen Landes-
museum in Lüneburg, das den jun-
gen Preußen-König Friedrich II. 
zeigt, mit einem bedeutenden fi-
nanziellen Betrag unterstützt.

Das Gemälde soll nach Fertig-
stellung der Kant-Ausstellung in 
dieser aufgenommen werden; 
denn der Philosoph und der Mon-
arch waren Wegbereiter der Auf-
klärung. Friedrich II. wurde von 
seinen Zeitgenossen und späteren 
Generationen nicht nur wegen 
seines politisch-militärischen Ge-
nies verehrt, sondern auch als 
„Aufklärungskönig“, der sich den 
neuen Ideen der französischen 
und englischen Aufklärung gegen-
über aufgeschlossen zeigte. Nicht 
nur als Freund von Voltaire, son-
dern auch im Umgang mit dem 
Königsberger Immanuel Kant hat 
Friedrich sich als fördernder Lan-
desherr hervorgetan. In diesem 
Zusammenhang wird das neue 
Portrait in der zukünftigen Kant-
Ausstellung eine zentrale Rolle 
einnehmen.

Zu einer Besichtigung des 
Neuzugangs trafen sich der Mu-
seumsdirektor Joachim Mähnert, 
der Kurator Jörn Barfod, die Eh-
renvorsitzende des Fördererkrei-
ses Barbara Loeffke und der Vor-
sitzende Ministerialrat i.R. Horst 
F. Buschalsky im Ostpreußischen 
Landesmuseum.

Barfod erläuterte, dass der 
Bildtyp des Königs charakteris-
tisch für die ersten Regierungsjah-
re Friedrichs war. Das Bild ist in 
einem sehr gut restauriertem Zu-

stand und wurde Ende letzten Jah-
res auf einer Auktion ersteigert. Es 
stammt aus der Werkstatt des 
Potsdamer Hofmalers Antoine 
Pesne (1683 – 1757), von dem eini-
ge Portraits Friedrichs des Großen 
gemalt wurden.

Den Mitgliedern und Spenden-
gebern des Fördererkreises muss 
ausdrücklich gedankt werden. Nur 
mit ihrer Hilfe lassen sich heraus-
ragende Anschaffungen für das 
Ostpreußische Landesmuseum 
verwirklichen. Horst F. Buschalsky 

OSTPREUSSISCHES JAGDMUSEUM

Der junge Friedrich II.
Der Förderkreis Ostpreußisches Jagdmuseum unterstützt den 

Ankauf eines königlichen Gemäldes

Bei der Besichtigung des Neuzugangs: (v. l.) Jörn Barfod, Horst F. Bu-
schalsky, Barbara Loeffke, Joachim Mähnert Foto: H. F. Buschalsky 

Festveranstaltung mit Ansprache des Sprechers,
Fahneneinmarsch, Kulturprogramm u.v.m.

Ostpreußen
Landsmannschaft

der

Jahrestreffen

CongressPark Wolfsburg

Heinrich-Heine-Straße, 38440 Wolfsburg

(Zufahrt über die Straße Klieverhagen)

Sonnabend, 11. Juni 2022

  10 -17Uhr CongressPark Wolfsburg www.ostpreussen.de

ANZEIGE

Kulturzentrum Ostpreußen

40 Jahre Kulturzentrum Ost-
preußen in Ellingen – Zeit für 
einen Rückblick. 

Die Übernahme der Patenschaft 
des Freistaates Bayern für die 
Landsmannschaft Ostpreußen im 
September 1978 steht am  
Anfang der Geschichte des  
Kulturzentrums. 

Bereits drei Jahre später fand in 
der Ellinger Schloßkirche der 

Festakt zur Eröffnung dieser 
gänzlich neuen Einrichtung  
statt.

Nach den bescheidenen Anfän-
gen im Erdgeschoß des Westflü-
gels konnten schließlich auch die 
beiden Obergeschosse renoviert 
und den Ostpreußen zur Nut-
zung übergeben werden; alle 
Räumlichkeiten mit Ausstellungs-
räumen, Büros und weiteren 
Räumen haben eine Fläche von 

etwa 1500 Quadratmeter. Neben 
Archiv und Bibliothek gibt es 
seitdem einen großen Bereich 
für eine museale Dauerausstel-
lung, in der unter anderem das 
Bernsteinkabinett, das Königs-
berger Bürgerzimmer, Ostpreu-
ßen im Kartenbild, die Salzburger 
Exulanten, die Jagd in Ostpreu-
ßen und eine Gemäldegalerie zu 
sehen ist, und genügend Platz für 
Sonder- und Kabinettausstellun-
gen. 

Moderne Medienstationen ver-
mitteln auf moderne Art und Wei-
se weiterführende Informationen 
und laden zum Mitmachen ein. 

Die reich bebilderte Jubiläums-
dokumentation im ersten Ober-
geschoß berichtet über die viel-
fältigen Veranstaltungen und 
sonstigen Aktivitäten des Kultur-
zentrums Ostpreußen im Lauf 
der letzten 40 Jahre und ist noch 
bis Ende August zu sehen. Diese 

Dokumentation ist auch als 
48-seitige Broschüre zum Preis 
von 5,- Euro zuzüglich Porto zu 
erwerben unter Telefon (09141) 
86440 oder per E-Mail: service@
kulturzentrum-ostpreussen.de

Kulturzentrum Ostpreußen-
Schloßstraße 9, 91792 Ellingen/
Bayern, Öffnungszeiten im Zeit-
raum von April bis September: 
Dienstag bis Sonntag, 10 bis 
12 Uhr und 13 bis 17 Uhr
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VON BODO BOST

D er heutige Moskauer Patriarch 
Kyrill I. war vor seiner Beru-
fung zum Patriarchen bis 2009 
Metropolit von Königsberg 

und Smolensk. Er vollzog ab 1985 den im-
posanten Aufbau der orthodoxen Kirche in 
Nord-Ostpreußen, nachdem das Königs-
berger Gebiet offiziell 40 Jahre religionslos 
gewesen war.

In den Jahren 1720 bis 1730 entstand in 
Königsberg eine reguläre orthodoxe Ge-
meinde unter der Leitung von Wassilij 
Kwasowskij, einem Druckereibesitzer, der 
Bücher in polnischer, russischer und kir-
chenslawischer Sprache veröffentlichte. 
Während des Siebenjährigen Krieges, zwi-
schen 1758 und 1762 bekam Ostpreußen 
den Status eines russischen Generalgou-
vernements, erste orthodoxe Kirchen ent-
standen in Ostpreußen, die jedoch wieder 
zugrunde gingen. Nach der Oktoberrevo-
lution von 1917 kamen einige Dutzend rus-
sisch-orthodoxe Emigranten nach Königs-
berg. Priester aus Berlin und Litauen hiel-
ten für sie Gottesdienste, aber eine Ge-
meinde bildete sich nicht. Das blieb auch 
so, als die Sowjetunion 1945 den nördli-
chen Teil Ostpreußens besetzte und an-
nektierte, die deutsche Bevölkerung ver-
trieb und mit Angehörigen aller Sowjetvöl-
ker neu besiedelte. 40 Jahre blieb das ganze 
Gebiet wie Albanien eines der wenigen re-
ligionslosen Gebiet Europas.

40 Jahre lang religionslos
Der Moskauer Patriarch Kyrill Gundjajew 
war ab 1984 Bischof von Smolensk. Am  
25. Februar 1985 beschloss das Exekutivko-
mitee des Rates der Volksdeputierten der 
Stadt Königsberg, eine erste orthodoxe Ge-
meinschaft zu registrieren. Die Gemeinde 
erhielt die Ruinen der ehemaligen lutheri-
schen Kirche in Juditten am Stadtrand von 
Königsberg. Die Kirche erhielt den Namen 
des Heiligen Nikolaus des Wundertäters 
und wurde innerhalb eines halben Jahres 

in die Smolensker Diözese der Russisch-
Orthodoxen Kirche aufgenommen. 

Die Juditter Kirche, die bereits 1255 in 
der Zeit des Deutschen Ordens gebaut 
worden war, ist die älteste erhaltene Kirche 
der Region. Dass gerade diese Kirche zur 
ersten orthodoxen werden sollte, war eine 
klare Ansage. Seit dieser Zeit wuchs die 
Zahl der orthodoxen Gemeinden in der Re-
gion sprunghaft. Oft versammelten sich 
die Gläubigen in ehemaligen Turnhallen, 
Lagerhäusern und Kirchen, die für ortho-
doxe Gottesdienste umgebaut worden wa-
ren. Schon im Jahre 1988 wurde die ortho-
doxe Diözese Smolensk-Wjasemskij in Di-
özese Smolensk-Kaliningrad umbenannt. 
Seit 1993 verwaltete die Smolensker Diö-

zese auch von Smolensk aus die Gemein-
den im Königsberger Gebiet. 

1996 legte Kyrill als zuständiger Met-
ropolit zusammen mit dem russischen 
Präsidenten Boris Jelzin am früheren 
Hansaplatz, dem heutigen Platz des Sie-
ges, den Grundstein zur künftigen ortho-
doxen Christ-Erlöser-Kathedrale der 
Stadt. Vorher war dort das Lenin-Denk-
mal auf dem Gelände der einstigen Deut-
schen Ostmesse abgeräumt worden. Dass 
gerade auf diesem Platz das erste neu er-
baute orthodoxe Kirchengebäude durch 
Architekt Oleg Kopylow in der russischen 
Ära der Stadt 2006 fertiggestellt wurde, 
zeugt von dem Denken Kyrills in ge-
schichtlichen Dimensionen. Der deutsche 

protestantische Dom in Königsberg, der 
1333 errichtet worden war, wurde zwar 
nach 1992 wegen des dort befindlichen 
Kant-Grabes mit deutschen Geldern wie-
der aufgebaut, er dient heute jedoch vor-
wiegend als Konzert- und Ausstellungs-
raum. Der Moskauer Patriarch Kyrill I. 
bat kurz nach seiner Amtseinführung 
2009 Waldimir Putin, den Königsberger 
Dom, in dem sich bereits eine orthoxe 
Kapelle befindet, der Russisch-Orthodo-
xen Kirche zu übergeben, „um ihn seiner 
zweckgemäßen Nutzung zuzuführen“. 
Über den Antrag hat Putin bislang nicht 
entschieden.

Im Januar 2002 gab es im Königsberger 
Gebiet bereits 42 Gemeinden, 51 Kirchen 

und ein Kloster. Der Klerus bestand aus 
43 Priestern und sechs Diakonen. Am 31. 
März 2009 beschloss der Heilige Synod 
unter dem neuen Patriarchen Kyrill, eine 
Diözese der Russisch-Orthodoxen Kirche 
in dem Königsberger Gebiet zu bilden. Der 
Vikar des Gebietes Seraphim Melkonjan, 
der aus der Stadt Adler am Schwarzen 
Meer stammt, wurde der erste russisch-or-
thodoxe Bischof der Königsberger Diözese 
mit dem Titel „für das gesamte Baltikum“. 
Zu diesem Zeitpunkt gab es im Königsber-
ger Gebiet vier Dekanate mit 75 Pfarreien.

Kirchen im Besitz der ROK
Am 21. Oktober 2016 beschloss der Heilige 
Synod der Russisch-Orthodoxen Kirche 
(ROK), in Insterburg eine neue Diözese für 
den Osten und Norden des Königsberger 
Gebiets einzurichten. Erster orthodoxe Bi-
schof wurde Bischof Nikolaj (Degtjarew) 
von Insterburg [Tchernjachowsk] und 
Heinrichswalde [Slawsk]. Zu dieser Diö-
zese gehören heute 50 Kirchen und 14 Ka-
pellen für 250.000 Gläubige. 

Orthodoxe Bischofskirche wurde in 
Insterburg die ehemals deutsche refor-
mierte Kirche, die 1886 nach den Plänen 
des Berliner Architekten Friedrich Adler 
errichtet worden war. Diese Kirche war 
1989 von der Russisch-Orthodoxen Kirche 
übernommen worden. Am 2. Mai 1992 wur-
de die orthodoxe Kirche durch Metropolit 
Kyrill feierlich dem Erzengel Michael ge-
weiht. 

Heinrichswalde erhielt 1995 einen or-
thodoxen Kirchenneubau. Das imposante 
Aufbauwerk von Metropolit Kyrill diente 
diesem bestimmt bei seiner Wahl zum Pa-
triarchen von ganz Russland 2009, obwohl 
insgesamt die heutige orthodoxe Kirchen-
landschaft des Königsberger Gebiet mit 
etwa 200 orthodoxen Pfarreien noch weit 
hinter der einst deutschen Kirchenland-
schaft zurücksteht, als es über 1000 evan-
gelische und katholische Kirchengemein-
den in der vom Deutschen Orden christia-
nisierten Region gab.

Eines der ältesten Gotteshäuser des Samlandes: Die Kirche von Juditten Foto: Detlef Lubenau

Joanna Bator ist polenweit mindestens so 
bekannt wie Olga Tokarczuk. Und wie bei 
der Nobelpreisträgerin ist auch im Werk 
von Bator Schlesien stets ein Thema. Die 
Waldenburgerin lebt in Warschau, besucht 
jedoch ihre niederschlesische Heimat im-
mer wieder gerne, zuletzt im Winter, als ihr 
in Hirschberg [Jelenia Góra]der Riesenge-
birgspreis für Literatur verliehen wurde. 
Nun können auch die Bewohner des bei-
derseits der Lausitzer Neiße gelegenen 
Görlitz Bator begegnen. Sie ist Gast des 
diesjährigen „Schlesischen Nachtlesens“, 
das am 8. April um 17 Uhr in der Ost-Gör-
litzer [Zgorzelec] Ruhmeshalle, die heute 
ein Kulturzentrum (Dom Kultury) ist, be-
ginnt. „Im Mittelpunkt des Abends steht 
Bators neuestes Buch ‚Gorzko, gorzko‘  
(wörtlich: „Bitter, bitter“), das derzeit von 
Lisa Palmes ins Deutsche übersetzt wird“, 
freut sich Organisatorin Agnieszka Bor-
mann, Schlesienreferentin am Schlesi-
schen Museum zu Görlitz.

Schlesien ist stets ein Thema
Die aus Südostpolen stammende Germa-
nistin und Kulturmanagerin lebt und ar-
beitet seit 17 Jahren im schlesischen Gör-
litz: „einem perfekten Ort für eine 
deutsch-polnische Übersetzerin und Kul-

turmanagerin“, sagt sie. Die Autorin Bator 
lernte Bormann bei der Verleihung des 
Riesengebirgspreises persönlich kennen. 
„Wir saßen nebeneinander beim Abend-
essen und kamen ins Gespräch“, sagt Bor-
mann. Weil sich die beiden auf Anhieb gut 
verstanden haben, willigte Bator ein, beim 
schlesischen Nachtlesen dabei zu sein. 
Bormann verspricht einen geistreichen 
Abend. Den Sinn des „Schlesischen 
Nachtlesens“ erklärt sie so: „An mehre-
ren, teilweise ungewöhnlichen Orten in 
Görlitz tragen bekannte Persönlichkeiten 
Texte vor, die mit Schlesien zu tun haben. 
Literaturfreunde flanieren von Ort zu Ort 
und lauschen kurzen, etwa  
15- bis 20-minütigen Lesungen.“ Diese 
Kurzbeiträge finden mehrfach statt, so-
dass man alle Standorte des Nachtlesens 
als Route ablaufen kann, ohne auf konkre-
te Uhrzeiten fixiert zu sein. 

Auf bundesdeutscher Seite der Neiße-
stadt wird unter anderem im Kaufhaus 
Totschek in der Steinstraße, dem 1868 ge-
gründeten, mondänen Bekleidungshaus, 
in dem heute Unternehmer an Entwick-
lungsstrategien für die Region tüfteln, ge-
lesen. Auf der Route des „Schlesischen 
Nachtlesens“ befinden sich Leseorte wie 
das vegane Bistro Kochwerk am Demiani-

platz oder der Optiker Brillenlounge am 
Otto-Buchwitz-Platz. Bormann zückt ein 
weiteres Ass aus dem Ärmel: „Die Lese-
route erstreckt sich dieses Jahr zwischen 
zwei Görlitzer Seniorenheimen: der Villa 
Marie Curie in der Joliot-Curie-Straße 
und dem Zentralhospital in der Krölstra-
ße. Ihre Türen sind während des ‚Schlesi-
schen Nachtlesens‘ geöffnet. 

Nach zwei Jahren kultureller Entbeh-
rungen soll wieder etwas geboten werden. 
Im Gegensatz zu allen anderen Leseorten, 
wo jede halbe Stunde derselbe Text dar-
geboten wird, wird in beiden Seniorenhei-
men jeweils ein anderer Text zu hören 
sein. 

Die Senioren in den Heimen und die 
Besucher dürfen sich zum Beispiel auf 

Auszüge aus den Tagebüchern der Fürstin 
Daisy von Pless ,Tanz auf dem Vulkan‘ 
freuen. Nach fast 100 Jahren wurden sie 
im Februar neu verlegt und werden druck-
frisch beim ‚Schlesischen Nachtlesen‘ zu 
Gehör gebracht.“ Für sie ist Daisy von 
Pless (1873–1943) eine der schillerndsten 
Figuren der schlesischen Geschichte. 

Kulturelles nach zwei Jahren 
Der langjährige Opernsänger am Gerhart-
Hauptmann-Theater Zittau-Görlitz, Ste-
fan Bley, nimmt die schlesischen Litera-
turfreunde auf eine Reise ins Iser- und 
Riesengebirge mit. Er liest aus dem „Wan-
derer im Riesen-Gebirge“. 

„Die Lektüre entführt uns in die ver-
schwundene Welt des Iser- und Riesen-
gebirges des 17. bis 20. Jahrhunderts. Wir 
erleben den Lebensalltag in den Bergen, 
in den Bauden, auf den Wegen. Wir ler-
nen die Bauden-Bewohner, Reiseführer, 
Glashüttenarbeiter, Schmuggler und na-
türlich die Wanderer kennen. Arbeit und 
Freizeit, Freud und Leid, Sitten und Spei-
sen – und alles vor dem Hintergrund der 
wunderbaren Berglandschaft.“ Das hofft 
Bormann, die selbst leidenschaftlich gern 
im Riesengebirge wandert.

 Chris W. Wagner

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

„Schlesisches Nachtlesen“
Literaturfreunde können in Görlitz an einem Abend gleich mehrere Standorte in zwei Ländern ansteuern

Spornt zum Lesen an: Schlesienreferentin Agnieszka Bormann Foto: Wagner

KÖNIGSBERGER GEBIET

Es begann in Juditten
Der Aufbau der Russisch-Orthodoxen Kirche im nördlichen Ostpreußen begann 1985 – Der heutige Patriarch Kyrill I. trieb ihn voran
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VON BRIGITTE KLESCZEWSKI

D ie Reichsautobahn 11, Berlin–
Stettin, berührte die pommer-
sche Hauptstadt nicht direkt, 
als sie im Jahr 1936 dem Ver-

kehr übergeben wurde, denn bei Kolbit-
zow bog sie nach Osten ab und endete bei 
Hornskrug. Hier erreichte sie die Bäder-
straße nach Swinemünde und Cammin an 
die Ostsee. Erst als Stettin am 15. Oktober 
1939 durch Eingemeindungen von 40 Ort-
schaften zur Großstadt wurde, kam sie bei 
Klütz im Süden des Stettiner Stadtkerns 
an ihre neue Großstadtgrenze. Geplant 
war, dass diese Reichsautobahn 11 einmal 
Königsberg als Endziel haben sollte.

Berlin–Stettin–Königsberg
Der nach Osten führende Teilabschnitt 
Kolbitzow–Hornskrug dagegen konnte 
erst 1937 fertig gestellt werden, denn vor-
her musste das fünf Kilometer breite 
Odertal mit gewaltigen Brückenbauten 
überquert werden. So beträgt die Länge 
der Westoderbrücke 204 Meter, während 
es die Reglitz- oder Ostoderbrücke auf 
224 Meter bringt. Mit der Teilstrecke der 
Reichsautobahn 11 – sie gehört zu den äl-
testen Autobahnen in Deutschland – wur-
de im Frühjahr 1934 begonnen. Da der 
Reichsautobahnabschnitt an der Ostseite 
des Odertales an Podejuch, dem Isertal, 
der Mittelmühle, Hökendorf und Rosen-
garten vorbeilief, wurde sie im Volksmund 
auch Buchheideautobahn genannt.

Teilstück Buchheideautobahn
Für die gewaltigen Dammbauten und die 
geplante 220 Meter lange und 22 Meter 
hohe Brücke über die Lange Straße am 
Hökendorfer Buchheiderand wurde zur 
Erleichterung der vielen Erdarbeiten eine 
Feldbahn eingesetzt. Um diese Brücke 
überhaupt bauen zu können, wurden die 
Wirtschaftsgebäude des Hökendorfer 

Bauern Arndt enteignet. Als Ausgleich er-
hielt er einen Bauernhof in Grünow bei 
Pasewalk. Die Schienen und Loren für die 
Feldbahn mussten vom Altdammer Bahn-
hof zur Baustelle gebracht werden. Spann-
dienste für den Transport leistete das Gut 

Dohrn in Hökendorf. Beim Ausladen der 
Schienen verunglückte tödlich am 24. Au-
gust 1934 Dietrich Anton Dohrn, der Erbe 
des Gutes, als er versuchte, seinen Mithel-
fer Paul Dennier zu retten. Er hatte be-
merkt, dass die Schienen ins Rutschen 
geraten waren. Paul Dennier blieb durch 
den Rettungseinsatz zwar am Leben, war 
aber schwer verletzt im Gesicht.

Von der fertiggestellten Brücke hatte 
man einen herrlichen Blick auf Hökendorf 
und Altdamm bis hin zum Dammschen 
See. Im Jahr 1937 war der Bauabschnitt 
Kolbitzow–Hornskrug abgeschlossen und 
konnte somit zum Verkehr zugelassen 

werden. Noch bis in die 80er Jahre des  
20. Jahrhunderts stand eine der typischen 
Reichsautobahntankstellen mit ihrem 
schwungvollen Dach bei Rosengarten.

Erinnerungen
An diesen Teil der ehemaligen Reichsau-
tobahn 11 habe ich sehr viel persönliche 
Erinnerungen. Unsere Sommerferienrei-

sen nach Wald-Dievenow an der Ostsee 
begannen mit dem Auto von 1937 bis 1939 
von Hökendorf aus auf dem Teilstück. 
Weiter ging es dann ab Hornskrug auf der 
Bäderstraße in Richtung Swinemünde be-
ziehungsweise Cammin. Während des 

Krieges gab es Benzin auf Zuteilung und 
nur für Dienstfahrten. Auf der Autobahn 
sah man daher nur wenige Autos. Die Hö-
kendorfer Jugend machte sich immer wie-
der gerne den Spaß, sie für Wettfahrten 
mit dem Rad zu nutzen. 

Im Januar und Februar 1945 wurden 
die Trecks aus Hinterpommern und Ost-
preußen vor der großen Hökendorfer Brü-

cke umgeleitet, damit die Autobahn frei 
für die Wehrmachtsfahrzeuge blieb. Zwei 
Monate später wurde sie zur Rollbahn für 
die russischen Fahrzeuge. 

Seit 1975 bin ich bei Pomellen, Grenz-
ort der DDR zu Polen, über Kolbaskowo, 
wie jetzt Kolbitzow heißt, nach Höken-
dorf [Kleskowo] mit dem Auto gefahren. 
Beim Grenzort Pomellen gab es oft lange 
Wartezeiten. Hier kamen die Heimweh-
touristen oder Nostalgiereisenden oft 
untereinander ins Gespräch und tausch-
ten Erlebnisse und Erfahrungen ihrer 
Fahrten untereinander aus.

Hotel Panorama, viel besucht
An der Autobahn oberhalb von Podejuch 
entstand ein großes Hotel, das Hotel Pa-
norama. Hier verabredeten sich die Hö-
kendorfer nach der Wende 1989 jährlich 
zu einem Heimattreffen.

In Hökendorf vergaßen einige ehema-
ligen Ortsbewohner nicht, auf die Auto-
bahnbrücke über die Lange Straße zu stei-
gen, um den weiten Blick bis zum Damm-
schen See zu genießen, wie früher. Manch 
einer buddelte eine Immortellenpflanze 
am Böschungsrand der Brücke aus, um  
sie zu Hause wieder einzupflanzen.  
Dieser Blick von der Brücke ist heute lei-
der durch eine Schutzwand mit kleinem 
Fenster eingeschränkt worden. Um das 
Jahr 2012 wurde diese Brücke von den 
Polen saniert.

Vom Hotel Panorama aus bin ich mit 
einer kleinen Hökendorfer Gruppe an der 
Autobahn entlang nach Hökendorf ge-
wandert. Man konnte auch schon vorher, 
an der kleinen Autobahnbrücke, über die 
Straße von der Mittelmühle zur Pulver-
mühle herabsteigen, um von dort in den 
Heimatort zu gelangen.

Heute läuft die ehemalige Reichsauto-
bahn 11 als A 11/E 28, in Polen als A 6. Die 
Passage der Grenze ist seit dem EU-Bei-
tritt Polens kein Hindernis mehr.

AUF ALTER TRASSE

Im Rückspiegel
Reichsautobahnabschnitt Kolbitzow–Hornskrug – Geplant war der Verlauf Berlin–Stettin–Elbing–Königsberg

1937 dem Verkehr übergeben: Blick auf die neue Reichsautobahn Kolbitzow–Hornskrug mit der Oderbrücke

Hellmuth Heyden stammte aus Greifs-
wald und entwickelte sich neben seiner 
Pfarrtätigkeit mit seinen Nachforschun-
gen zum Vater der pommerschen Kir-
chengeschichtsschreibung. Damit er-
reichte er zu Lebzeiten viel Anerkennung 
und auch über seinen Tod vor 50 Jahren 
hinaus eine beträchtliche Nachwirkung, 
was sich in verschiedenen Schriften, die 
ihm gewidmet sind, niederschlägt. Dazu 
gehören Beiträge in einigen Bänden der 
„Baltischen Studien“, die sein verdienst-
volles Schaffen würdigen.

Heyden wurde am 18. Januar 1893 in 
Greifswald geboren. Sein Vater fungierte 
in der Universitätsstadt als Polizeiwacht-
meister. Nach ersten Greifswalder Kin-
derjahren des Jungen wurde der Vater 
nach Altdamm bei Stettin versetzt. Der 
Ort liegt rund acht Kilometer östlich von 
der Stettiner Altstadt, ist seit dem  
12. Jahrhundert als Besitz des Klosters 
Kolbartz überliefert und wurde 1249 vom 
Pommernherzog Barnim I. übernommen.

Altdamm bekam 1260 das Stadtrecht, 
wurde 1924 Standort des Stettiner Flug-
hafens und 1939 ein Stadtteil von Stettin. 
Heyden wuchs in Stettin auf, besuchte 
eine höhere Knabenschule sowie das So-
phienstiftsgymnasium und hatte den be-
kannten Historiker Martin Wehrmann als 
Lehrer, der ihn für die Geschichtsschrei-

bung interessierte. Nach dem Abitur 1911 
studierte Heyden nacheinander in Greifs-
wald, Tübingen, Halle und erneut in 
Greifswald Theologie, fungierte während 
des Ersten Weltkriegs in Stettin als Laza-
retthilfsseelsorger und wurde nach der 
Ordinierung in der Stettiner Schlosskir-
che noch 1918 zum Pfarrer der Stettiner 
Bugenhagenkirche berufen. 

Er erwies sich schnell als erfolgreicher 
Kanzelprediger, dessen Kirche immer ge-
füllt war, beschäftigte sich mit der Ge-
schichte bis dahin, dass er sich in den Ar-
chiven Material erschloss und in Ge-
schichtsvorträgen der „Gesellschaft für 
Pommersche Geschichte und Altertums-
kunde“ einem größeren Interessenten-
kreis vortrug. Seine Erkenntnisse verar-
beitete der Hobby-Historiker schließlich 
auch in Schriften. Dabei entstanden grö-
ßere Abhandlungen wie die Bücher „Die 
Kirchen Stettins und ihre Geschichte“ 
und „Kirchengeschichte von Pommern“. 

Zwischendurch heiratete der Pfarrer 
der Stettiner Bugenhagenkirche 1921 Eli-
sabeth Matz, deren Vater als Reichsbahn-
obersekretär überliefert ist. In den Jahren 
der Weimarer Republik drang er immer 
tiefer in die Geschichtsforschung ein. 
Testamente, Urkunden, Chroniken und 
überlieferte Briefwechsel bedeutender 
Persönlichkeiten waren seine Welt. Zu 

den Nationalsozialisten ging er nach an-
fänglicher Annäherung angesichts des 
ausufernden Kirchenkampfes auf Distanz.

Bei Kriegsende hielt Heyden entgegen 
den Weisungen seiner Vorgesetzten sei-
ner dezimierten Gemeinde die Treue und 
wurde vom russischen Stadtkommandan-
ten als unbelasteter Theologe zum ersten 
Nachkriegs-Superintendenten ernannt. 
Aber dann kam im Gefolge der territoria-
len Zuordnung Stettins zu Polen die Ver-
treibung. 

Heyden zählte zu den Vertriebenen, 
übersiedelte zunächst nach Grimmen im 
damaligen DDR-Land Mecklenburg, über-
nahm dann das Pfarramt in Richtenberg 
und wurde 1949 zum Superintendenten 
des Kirchenkreises Franzburg erhoben. Er 
erfüllte unter den veränderten Bedingun-
gen seine kirchlichen Amtspflichten und 
fand in neuer Umgebung auch wieder Zeit 
für seine Geschichtsforschungen, die er 
mit noch größerer Intensität fortsetzte. 
Seine historischen Erkenntnisse fanden 
in der jungen DDR Anerkennung. 

1953 verlieh ihm die Greifswalder Uni-
versität die Ehrendoktorwürde. In der 
überlieferten Promotionsurkunde steht: 
„Dem unermüdlichen Erforscher der Kir-
chengeschichte seiner Heimat, dem cha-
raktervollen Vertreter wissenschaftlicher 
Arbeit in der evangelischen Pfarrerschaft, 
dem erfolgreichen Verfasser gemeinver-
ständlicher Aufsätze zur Kirchenge-
schichte.“ Dazu gesellte sich zusätzlich 

ein „Lehrauftrag für pommersche Kir-
chengeschichte“ an der Greifswalder Uni-
versität. Nachdem er 1960 in den offiziel-
len Ruhestand getreten war, konnte er 
sich in den letzten Lebensjahren frei von 
amtlichen Bürden voll und ganz der Er-
forschung der pommerschen Kirchenge-
schichte widmen. 

Heyden wohnte zuletzt in Stralsund, 
war aber oft in den Archiven des Ostsee-
raumes unterwegs und erschloss weitere 
Themenkreise. Das reichte von Protokol-
len der frühen pommerschen Kirchenvisi-
tationen, die Anfänge des Buchdrucks in 
Pommern, die Heimsuchung durch epide-
mische Krankheiten, die Kirchen Stral-
sunds und ihre Geschichte bis zur Ent-
wicklung der Orts-, Straßen- sowie Perso-
nennamen, zu den Besonderheiten des 
mittelalterlichen Hospitalwesens und zur 
Geschichte der Greifswalder Universität. 
Dazu erforschte Heyden letztlich ebenso 
die Geschichte des berühmten Croy-
teppichs. 

Darüber starb der rührige Kirchen-
mann als Vater der pommerschen Kir-
chengeschichtsschreibung am 18. März 
1972 in Stralsund. Neben seinem umfang-
reichen Lebenswerk hinterließ er zwei 
Kinder. Sein Nachlass gehört inzwischen 
zum Bestand des Landeskirchenarchivs in 
Greifswald. Martin Stolzenau

VOR 50 JAHREN

Ehrendoktorwürde der Greifswalder Universität bereits 1953

Hellmuth Heyden erforschte die Pommersche Kirchengeschichte

Heyden wirkte an der Stettiner Bugenha-
genkirche (seit 1945 katholische St. Adal-
bert-Garnisonkirche). In Stralsund trägt 
eine Straße seinen Namen
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„Ein Spiel mit dem Feuer“

„Ich möchte mich 
herzlich für den 

Beitrag ,Zerbombte 
Kulturbrücke‘ 

bedanken. ,Der 
hysterische Russland-
Boykott des Westens‘ 

– das ist genau die 
richtige Formulierung“

Dr. Bärbel Beutner, Unna  
zu: „Zerbombte Kulturbrücke“ (Nr. 11)

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

KEINE FRIEDENSGARANTIE 
ZU: EIN ABERMALIGER WECKRUF 
AN EINE GEFORDERTE NATION 
(NR. 11)

Frieden schaffen ohne Waffen – ein schö-
ner Traum, und was für ein böses Erwa-
chen, wie der Überfall Russlands auf die 
Ukraine zeigt! Vor mehr als 200 Jahren 
schrieb der erste amerikanische Präsident 
George Washington: „Wer auf den Krieg 
vorbereitet ist, kann den Frieden am ehes-
ten bewahren.“ Wohl wahr, aber eine 
100-prozentige Sicherheit bietet dies 
auch nicht. Dr. Karl Hahn, Bad Salzungen

GROB FAHRLÄSSIG GEHANDELT 
ZU: EIN ABERMALIGER WECKRUF 
AN EINE GEFORDERTE NATION 
(NR. 11)

Putin ist der Aggressor, und Europa muss 
sich ducken, weil es nicht in der Lage ist, 
sich im Notfall angemessen zur Wehr set-
zen zu können. Die Bundesregierung und 
der Bundestag liefern ein Armutszeugnis. 
Der Krieg in der Ukraine, der sich auf ganz 
Europa auszubreiten droht, scheint noch 
nicht bei allen Ministern und Bundestags-
abgeordneten wirklich angekommen zu 
sein. 

Der Zusammenhalt der EU hat insbe-
sondere in den vergangenen 16 Jahren 
schwer gelitten. Eine deutsche Bundes-
kanzlerin glaubte, dass alle anderen EU-
Staaten nach dem deutschen Wesen ge-
nesen müssten.

Während sie vor Russland, China und 
den USA kuschte, meinte sie, auf kleine 
Staaten, bei denen die Einführung des 
Euro große Probleme bei der eigenen in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit mit 
sich brachte, verbal draufhauen zu kön-
nen. Und das eigene Volk jubelte ihr zu. 
Schließlich sollten die „anderen“ endlich 
mehr „arbeiten“ und die deutsche Tugend 
des Sparens lernen. Da war es wieder, das 
nationalistische Dogma. 

In Wirklichkeit ist das politische Wir-
ken der ehemaligen Bundeskanzlerin ein 
einziges Desaster. Sie hat mit ihrem ver-

blendeten politischen Verständnis nicht 
nur Deutschland, sondern ganz Europa 
die Fähigkeit genommen, sich gegen Ag-
gressoren wie Putin im Ernstfall ange-
messen zur Wehr setzen zu können bezie-
hungsweise es durch eine angemessene 
Abschreckung erst gar nicht so weit kom-
men zu lassen.

Die Erde wird niemals ein friedlicher 
Hort werden. Grob fahrlässig ist jedoch, 
wenn man als Regierungschefin seine 
Bürger nicht ausreichend vor wildgewor-
denen Eroberern schützt.

Putin dürfte in den zurückliegenden 
Jahren das politische Wirken „der mäch-
tigsten Frau der Welt“ in Europa mit sei-
nem typischen Schmunzeln um seine 
Mundwinkel, das seine Verachtung vor 
schwachen Menschen zum Ausdruck 
bringen soll, genüsslich zur Kenntnis ge-
nommen haben. Alfred Kastner, Weiden

PARALLELEN ZU 1945 
ZU: EIN ABERMALIGER WECKRUF 
AN EINE GEFORDERTE NATION 
(NR. 11)

Die Berichterstattungen über Putins An-
griffskrieg und die Flucht der Ukrainer 
müsste den bundesdeutschen Medien ei-
gentlich Verpflichtung sein, in einer Rück-
schau die Flucht, Vertreibung und Depor-
tation ab 1945 von 15 Millionen Deutschen 
im Osten mit wohl drei Millionen Opfern 
in den Blick zu nehmen und daran zu er-
innern. Die Ereignisse damals geschahen 
unter heute nicht mehr vorstellbaren cha-
otischen Zuständen, unvergleichbar grö-
ßeren Dimensionen und unter noch un-
menschlicheren Bedingungen als im aktu-
ellen Krieg.

Doch unsere Medien schweigen sich 
aus oder relativieren, wie schon seit Jahr-
zehnten, wenn es um deutsche Opfer 
geht. Das Ziel dieses Vorgehens ist klar: 
Die bewusste Förderung der Ahnungslo-
sigkeit der jüngeren Generation nach dem 
bewährten Grundsatz, dass nicht gesche-
hen ist, worüber nicht berichtet wird.

Dabei ist es doch besonders für diese 
Generation wichtig, mehr über den Krieg 

gegen die deutsche Zivilbevölkerung ab 
1945 und mehr über die völlige Rechtlosig-
keit unserer Landsleute damals zu erfah-
ren. Hier wäre es besonders Aufgabe des 
Bundes der Vertriebenen, seine Stimme 
hörbar zu erheben. Werner Blietz, Goch

FOLGEN EINER ABHÄNGIGKEIT 
ZU: FOLGEN EINER ZEITENWENDE 
(NR. 10)

Die angekündigte „Zeitenwende“ gleicht 
einer Öffnung der „Büchse der Pandora“. 
Mit Sanktionen gegen Russland und Waf-
fenlieferungen an die kriegsführende Par-
tei Ukraine sind wir im Sinne des Völker-
rechts Kriegsteilnehmer gegen Russland. 

„Mit der Weigerung der Sicherheit für 
Russland hat Washington die Tür zum 
Krieg geöffnet“, so Paul Craig Roberts, 
ehemaliger Finanzminister unter der Re-
gierung Reagans, US-Ökonom und Publi-
zist am 14. Februar. Die zu diesem Zeit-
punkt gemachten Aussagen dürften auch 
der Bundesregierung bekannt gewesen 
sein bei dem Konflikt, der jetzt als Stell-
vertreterkrieg Russland vs. USA zum Leid 
der ukrainischen Bevölkerung ausgetra-
gen wird. 

Die mit der „Zeitenwende“ offenkun-
dige Kriegsrhetorik und Hochrüstung ge-
genüber Russland ist ein Spiel mit dem 
Feuer, bei dem allein „Die Wiederaufnah-
me einer Angriffspolitik“ als Grund für 
eine Kriegshandlung gemäß UN-Charta 
gegeben ist. Hierzu dürften insbesondere 
auch die im Rahmen der Aufrüstung zu 
beschaffenden US-Kampfflugzeuge F-35 
mit Trägerfähigkeit für Atomwaffen zäh-
len, deren Teilhabe dem Sperrvertrag  
unterliegt. 

Die deutsche Sicherheitspolitik und 
Neuausrichtung der Bundeswehr im Rah-
men der NATO, als verlängerter Arm der 
USA als Relikt des Kalten Krieges, gefähr-
den im hohen Maße unser aller Sicherheit 
in Europa. Dazu war bereits vor Jahrzehn-
ten aus einem Lexikon der DDR zu ent-
nehmen: NATO, aggressiver Militärpakt 
zur Durchsetzung amerikanischer Hege-
moniebestrebungen.

Dazu bleibt festzustellen, dass die 
USA im Zuge der Hegemoniebestrebun-
gen an keinerlei Recht und Gesetz gebun-
den sind. Die eigentlichen Folgen der 
„Zeitenwende“ werden uns in Abhängig-
keit der USA geschichtslos in sicherheits-
politischer und wirtschaftlicher Hinsicht 
noch hart treffen. Peter Westphal, Goslar

ÜBERALL NUR HASS UND HETZE  
ZU: WOLLEN ODER KÖNNEN SIE 
NICHT? (NR. 5)

Es entsetzten mich die einseitigen Be-
richterstattungen. Nach allgemeinem 
Verständnis wird Krieg immer von zwei 
Seiten geführt. Wir wissen, dass die 
NATO-Osterweiterung nicht den Abma-
chungen des Zwei-plus-Vier-Vertrages 
entspricht. Auch nicht dem Minsker-Ver-
trag von Februar 2015. Davon kann ich 
nirgends etwas lesen. Es wird vergessen 
gemacht.

Jetzt entsetzt mich die gewaltige Het-
ze gegen alles Russische. Wir erleben 
Hass und Hetze, Diskreditierung, Diskri-
minierung gegen russische Künstler und 
Sportler, egal ob Weltrang oder nicht; so-
wie Einfuhr- und Verkaufsverbot russi-
scher Waren in noch nie dagewesener 
Form. Selbst Dostojewski ist ein „verbote-
ner“ Schriftsteller. Das ist inhuman und 
wirft uns um 85 Jahre zurück. Das ist kei-
ne gute Welt mehr. Dieses System ist nach 
Karl Marx „der sterbende, faulende Kapi-
talismus“, das haben wir im Osten ge-
lernt. Hans-Ulrich Kaßner, Bautzen

DR. OETKERS ERFINDUNG 
ZU: AUFGESCHNAPPT (NR. 10)

Zum „Russischen Zupfkuchen“ haben wir 
über Jahre immer wieder russische Gäste 
und Stadtführer bei uns in der Gaststätte 
befragt. Und ebenfalls, als ich 2010 in 
Ebenrode war. Keiner der Befragten kann-
te diesen. Schließlich hatte ihn Dr. Oetker 
erfunden. Das muss so um 1995 gewesen 
sein. Es war noch D-Mark-Zeit. 
 Heiko Höchst, Meißen
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VON RENÉ NEHRING

D er russisch-ukrainische Krieg ist der dritte Ernstfall, mit dem die deutsche Politik in-nerhalb der letzten zwei Jahre konfrontiert wurde – und der dritte Ernst-fall, auf den sie nicht ansatzweise ange-messen vorbereitet war. Als sich zu Beginn des Jahres 2020 das Coronavirus um die Welt ausbreitete, hat-te Deutschland nicht einmal ein paar Schutzmasken, sondern musste diese ad hoc zu überteuerten Preisen in China be-schaffen. Im vergangenen Sommer waren die Verantwortungsträger vor Ort trotz konkreter Warnungen der Wetterdienste nicht in der Lage, die Menschen an Ahr, Prüm und Kyll vor einem Jahrhundert-hochwasser zu retten. Und während im Herbst 2021 die „Ampel“-Koalitionäre ihr „Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit“ aushandelten und am En-de stolz ihren Koalitionsvertrag präsen-tierten, in dem es um nichts Geringeres als die Rettung der Erde ging, bekam hier-zulande niemand etwas davon mit, dass weiter östlich der Aufmarsch zum größ-ten Landkrieg in Europa seit 1945 begann. Selbst als der Angriff der Russen auf die Ukraine unmittelbar bevorstand und die US-Amerikaner längst detailliert vor einer Invasion warnten, war das für die deutsche Politik kaum ein Thema, ver-kündete die Außenministerin noch stolz, 

die deutschen Botschaften im Ausland künftig ganz in den „Kampf gegen den Kli-mawandel“ stellen zu wollen. Zur trauri-gen Wahrheit der tieferen Ursachen des im Osten tobenden Krieges gehört auch, dass der russische Präsident Putin glaub-te, ihn sich leisten zu können, weil er die Europäer nicht fürchten musste. Diese Ignoranz gegenüber offensicht-lichen Gefahren ist keineswegs neu. Geht man nur ein paar Jahre weiter zurück, stößt man unweigerlich auf die Migrati-onskrise von 2015. Auch hier war die deut-sche Politik nicht vorbereitet, obwohl schon in den Jahren zuvor allwöchentlich Bilder von überladenen Booten auf dem Mittelmeer und vollgepferchten LKW-Anhängern auf dem Balkan in den Nach-richten zu sehen waren. 
Zentralmacht Europas Zur Wahrheit gehört aber auch, dass die Verantwortlichen stets damit durchka-men. Weil die Deutschen ihren 1989/90 begonnenen Traum vom ewigen Frieden einfach weiterträumen und nicht wahrha-ben wollten, dass die Welt um sie herum längst nicht mehr so friedlich war, wie es in ihrem nur von Verbündeten umgegebe-nen Land den Anschein hatte. Zur Kanz-lerschaft Angela Merkels, die die Deut-schen 16 Jahre lang mit ruhiger Hand tät-schelte, gehört auch die Vorgeschichte, dass ihre Partei zu Oppositionszeiten den Wählern allerlei Zumutungen ankündigte 

– und prompt eine sichergeglaubte Wahl verlor. Deshalb hielt sie, nachdem sie an die Macht gelangt war, die Deutschen stets von großen Zumutungen fern – und wer schlau war, tat es ihr nach. Bis die Katas-trophen an die eigene Haustür klopften. Dass Deutschland nun zum wieder-holten Mal auf eine fundamentale Krise nicht vorbereitet war, ist ein abermaliger Weckruf. Es ist der Weckruf an eine Na-tion, die sich in den Jahrzehnten der Tei-lung daran gewöhnt hat, in Nibelungen-treue der jeweiligen Hegemonialmacht zu folgen, und dabei verlernt hat, nicht nur eigene Interessen zu formulieren, son-dern auch einen Blick für die Interessen Anderer zu haben. Und es ist der Weckruf an eine Nation, die in den vergangenen dreißig Jahren kaum begriffen hat, dass sie im Zuge des Zusammenwachsens zwi-schen Ost und West längst zur Zentral-macht Europas geworden ist. Diese Rolle haben die Deutschen nicht gesucht, sie ist ihnen eher durch ihre geo-graphische Lage und ihre ökonomische Stärke zugefallen. Gleichwohl müssen sie sich den mit dieser Rolle verbundenen Aufgaben stellen. Jeder Konflikt, egal ob in der Mitte oder an der Peripherie des Kontinents, stellt eine Herausforderung an die deutsche Politik dar. Duckt sie sich weg, wird sie früher oder später die Kon-sequenzen dafür tragen müssen – in Form von finanziellen „Rettungspaketen“ oder der nächsten Flüchtlingswelle.

POLITIKEin abermaliger Weckruf an eine geforderte NationDer Ukraine-Krieg erinnert die Deutschen einmal mehr daran, dass sie  
sich ihre Weltabgewandtheit nicht mehr leisten können 

Lesen Sie die PAZ  auch auf unserer  Webseite paz.de

Inflation Während die Preise beängstigend steigen, beschwichtigt die EZB  Seite 7
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AUFGEFALLEN

Siege im Nirgendwo
Die Fernsehsender Rossija 1, Russia Today (RT) und Pervyj Kanal senden propagandistische Meldungen zur Lage in der Ukraine, besonders zu der im Donbass und zum Fortschritt des „militärischen Sondereinsatzes“. Ausschließlich so darf der Krieg in Russland genannt werden, ansonsten droht Haft. 
Was an Videos gezeigt wird über Flüchtlinge aus dem Donbass, die in Russland versorgt werden und die von ihren schlimmen Erlebnissen er-zählen, gleicht spiegelbildlich dem, was wir täglich im Fernsehen von uk-rainischen Flüchtlingen zu sehen be-kommen, nur eben aus der anderen Perspektive. Im russischen Fernse-hen werden nur die Gräueltaten der ukrainischen Armee und ihrer frei-willigen Unterstützer gezeigt. Bei der russischen Propaganda fällt auf, dass die täglichen Erfolgs-meldungen der von „den Faschisten befreiten“ Orte bei genauerem Hin-sehen lediglich Siege im Nirgendwo sind. Da ist beispielsweise von einem täglichen Vorrücken von elf bis 14 Ki-lometern die Rede (Stand 15. März), doch sucht man die genannten Orte auf der Landkarte, so zeigt sich, dass diese sich ganz in der Nähe von längst besetzten Gebieten im Donbass oder in Dörfern nördlich von Mariupol so-wie ein Ort 20 Kilometer nördlich von Kiew befinden, wo die russische Armee offenbar seit Tagen feststeckt. Strategisch wichtige Zentren der Ukraine wie Charkiw, Kiew und Niko-lajew, das Tor zu Odessa, konnten die Russen hingegen bislang nicht ein-nehmen. 
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Die große LeereWährend die Welt aus den Fugen gerät, offenbaren die Spitzen der deutschen  und europäischen Politik einen Mangel an strategischem Denken  Seiten 1 und 3
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VON VEIT-MARIO THIEDE

I n der Reinhardsbrunner Chronik 
findet sich auf Jahr, Monat und Tag 
genau Marburgs Ersterwähnung als 
Stadt: Es handelt sich um den  

28. März 1222. Exakt 800 Jahre später be-
ginnen die Marburger, ihr Stadtjubiläum 
zu feiern. Das von „Marburg800“-Kurator 
Richard Laufner vorgelegte Programm-
buch verzeichnet Ausstellungen, Feste 
und rund 200 weitere Veranstaltungen.

Das über dem Lahntal ansteigende, 
sich durch Kopfsteinpflaster, verwinkelte 
Gassen und viele Treppen auszeichnende 
Marburg verfügt über eine ebenso ein-
drucksvolle wie altehrwürdige Stadtsil-
houette. Über buckligen Fachwerkhäu-
sern, würdevollen Natursteinbauwerken 
und silbrig grau schimmernden Schiefer-
dächern thront auf dem 287 Meter hohen 
Berg das imposante Landgrafenschloss. 
Auf dem Plateau unter ihm ragt die Luthe-
rische Pfarrkirche St. Marien auf, in deren 
Vorgängerbau sich Landgraf Ludwig IV. 
von Thüringen am 28. März 1222 mit den 
Marburgern traf.

Aber „baugeschichtlich ist die Elisa-
bethkirche das wichtigste Gebäude der 
Stadt“, wie Pfarrer Ulrich Hilzinger be-
tont. Das majestätische Sandsteinbau-
werk, das nach dem Zweiten Weltkrieg 
vorübergehend die sterblichen Überreste 
der Könige Friedrich Wilhelm I. und 
Friedrich II. von Preußen beherbergte 
und in dem noch immer das 1945 aus dem 
ostpreußischen Tannenberg-Denkmal 
umgebettete Ehepaar Hindenburg bestat-
tet ist, ragt weithin sichtbar vor der Alt-
stadt auf. Die hessische Landeszentrale 
für politische Bildung hat diesen Ort so-
gar kürzlich zu einem „positiven Ort der 
Demokratiegeschichte“ erklärt. 

Diese 1235 bis 1285 vom Deutschen Or-
den über dem Grab der heiligen Elisabeth 
(1207–1231) erbaute Kirche zog einst zahl-
reiche Pilger an. Heute verzeichnet sie all-
jährlich viele Tausende an Kunst und Kul-
turgeschichte interessierte Besucher. An 
der ältesten gotischen Hallenkirche 
Deutschlands hat sich nämlich nach den 

Worten Pfarrer Hilzingers „seit der Bau-
zeit nichts verändert“. 

Aber bereits seit vielen Jahren wird die 
Restaurierung des Innenraums und die 
Säuberung der Kirchenschätze vorberei-
tet – und nun trotz des Stadtjubiläums 
aufgenommen. Wenn alles nach Plan 
läuft, sollen die Arbeiten in drei Jahren 
abgeschlossen sein. Zu besichtigen ist 
derzeit das Langhaus mit dem Elisabeth-
altar (um 1513), der in Malerei und Holz-
schnitzerei den frommen Lebenswandel 
der ungarischen Königstochter schildert, 
die als 14-Jährige den sieben Jahre älteren 
Landgrafen Ludwig IV. heiratete. 

Nach dem Tod ihres 1227 auf dem 
Kreuzzug verstorbenen Gatten verließ sie 
die Wartburg und erbaute vor den Toren 
Marburgs ein Hospital. Sie widmete sich 
aufopferungsvoll der Krankenpflege und 

starb mit nur 24 Jahren. In der Sakristei 
kann man das Prunkstück des Kirchen-
schatzes besichtigen: den Goldenen 
Schrein der heiligen Elisabeth. Er ist 
schon lange leer. Die meisten der sterbli-
chen Überreste der Heiligen befinden sich 
heute in einer Wiener Kapelle des Elisabe-
thinen-Ordens.

Der hessische Landgraf Philipp der 
Großmütige (1504–1567) unterband „zur 
Verhütung fernern Aberglaubens“ die 
Heiligenverehrung seiner Ahnfrau Elisa-
beth. Er führte 1527 die Reformation 
durch und tat sich als Gründer der ältes-
ten noch immer bestehenden evangeli-
schen Universität hervor. Sie bezog in 
Marburg die Gebäude der aufgehobenen 
Klöster. Zum über die ganze Stadt verteil-
ten „Streubesitz“ der Philipps-Universi-
tät gehört inzwischen auch das Landgra-

fenschloss. In ihm fand auf Einladung 
Philipps 1529 das Marburger Religionsge-
spräch statt. Ein im Schloss hängendes 
Monumentalgemälde, das August Noack 
1869 schuf, stellt uns die Teilnehmer vor. 
Die berühmtesten sind Martin Luther und 
Huldrych Zwingli.

Im Jahre 1866 annektierte das König-
reich Preußen den kurhessischen Staat. 
Die fortschrittlichen Marburger nahmen 
das erfreut zur Kenntnis. Auf dem Markt-
platz bejubelten sie die einmarschierten 
preußischen Soldaten und bewirteten sie 
mit Käsebrot und Bier. Der heutige Mar-
burger Stadthistoriker Christoph Becker 
urteilt, dass die Preußen Marburg aus 
dem Dornröschenschlaf geküsst haben. 
Innerhalb der nächsten 40 Jahre verdrei-
fachte sich die Einwohnerzahl auf über 
20.000 und die Zahl der Studenten stieg 

von 264 auf knapp 2000 an. Prominentes-
te preußische Baumaßnahme ist die nach 
Entwürfen Carl Schäfers auf den Grund-
mauern des Dominikanerklosters zwi-
schen 1872 und 1891 im neugotischen Stil 
errichtete „Alte Universität“. Schäfer war 
ein auch in Brandenburg, Ostpreußen und 
Schlesien sehr gefragter Architekt.

Anlässlich des Jubiläums hat die Stadt 
mit Unterstützung von Sponsoren Com-
puteranimationen in Auftrag gegeben, die 
uns in die Vergangenheit Marburgs zu-
rückblicken lassen. Aktuell wird in der 
Elisabethkirche ein Videoangebot in Be-
trieb genommen. Der eine Film bittet die 
Betrachter zum virtuellen Rundgang 
durch die Kirche, der andere wickelt in 
drei Minuten deren Erbauung ab. 

Im Hessischen Staatsarchiv, der Nach-
folgeeinrichtung des einst im Landgrafen-
schloss beheimateten Preußischen Staats-
archivs, startete am 31. März die mit 3D-
Animationen sowie originalen Dokumen-
ten und Artefakten ausgestattete Ausstel-
lung „Marburg im 13. Jahrhundert: Bau-
stellen einer Stadtwerdung“. Das Rathaus 
dient vom 1. bis 3. April abends als Projek-
tionsfläche der Darbietungen einer „Zeit-
maschine“. Sie lässt Persönlichkeiten der 
Stadtgeschichte auftreten. Zu ihnen gehö-
ren die „Märchenbrüder“ Jacob und Wil-
helm Grimm. Mit von der Partie ist auch 
der vom preußischen Ministerialrat Fried-
rich Althoff 1895 an die Universität gehol-
te Emil von Behring, der 1901 den ersten 
Nobelpreis für Medizin erhielt. Am 3. Ap-
ril startet im Rathaus, der Brüder-Grimm-
Stube und im Landgrafenschloss die Aus-
stellung „Stadtgeschichten von 1222 bis 
2022“. Sie verfolgt Marburgs Weg „vom 
Bergdorf zur Metropole“, wie Oberbür-
germeister Thomas Spies ankündigt.

b Informationen: www.marburg800.de. 
Lesetipp: Das vom Marburger Stadthistori-
ker Christoph Becker alias Daniel Twar-
dowski verfasste Buch „1222“ vermittelt 
Wissen und ist umgedreht ein historischer 
Roman, daher auch das „Dreh-Buch“ ge-
nannt. Der Band 115 der Marburger Stadt-
schriften kostet 12,22 Euro
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Salzburger 
Osterbräuche

Wer zu Ostern ins Salzburger Land 
reist, findet viele ursprüngliche Bräu-
che vor, wie etwa die Palmesel-Prozes-
sionen in Puch bei Salzburg. Um den 
Einzug von Jesus in Jerusalem nachzu-
stellen, ist es Brauch, hölzerne Palm-
esel mit einer darauf sitzenden Chris-
tusfigur mitzuführen. Der Pucher 
Palmesel stammt aus dem 17. Jahrhun-
dert. Jedes Jahr am Palmsonntag tra-
gen vier Burschen vom örtlichen 
Trachtenverein den gut 100 Kilo 
schweren Esel mit Zaumzeug aus Kau-
rimuscheln und die Christusfigur mit 
einem Palmzweig durch den Ort. 

Eine ebenso alte Tradition sind 
Osterfeuer. Sie erhellen den Nacht-
himmel in Teilen Salzburgs, der Stei-
ermark und in Kärnten. Über Wochen 
hinweg bauen Männer die bis zu zehn 
Meter hohen, kunstvoll gezimmerten 
Holztürme. In der Nacht auf Oster-
sonntag werden sie abgebrannt. Die-
sen ursprünglich heidnischen Brauch 
interpretiert man heute als Freuden-
symbol für die Auferstehung Jesu. Rei-
seinfos: www.salzburgerland.com tws

Am 40. Geburtstag des irischen Schrift-
stellers James Joyce, dem 2. Februar 1922, 
erschien sein ebenso berühmtes wie be-
rüchtigtes Hauptwerk „Ulysses“. Aus An-
lass des 100. Jahrestags der Veröffentli-
chung dieses Jahrhundertromans ist die 
Adria-Metropole Triest in Feierlaune. 

„Meine Seele ist in Triest“, schrieb 
Joyce, der 1904 in die Stadt seines Schrift-
sellerfreundes Italo Svevo zog und so von 
ihr fasziniert war, dass er mehr als ein 
Jahrzehnt blieb. Die strenge habsburgi-
sche Fassade mit ihren herrschaftlichen 
Gebäuden einerseits, der mitteleuropäi-
sche Lebensstil der Triester, die Literatur-
Cafés, die damals Treffpunkt für Schrift-
steller und Künstler andererseits waren 
für den Autor eine Quelle großer Inspira-
tion. In Triest stellte Joyce seinen Erzähl-
band „Dubliner“ fertig, schrieb den bio-
graphischen Roman „Ein Porträt des 
Künstlers als junger Mann“ und ersann 
die ersten drei Kapitel von „Ulysses“.

Die tiefe Verbundenheit zwischen Tri-
est und Joyce wird das ganze Jahr über 
durch verschiedene Initiativen des Tries-
te Convention and Visitors Bureau gefei-

ert. So mit speziellen Routen auf den Spu-
ren des Schriftstellers zu den Orten, an 
denen er lebte wie den Borgo Teresiano, 
wo seine Statue auf der Ponterosso steht, 
der Piazza Barbacan, der griechisch-or-
thodoxen Kirche San Nicolò oder den vie-
len Häusern, in denen er wohnte. Auch ins 

Cavana-Viertel, das Joyce gerne besuchte 
und wo sich das Joyce-Museum befindet, 
führt eine Tour, bei der auch die ihm ge-
widmeten Neon-Art-Inschriften zu sehen 
sind. Sie sind Teil des Doublin-Projekts, 
das 2019 ins Leben gerufen wurde und 
den „Red District“ von Dublin „doubelt“, 

indem es sich mit Triests „Night Town“ 
überlagert. „Ulysses“ oder „Doublin“ sind 
einige der Inschriften. Die „Montgomery 
Street“, die in der Circe-Episode des 
„Ulysses“ als „Monto“ beschrieben wird, 
hat man kürzlich hinzugefügt.

Im Juni, anlässlich des Bloomsday, der 
vom Joyce-Museum organisiert wird und 
weltweit am 16. Juni, dem Handlungstag 
von 1904 im „Ulysses“, gefeiert wird, kann 
man den Roman im Rahmen von organi-
sierten Initiativen und Aktivitäten in Tri-
est vier Tage lang hautnah erleben: vom 
Lieblingsfrühstück von Leopold Bloom, 
dem Protagonisten des Romans, bis hin 
zu Konzerten in Ponterosso, bei denen die 
Möglichkeit besteht, in historische Klei-
der zu schlüpfen. Helga Schnehagen

b Joyce-Führungen jeweils sonnabends 
um 10.30 und 16 Uhr. Start: PromoTuris-
moFVG-Infopoint an der Piazza Unità d’Ita-
lia 4/b. Kosten: 10 Euro, kostenlos mit der 
FVGcard, der Discovery Card der Region 
Friaul-Julisch Venetien. Infos: Telefon 
(oo39) 0403478312, E-Mail: info.trieste@
promoturismo.fvg.it

FRIAUL-JULISCH VENETIEN 

Inspiration für ein Jahrhundertwerk
Vor 100 Jahren erschien der Roman „Ulysses“ – Triest feiert deshalb groß den irischen Autor James Joyce

Vom Deutschen Orden erbaut: Die Elisabethkirche überragt in Marburg fast alles Foto: pa

STADTJUBILÄUM

Von Preußen wachgeküsst
Die Universitätsstadt Marburg feiert ihren 800. Geburtstag – In der gotischen Elisabethkirche ist Hindenburg bestattet
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Ein Ire in Triest: Ein bronzener Joyce flaniert auf der Ponterosso
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REISEN

La dolce vita – Lebensfreude, zahlreiche Sehenswür-
digkeiten, eine betörend schöne Landschaft,  kulinari-
sche Gaumenfreuden sowie geschmackvolle Mode und 
Design zeichnen Italien, das Sehnsuchtsland vieler Rei-

sender, aus. Zahllose Reiseführer, die zu den Höhepunk-
ten des Landes führen, sind bereits erschienen. Das Rei-
sebuch aus dem Kunth Verlag sticht positiv hervor, da 
es eine Mischung aus Bildband und Reiseführer ist. MRK

„Unterwegs in Italien. Das große  
Reisebuch“, Kunth Verlag, München,  
7. Auflage 2021, Softcover,  
400 Seiten, 29,95 Euro

Bella Italia
Italien ist seit Jahrhzehnten eines der beliebtesten Urlaubsländer der Deutschen.  

„Unterwegs in Italien“ zeigt reich bebildert die schönsten Reiseziele von Norden bis Süden

VON WOLFGANG KAUFMANN

M ittlerweile denkt jeder 
sechste Deutsche darüber 
nach, der Bundesrepublik 
den Rücken zu kehren. In-

sofern dürfte das Buch „Richtig auswan-
dern und besser leben“ auf lebhaftes Inte-
resse stoßen. Zumal der Verfasser Norbert 
Bartl weiß, wovon er schreibt. Der frühere 
Reporter der „Bild“-Zeitung wanderte 
selbst Anfang der 1990er Jahre erst nach 
Südeuropa und dann nach Südamerika aus. 
Der Grund hierfür ergibt sich aus dem Un-
tertitel seines Werkes: „Wie Sie sich nie 
mehr über gierige Politiker und hohe Steu-
ern ärgern“. Deshalb liegt der Schwerpunkt 
seiner Ausführungen auch auf der Vermei-
dung von Steuern durch die kluge Wahl des 
Auswanderungslandes. Ansonsten zielen 
viele Ratschläge Bartls auf den geschickten 
Umgang mit der Bürokratie.

Als „Top-Tipps für ein freies und preis-
wertes Leben“ empfiehlt er „Paraguay – wo 
es für fast alles eine Lösung gibt“ und „Ge-
orgien: Land für Unternehmer ohne Bock 
auf unsinnige Vorschriften“. Hierzu muss 
allerdings angemerkt werden, dass Para-
guay inzwischen auch nicht mehr so frei ist 
wie noch vor einiger Zeit, und Georgien 
das Schicksal der Ukraine teilen und zum 
Kriegsschauplatz werden könnte.

Ähnlich verhält es sich mit den anderen 
Empfehlungen Bartls, welche unter ande-
rem lauten: Nordzypern, Bolivien, Panama, 
Spanien, Portugal, Italien, Kroatien, Un-
garn, Andorra, Rumänien, Norwegen, Tür-
kei, Kanada, Jamaika, Costa Rica, Barba-

dos, Dominikanische Republik, Thailand, 
Philippinen, Kambodscha, Laos und Ma-
rokko. Vielfach waren die Regierungen die-
ser Staaten während der Corona-Pande-
mie einem regelrechten Kontroll- und Re-
gulierungsrausch erlegen wie beispielswei-
se Kanada und Panama. Außerdem hat sich 
die Weltlage derart verändert, dass so 
manches momentan noch attraktive Land 
über kurz oder lang dazu übergehen dürfte, 
seine Innen- und Wirtschaftspolitik auch 
für Einwanderer nachteilig zu ändern.

Andererseits sind wir in Deutschland 
mittlerweile an einem Punkt angelangt, wo 
die Schmerzgrenze permanent überschrit-
ten wird: Jedes Mal, wenn man denkt, es 
geht nicht mehr schlimmer, verzapft die 
Politik weiteren Unfug. Vor diesem Hinter-
grund könnte Auswandern trotz allem bald 
die einzig noch verbleibende vernünftige 
Lösung sein. Und dann würde es sich auf 
jeden Fall lohnen, die ausführlichen Check-
listen von Bartl zur Hand zu nehmen, um 
das optimale Zielland zu finden, Anfänger-
fehler zu vermeiden und auf endgültige 
Weise Abschied vom bundesdeutschen 
System zu nehmen. 

VON DIRK KLOSE

B eim Thema Sterbehilfe stehen 
sich Befürworter und Gegner 
schroff gegenüber. Der Arzt Mi-
chael de Ridder, geboren 1947, 

war lange Zeit an Berliner Krankenhäusern 
tätig. Schon öfters hat er in Reden und Pu-
blikationen für eine Unterstützung sterbe-
williger Patienten plädiert. Er gehörte zu 
den Klägern gegen das im Jahr 2015 vom 
Bundestag beschlossene Verbot der ge-
schäftsmäßigen Förderung der Selbsttö-
tung im Strafrechtsparagraphen 217, das 
vom Bundesverfassungsgericht in einem 
aufsehenerregenden Urteil am 26. Februar 
2020 gekippt wurde.

Sein Buch „Wer sterben will, muss ster-
ben dürfen“ ist ein Plädoyer, kranken Men-
schen, die bewusst aus dem Leben schei-
den wollen, Hilfe zu leisten. Vorausset-
zung, das wiederholt er mehrfach, seien 
„Freiverantwortlichkeit, Wohlerwogenheit 
und Unumstößlichkeit der Willensbil-
dung“. Er verweist darauf, dass die Mehr-
zahl der Bevölkerung in Deutschland einer 
Sterbehilfe positiv gegenübersteht. 

De Ridder geht auf die Geschichte und 
die Bewertung des Suizids durch die Jahr-
hunderte ein und betont das grundgesetz-
lich verbürgte Recht, frei über sein Leben 
auch am Ende entscheiden zu können. Na-
heliegende Gründe bei Suizid sind, schreibt 
er aus langjähriger Krankenhauserfahrung, 
schwerste Krebserkrankungen oder das 
grausame ALS-Syndrom (eine unheilbare, 
nach und nach den ganzen Körper ergrei-
fende Muskulaturlähmung). 

Aktive Sterbehilfe ist strafbar. Es geht 
de Ridder um passive, also indirekte Ster-
behilfe; die vielzitierte „Leerung des Gla-
ses“ müssen die Betroffenen alleine vor-
nehmen. Mehrfach hat er suizidwilligen 
Menschen geholfen. Er berichtet mit viel 
Empathie weckender Sensibilität von drei 
Fällen, als er beratend oder bis zum Ende 
dabei war. Immer gingen lange Vorgesprä-
che und Prüfung aller Krankenunterlagen 
voraus. Eine 67 Jahre alte Frau, todkrank 
und ihr Ende vor Augen, sagt ihm: „Ich ha-
be keine Angst vor dem Sterben, einschla-
fen will ich, wenn es der richtige Zeitpunkt 
ist, und ich glaube, der ist bald. Helfen Sie 
mir dabei?“ 

Ridders Haltung ist immer auch an-
greifbar. Er schreibt aus sehr persönlicher 
Sicht, als Arzt für leidende Menschen bis 
zum Ende da zu sein, was für ihn heißt, 
notfalls auch sterbewilligen Kranken zu 
helfen. Dem ernsten Thema ist die ebenso 
überlegte Darstellung angemessen; der Au-
tor vermittelt glaubhaft, wie ihn eigene 
schwere Erkrankungen zu dieser Haltung 
gebracht haben.

AUSWANDERN STERBEHILFE

Den Steuern und 
der Politik entgehen

Plädoyer für 
Selbstbestimmung

Norbert Bartl, der selbst Erfahrungen als 
Auswanderer hat, gibt nützliche Tipps für 

Menschen, die ihr Glück woanders suchen wollen

Michael de Ridder hat in leitender Position in 
Berliner Krankenhäusern gearbeitet – Seit Jahren 

setzt er sich für passive Hilfe beim Sterben ein

Norbert Bartl: „Richtig 
auswandern und bes-
ser leben. Wie Sie sich 
nie mehr über gierige 
Politiker und hohe 
Steuern ärgern“, Kopp 
Verlag, Rottenburg 2021, 
gebunden, 320 Seiten, 
22,99 Euro

Michael de Ridder: „Wer sterben will, 
muss sterben dürfen. 
Warum ich schwer 
kranken Menschen 
helfe, ihr Leben 
selbstbestimmt zu be-
enden“, Deutsche Ver-
lags-Anstalt, München 
2021, gebunden,  
224 Seiten, 20 Euro

b FÜR SIE GELESEN

Lesenswert 
trotz Defiziten
Gerade in alternativen Medienfor-
maten war das als Enthüllungswerk 
gefeierte Buch „Inside Corona“ des 
Autoren und Bloggers Thomas Röper 
über Monate mit großer Spannung 
erwartet worden. Die Mitte Januar 
2022 bereits in dritter Auflage er-
schienene Publikation reüssierte da-
her in kürzester Zeit zu einem  
Bestseller.

Röper, der seit mehreren Jahren 
aus dem russischen St. Petersburg die 
Seite www.anti-spiegel.ru betreibt 
und dort die Arbeit deutscher Main-
stream-Medien kritisch begleitet, 
wagt sich an mögliche Hintergründe 
der Anfang 2020 ausgerufenen Coro-
na-Pandemie heran. 

„Anti-Spiegel“-Blogger
Dabei vertritt er die These, dass eine 
kleine Gruppe ultrareicher Milliardäre 
seit Beginn des Jahrtausends über ein 
Netzwerk von Stiftungen massiven 
Einfluss auf den Politikbetrieb ausübt, 
um Staaten dazu zu bewegen, riesige 
Geldbeträge für Impfstoffe zur Be-
kämpfung verschiedener Viruserkran-
kungen auszugeben. Die von den Her-
stellern der Vakzine erzielten Gewin-
ne sollen dann über Unternehmens-
beteiligungen an die Hintermänner 
zurückfließen.

Unter anderem am Beispiel von 
Bill Gates versucht Röper nachzuwei-
sen, dass dieser das Coronavirus als 
perpetuum mobile für die Mehrung 
seines persönlichen Vermögens ge-
nutzt habe. Doch die Beweisführung 
scheitert bereits frühzeitig und vom 
Autor offensichtlich unbemerkt.

Als zentrales Werkzeug für die 
Realisierung der unterstellten Berei-
cherung des Multimilliardärs identi-
fiziert Röper die Gates-Foundation. 
Zwar erwähnt er kurz und richtig, 
dass es sich bei dem Kapital der Stif-
tung um eigenständiges, also nicht 
mehr Bill Gates selbst gehörendes 
Vermögen handelt, jedoch erklärt er 
diesen Umstand direkt mit der unbe-
gründeten Behauptung weg, dass es 
für die „Reichen und Mächtigen“ 
schon Möglichkeiten gäbe, entspre-
chende Regelungen zu umgehen. 

Autor bleibt Antwort schuldig
In der Tat bleibt „Inside Corona“ die 
Anwort schuldig, wie der behauptete 
Coup finanziell und technisch genau 
umgesetzt worden sein solle und wie 
man dabei das relativ strenge amerika-
nische Stiftungsrecht umgangen hat. 
Offensichtlich verkennt Röper auch, 
dass es sich bei den im Portfolio der 
Gates-Foundation ausgewiesenen In-
vestitionen nicht um klassische Kapi-
talanlagen mit Gewinnerzielungsab-
sicht, sondern lediglich um unter be-
stimmten Projektbedingungen verge-
bene Zuschüsse handelt.

Trotz dieser nicht unerheblichen 
Defizite bleibt das flott geschriebene 
Buch lesenswert, gibt es doch einen 
erschreckenden Eindruck von der na-
hezu unkontrollierten Macht der nur 
wenigen Strippenzieher hinter der 
derzeitigen globalen Gesundheitspo-
litik. Dirk Pelster

Thomas Röper: „Inside Corona. Die 
Pandemie, das Netzwerk & die Hin-

termänner. Die 
wahren Ziele hinter 
Covid-19“,  
J. K. Fischer Verlag, 
Gelnhausen, 3. Aufla-
ge 2022, gebunden,  
344 Seiten, 21,99 Eu-
ro
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I m Zeitalter der sozialen Medien, 
der E-Mails und MMS-Nachrichten 
scheint die gute alte Postkarte nur 
noch etwas für Traditionalisten zu 

sein. Oder für Sammler wie den Erlanger 
Günther Klebes. Der 73-jährige Franke 
liebt alte Postkarten, genauer, solche mit 
bahnhistorischen Motiven aus dem 
deutschsprachigen Raum. Seine jüngste 
Errungenschaft ist eine Ansichtskarte 
mit einem Blick auf den Fisch- und Kohl-
markt von Königsberg, selbstverständ-
lich mit einer Straßenbahn.

Vorgänger der elektrischen Straßen-
bahn in Königsberg war eine Pferdebahn, 
deren erste Linie 1881 eröffnet wurde. 
Die Pferdebahn entwickelte sich schnell, 
ihr Netz wurde bald erweitert. Dieses 
wurde von mehreren Aktiengesellschaf-
ten erbaut und betrieben. 1895 gab es in 
Königsberg bereits fünf Pferdebahn-Li-
nien. 1901 wurde die Pferdebahn einge-
stellt, mit Ausnahme einiger Linien auf 
den Hufen. Die Strecken wurden von der 
Stadtverwaltung aufgekauft.

Das letzte Mal fuhren Pferdebahnen 
am 30. Oktober 1901 über die Straßen 
Königsbergs. Die Pferdebahn hatte eine 
Spurweite von 1435 Millimetern, im Ver-
lauf der Elektrifizierung wurde sie auf 
1000 Millimeter umgestellt. 

Die Wunschkarte gab’s sogar zum 
Schnäppchenpreis 
„Ich bin bei einer luxemburgischen In-
ternet-Auktion auf die Karte gestoßen 
und habe mir gesagt: ,Die alte Ansicht 
mit einem Pferdebahnwagen, die muss 
ich haben‘“, teilte der Schulbusfahrer, 
der in Erlangen zu Hause ist, mit. Die An-
sicht der alten Bahn war für ihn maßge-
bend für den Kauf. Postkarten, welche 
die unterschiedlichsten Bahnen in Ost-
deutschland zeigen, sind noch nicht so 
zahlreich in seiner Sammlung vertreten. 

Gedruckt wurde die Karte in Dres-
den, und Anfang Oktober 1900 wurde sie 
in die Nähe von Köln versandt. Die ers-
ten Kilometer vollzog die Ansichtskarte 
in einem Bahnpostabteil der preußischen 

Post von Eydtkuhnen nach Dirschau, wie 
der Stempel zeigt.

„Erstaunlich fand ich auch, dass der 
Anbieter eine Adresse in Dänemark hat-
te“, erklärt Klebes. Weil er der einzige 
Bieter war, konnte er die Wunschkarte 
auch noch zum Schnäppchenpreis von 
gerade einmal 2,50 Euro erwerben. „Das 
ist eigentlich viel zu billig“, kommentiert 
der Käufer. 

Normalerweise wäre er bereit gewe-
sen, dafür bis zu acht Euro auszugeben, 
denn es war eine sehr selten angebotene 
Karte. Diesen Preis zahlte er insgesamt 
aber dann auch, da noch das Porto für 
einen eingeschriebenen Auslandsbrief 
dazukam. Es gebe aber auch Philokartis-
ten, die bereit wären, einen zweistelligen 
Betrag für eine Ansichtskarte hinzublät-
tern. 

Wie das gute Stück vom Rhein nach 
Dänemark gekommen ist, darüber kann 
der Sammler nur spekulieren. „Ob da-
hinter eine Auswanderung steht, oder 
einfach ein Bündel alter Postkarten nach 
einer Haushaltsauflösung an einen 
Händler veräußert wurde, der die Karten 
über das Internet weiter vermarktet, 
weiß ich nicht“, sagt Klebes. Er hat auch 
schon Karten aus Australien, Israel oder 
Kanada erworben. 

Es gibt sogar eigene Ausstellungen 
für die Karten
Seine leidenschaftliche Sammelwut in 
Sachen Bahn-Postkarten ist übrigens 
kein Einzelfall: „Es gibt sogar eigene Aus-
stellungen für Bahn-Sammler“, sagt Kle-
bes, und durchforscht schon wieder das 
Internet nach Exponaten wie der gerade 

erst entdeckten Ansichtskarte aus Kö-
nigsberg.

Klebes sammelt nach eigenem Be-
kunden begeistert „alles, was mit der 
Bahn zu tun hat – außer echte Lokomoti-
ven“. Bei ihm zu Hause stehen Modelle 
und historische Uniformmützen, die so-
genannten „Rotkäppchen“, neben zahl-
losen selbst geschossenen Fotos und Al-
ben voll einschlägiger Telefonkarten und 
Briefmarken. 

Daneben arbeitete der dreifache Va-
ter ehrenamtlich bei der Bahnhofsmis-
sion, als Hobby nennt er „Bahn fahren“. 
Auf seiner Hochzeitsreise ist er vor  
38 Jahren mit dem Glacier-Express von 
St. Moritz nach Zermatt gefahren. Sehr 
oft ist er mit der Bahn unterwegs – frei 
nach dem Motto „Der Weg ist das Ziel!“ 
 EB

Blick auf den Fisch- und Kohlmarkt von Königsberg: Die ersteigerte Ansichtskarte Foto: Klebes

SAMMLERLEIDENSCHAFT

In über 120 Jahren durch halb Europa
Bahnliebhaber und Sammler ersteigerte Ansichtskarte von Königsberg – Anbieter stammte aus Dänemark
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Lothar Hyss beendete am 19. März seinen 
irdischen Weg. Alle, die ihn kannten und 
ihn begleiteten, hat diese Nachricht zu-
tiefst getroffen und erschüttert.

Hyss, 1960 im oberschlesischen Fried-
richsfelde geboren, blieb mit seinen Eltern 
zunächst in der schlesischen Heimat, be-
vor der Familie die Ausreise nach Deutsch-
land genehmigt wurde. Hyss’ Vater gehörte 
zur Gruppe deutscher Spezialisten, die die 
Polen zum Aufbau Schlesiens in ihrem Sin-
ne benötigten. Die späte Übersiedlung war 
der Grund, dass Hyss Polnisch als zweite 
Muttersprache in Wort und Schrift be-
herrschte. Das deutsche Abitur machte er 
nach und studierte in Bonn Kunstgeschich-
te. Sein Promotionsthema lautete: „Johann 
Wolfgang von Goethe und das Residenz-
schloß zu Weimar“. Nach Beendigung sei-
nes Studiums folgte ein museales Prakti-
kum im Haus Schlesien in Königswinter, 
das in eine feste zehnjährige Anstellung in 
dieser renommierten Einrichtung über-
ging.

Am 1. April 1998 übernahm Hyss von 
Hans-Jürgen Schuch die Leitung des West-
preußischen Landesmuseums in Münster-

Wolbeck. Diese neue Aufgabe und zugleich 
Herausforderung waren für ihn eine Beru-
fung.

Im Laufe der Jahre erwies sich, dass die 
Räumlichkeiten im Wolbecker Drostenhof 
als Museumssitz nicht hinreichten. Letzt-
lich genügte der Drostenhof nicht dem 
ICOM-Standard. Hyss kamen seine guten 
Kontakte zur Unternehmerfamilie Horst-
mann in Warendorf zugute. Sie hatte das 
Westpreußische Landesmuseum bereits in 
Wolbeck unentgeltlich mit Räumlichkeiten 
unterstützt. Familie Horstmann konzipier-
te zusammen mit Hyss das Franziskaner-
kloster in Warendorf zu einer gelungenen 
musealen Einrichtung Westpreußens. Nach 
dem Abschluss der Baumaßnahmen folgte 
am 5. Dezember 2014 die Wiedereröffnung 
des Westpreußischen Landesmuseums in 
den früheren Klosterräumlichkeiten.

Schuch hatte unmittelbar nach der 
Wende eine erste Kooperation mit dem 
polnischen Bezirksmuseum Thorn begon-
nen. Diese Verbindung zu polnischen Mu-
seen an der unteren Weichsel wurde in der 
Folge zu Hyss Leidenschaft. Die Beherr-
schung der polnischen Sprache machten es 

ihm leicht, mit polnischen Museumslei-
tern in Kontakt zu kommen und über Ko-
operationsverträge die Verbindung zu pol-
nischen Museen systematisch auszubauen. 
Zu den wichtigsten Kooperationspartnern 
des Westpreußischen Landesmuseums ge-
hörten: das Nationalmuseum in Danzig, 
das Historische Museum der Stadt Danzig, 
das Schloßmuseum in Marienburg, das Di-
özesanmuseum in Pelplin, das Museum in 
Graudenz, und das Museum in Preußisch 
Stargard. 

Gemeinsam mit Lüneburg
Ein besonderes Anliegen von Hyss war seit 
1999 die Errichtung und der Betrieb einer 
Außenstelle in Krockow – unweit von Dan-
zig. Diese Einrichtung war bestimmt zur 
Erforschung und Darstellung der regiona-
len Geschichte und Kultur von Polen, 
Deutschen und Kaschuben. Dies gelang 
über eine enge Zusammenarbeit mit der 
Stiftung Europäische Begegnung/Kaschu-
bisches Kulturzentrum in Krockow, dem 
Regionalmuseum Krockow und der Ge-
meinde Krokowa. Besonders in Krockow 
hat sich Hyss große Verdienste erworben. 

Die Ausstellung „Quis ut Deus“ und 
deren Vorbereitung verdienen eine be-
sondere Erwähnung. Sie wurde 2000 und 
2001 im Ostpreußischen Landesmuseum 
in Lüneburg und im Westpreußischen 
Landesmuseum gezeigt. Zur Vorbereitung 
war ein gemeinsamer Besuch bei Pater 
Roman Ciecholewski, dem Direktor des 
Pelpliner Diözesanmuseums, notwendig. 
Es sollten erstmals im westlichen Ausland 
etwa 70 Prozent der sakralen, unschätz-
bar wertvollen, aus der Zeit des Deut-
schen Ordens stammenden regionalen 
Kunstwerke des Diözesanmuseums ge-
zeigt werden. Empfangen wurden die 
Gäste im Kanonikerhaus Ciecholewkis, 
das Preußenkönig Friedrich Wilhelm III. 
hatte errichten lassen. Eine Episode des 
Besuchs bleibt dabei unvergesslich: Pater 
Ciecholewski umarmte Hyss und sprach 
von seinem jungen deutschen Freund; zu-
gleich erwähnte er die von ihm geschätzte 
deutsche Sprache, die er immer dann 
nutzte, wenn es darum ging, komplizierte 
Sachverhalte zu formulieren.

Die Sammlungsbestände des Museums 
erweiterte Hyss mit Hilfe privater Zustif-

tungen, aber vor allem mit großzügig be-
messenen Projektmitteln des Bundes. Das 
Museum wurde mit interessanten Sonder-
ausstellungen sowie Vortragsveranstaltun-
gen zum „großen“ Thema Westpreußen 
vom Publikum angenommen. 

Festzuhalten ist, dass Hyss und sein Mu-
seumsteam den ihnen gestellten Auftrag, 
das kulturelle Erbe der historischen Provinz 
Westpreußen am Unterlauf der Weichsel 
der breiten Öffentlichkeit in der Bundesre-
publik Deutschland und in Europa sowohl 
im Wolbecker Drostenhof als auch im frü-
heren Franziskanerkloster in Warendorf zu 
vermitteln, mit großer Leidenschaft und 
Engagement erfüllt haben. Nachhaltige Un-
terstützung erhielt das Museumsteam von 
der seit 2005 am Museum tätigen Kultur-
referentin Magdalena Oxfort. 

Für seine außerordentlichen Leistun-
gen im und für das Museum, aber auch für 
seinen Einsatz zum Erhalt der Kultur 
Westpreußen haben die zahlreichen 
Freunde Lothar Hyss‘ zu danken. Ein eh-
rendes Gedenken ist dem Menschen und 
Freund Lothar Hyss gewiss!

 Jürgen Martens

NACHRUF

Trauer um Lothar Hyss 
Der Direktor des Westpreußischen Landesmuseums von 1998 bis 2021 verstarb unerwartet am 19. März 2022

HEIMATSTUBEN DIGITAL

Erinnerung 
bewahren

Das Land Nordrhein-Westfalen hat es 
möglich gemacht: 20 Heimatsamm-
lungen aus NRW sind digitalisiert 
worden – weitere folgen. Die kleinen 
Museen bleiben so der Nachwelt er-
halten und bilden neue Ansatzpunkte 
für Bildungsangebote. 

Viele kleine Heimatmuseen über-
all  in Nordrhein-Westfalen erzählen 
spannende und individuelle Ge-
schichten von Flucht, Vertreibung, 
Aussiedlung und dem Ankommen in 
einer neuen Region. Im Rahmen des 
bundesweiten Leuchtturmprojektes 
„Historische ostdeutsche Heimat-
sammlungen in NRW“ sind nun 20 
solcher Heimatstuben mit Hilfe einer 
Panoramakamera aufwändig digitali-
siert worden. Das vom Land mit bis-
lang 280.000 Euro geförderte Projekt 
erhält die Museen für die Nachwelt. 
So können Online-Führungen in Bil-
dungsangebote für Kinder und Er-
wachsene integriert und spannende 
Aspekte zur Kultur und Geschichte 
der Deutschen im östlichen Europa 
vermittelt werden. 

Umgesetzt hat die Digitalisierung 
die Kulturstiftung der deutschen Ver-
triebenen. In einem nächsten Schritt 
sollen Bildungsangebote für Jugend-
liche in Schulen und der politischen 
Bildung entwickelt werden. Ziel ist es, 
europaweites Flucht- und Vertrei-
bungsgeschehen im Zuge des Zweiten 
Weltkrieges bewusst zu machen, das 
Ankommen und die gesellschaftliche 
Integration zu thematisieren und so 
die Brücke zum Heute zu schlagen.  

Die liebevoll gepflegten Heimat-
stuben wurden in den Nachkriegs-
jahrzehnten aufgebaut und sind be-
sondere Stätten der Erinnerungskul-
tur. Zu sehen sind etwa Küchenuten-
silien, Kleidungsstücke oder Spiel-
zeug. Interviews mit Gestaltern der 
Ausstellungen bereichern das Ange-
bot.  EB

b Interaktive Museen mit 360-Grad-
Aufnahmen können unter www.ost-
deutche-heimatsammlungen.de ange-
sehen werden



Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

L asst die nur reden, dachten wir. Seit 
Wochen träufelt uns Moskau in die 
Ohren, den USA gehe es in Wahr-
heit darum, die russische Regierung 

zu stürzen, um dem größten Land der Welt 
eine Washington genehme Führung überzu-
stülpen. Was für eine durchschaubare Propa-
ganda-Pirouette. Das waren sich alle einig. 

Dann kam Joe. Wäre der alte Mann doch 
bloß bei dem Manuskript geblieben, das ihm 
seine fleißigen Helfer in den Ranzen gepackt 
hatten für die Reise nach Polen. Aber nein! 
US-Präsident Joseph Biden musste unbe-
dingt noch seinen eigenen Senf draufgeben 
und machte dem Kreml eine Steilvorlage, von 
der die Moskauer nicht einmal zu träumen 
wagten. „Um Gottes Willen, dieser Mann 
kann nicht an der Macht bleiben!“ Operati-
onsziel „Regime Change“? Also doch? Der in 
Windeseile weltberühmt gewordene Aufruf 
gegen Russlands Machthaber Wladimir Putin 
hat die Granden im Weißen Haus aus den 
Schuhen gefegt. Alle Versuche, Bidens Fehl-
tritt wieder einzufangen, endeten kläglich.

In dem Getöse ging ein weiteres Präsent 
an Putins Propaganda-Maschine fast unter, 
welches der US-Präsident nur wenige Stun-
den zuvor ausgepackt hatte. Während eines 
Besuchs bei in Polen stationierten amerikani-
schen Soldaten hatte Biden die Tapferkeit der 
ukrainischen Armee ebenso wie die der Be-
völkerung gerühmt und an die eigene Truppe 
gerichtet versprochen: „Ihr werdet es sehen, 
wenn ihr dort seid.“ Wenn ihr wo seid? US-
Truppen also demnächst in der Ukraine? Ist 
es noch weit bis zum Dritten Weltkrieg?

Wie sich die Dinge drehen können: Als Bi-
dens Gegner im Wahlkampf darauf herumrit-
ten, dass der alte Mann geistig vielleicht nicht 
mehr ganz bei sich sei, wurde das empört als 
rechte Hetze des Trump-Lagers abgeschmet-
tert. Heute werden genau die gleichen Leute, 
die damals so empört waren, nicht müde, auf 
die Trotteligkeit des US-Präsidenten hinzu-
weisen. Mit gutem Grund, denn die Alterna-
tive wäre allzu gruselig. Sie liefe nämlich dar-
auf hinaus, dass Biden nur aus Versehen die 
Pläne der US-Regierung ausgeplappert hätte. 
Wenn das wahr wäre, hieße es, dass der ganz 
große Knall bereits an der nächsten Ecke lau-
ert. Da einigen wir uns doch lieber auf die 
Diagnose Demenz.

Womit wir zum Glück richtig liegen dürf-
ten. Unglück gibt es zurzeit ja auch wirklich 

genug zu sehen. Aus der jeden Tag schlimmer 
zerbombten Ukraine und auf unseren großen 
Bahnhöfen, wo die Vertriebenen und Flücht-
linge aus dem gemarterten Land eintreffen. 
Während der deutsche Staat ziemlich alt aus-
sieht bei der Bewältigung des Flüchtlings-
stroms, beeindrucken Heerscharen einfacher 
deutscher Bürger mit ihrem bewundernswer-
ten Einsatz für die leidgeprüften Ukrainerin-
nen, die mit ihren Kindern und Enkeln Zu-
flucht bei uns suchen.

Die Bewunderung ist allerdings nicht un-
geteilt. Besonders wachsame Beaufsichtiger 
des deutschen Volkes haben den Rassismus 
entdeckt, der hinter dem Engagement lauert. 
Wie bitte? Die Deutschen nehmen Hundert-
tausende ausländische Flüchtlinge herzlich 
auf – und das ist dann Rassismus? Oh ja! Ers-
tens ist schließlich alles, was weiße Deutsche 
so treiben, bei politisch korrekt eingefärbtem 
Hinsehen irgendwie „-istisch“, und zweitens 
beleidigt die Behandlung der Ukrainer die Sy-
rer, Afrikaner und anderen Orientalen, die ab 
2015 zu uns gekommen sind. Denen seien die 
Deutschen in ihrer Masse nämlich nicht ganz 
so freundlich begegnet. Abgesehen von der 
absoluten Anfangszeit, aber danach habe sich 
die Haltung der Teutonen doch merklich ver-
dunkelt, kritisieren die Rassismus-Aufdecker. 

Rassistische Fragen
Kritische Rückfragen haben zu unterbleiben, 
wie etwa diese hier: Könnte die abflauende 
Freundlichkeit mit der Art zusammenhän-
gen, in der zahllose der damaligen Asylsucher 
Silvester gefeiert haben, in Köln und anders-
wo? Dass laut Polizei Afghanen 2019 zwanzig-
mal so häufig an Gruppenvergewaltigungen 
beteiligt waren, wie es ihrem (damaligen) An-
teil an der Gesamtbevölkerung entsprach? 
Dass wir seit ein paar Jahren unsere Weih-
nachtsmärkte mit Betonklötzen vermauern 
müssen, was bislang noch nie nötig war in der 
Jahrhunderte alten Geschichte dieser Märk-
te? Damit dort, wie es mal jemand recht poe-
tisch formuliert hat, „Schutzgebende vor 
Schutzsuchenden Schutz finden“?

Also, jetzt reicht’s aber! Allein schon sol-
che Fragen zu stellen, ist offenkundiger Rassis-
mus. Deshalb tut es auch keiner mehr. Nur im 
Kopf, im Kopf spuken sie herum, die rassisti-
schen Fragen. Und das macht bei dem einen 
oder anderen schließlich den Unterschied, den 
er zwischen damals und heute erkennt.

Das gilt selbstverständlich nicht für Nan-
cy Faeser. Die Bundesinnenministerin sperrt 

sich gegen jede übertriebene Kontrolliererei 
der Leute, die aus der (oder nur über die) 
Ukraine einreisen. Der BND warnt zwar, dass 
Schlepperbanden bei Afrikanern und Arabern 
bereits für die Einschleusung nach Deutsch-
land über die Ukraine für den Preis von rund 
5500 Euro pro Nase werben. Und der Spre-
cher der Bundespolizeigewerkschaft, Heiko 
Teggatz, wirft der Ministerin vor, aus 2015 
nichts gelernt zu haben. 

Aber was interessiert das Frau Faeser? 
Man dürfe die Menschen nicht so lange war-
ten lassen, wie eine gründlich Kontrolle dau-
ern würde. Und Stichproben? Denen haben 
die Antirassisten längst einen Riegel vorge-
schoben: Wonach sollte denn ausgesucht 
werden, wer kontrolliert wird? Etwa nach der 
Hautfarbe? Sicher – wäre das nicht nahelie-
gend? Also wer einen Teint aufweist, den man 
jenseits schwarzafrikanischer oder orientali-
scher Auslandsvertretungen in der Ukraine 
eher selten findet, bei dem könnte man doch 
mal nachgucken, oder? 

Eben nicht! Das wäre „Racial Profiling“, 
und das ist ja so was von ... alles klar? Deshalb 
ist es auch verboten. Denn wo die Ideologie 
den Blick auf die Wirklichkeit komplett ver-
nebelt hat, da ist das „Naheliegende“ ferner 
als jede noch so absurde Phrase.

Phrasen mögen wir eigentlich nicht. We-
nigstens da sind wir uns mit Karl Lauerbach 
einig, der im Schatten des Krieges einen Klar-
text redet, der ihm bei etwas mehr öffentli-
cher Aufmerksamkeit wohl um die Ohren ge-
flogen wäre. In einer lockeren Talk-Runde hat 
uns der Gesundheitsminister verkündet: 
„Wir kommen jetzt in eine Phase hinein, wo 
der Ausnahmezustand Normalität sein wird. 
Wir werden ab jetzt immer im Ausnahmezu-
stand sein. Der Klimawandel wird zwangsläu-
fig mehr Pandemien bringen.“

Aha, die Erkenntnis, dass die Pandemie 
höchstwahrscheinlich aus einem chinesi-
schen Labor und nicht vom Klima kommt, die 
haben wir schon wieder aus dem Regal ge-
räumt. Das nur am Rande. „Ausnahmezu-
stand“ bedeutet, dass sonst selbstverständli-
che Rechte der Bürger ausgesetzt sind. Wenn 
jedoch immer Ausnahmezustand ist, dann 
sind diese Rechte nicht nur ausgesetzt, son-
dern abgeschafft. „Lupenreine Demokraten“ 
gehen auch so vor: Sie zitieren einen Grund 
nach dem anderen herbei für die Fortschrei-
bung des Ausnahmezustands, um die Rechte 
der Bürger, die sie angeblich tapfer verteidi-
gen, in Wahrheit zertreten zu können.

Die Leute 
begegnen den 
Ukrainerinnen 

freundlicher als 
damals den 
„2015ern“. 

Woran das bloß 
liegen mag?

DER WOCHENRÜCKBLICK

Dann kam Joe
Wie der US-Präsident den Kreml bedient, und warum die Deutschen schon wieder verdächtig sind

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Der bekannte US-Diplomat und Autor der 
„Truman-Doktrin“ zur Eindämmung der 
Sowjet-Expansion nach dem Zweiten Welt-
krieg, George F. Kennan (1904–2005) wagte 
in der „New York Times“ am 5. Februar 1997 
eine Prophezeiung, wie sich die NATO-Ost-
erweiterung auf die Entwicklung Russlands 
und Europas auswirken werde:

„Eine solche Entscheidung kann erwarten 
lassen, dass die nationalistischen, anti-
westlichen und militaristischen Tenden-
zen in der Meinung Russlands entzündet 
werden; dass sie einen schädlichen Ein-
fluss auf die Entwicklung der Demokratie 
in Russland haben, dass sie die Atmosphä-
re des Kalten Krieges in den Beziehungen 
zwischen Osten und Westen wiederher-
stellen und die russische Außenpolitik in 
Richtungen zwingen, die uns entschieden 
missfallen werden.“

Politikwissenschaftlerin Florence Gaub vom 
Institut der Europäischen Union für Sicher-
heitsstudien (EUISS), einer Denkfabrik der 
EU, beschreibt im Gespräch mit der „Welt“ 
(25. März), wie sich die Welt für die Deut-
schen verändert hat:

„Russland bringt eine Form des Krieges 
zurück, von der wir dachten, dass es sie 
nicht mehr gibt. Wir dachten, moderne 
Technologie ist die Antwort auf alles und 
dass im Krieg nicht mehr gestorben wird. 
Dem ist nicht so. Bürger sein heißt eben 
auch, sein Land und seine Werte zu ver-
teidigen.“

Andreas Ross betrachtet Joe Bidens Forde-
rung in Warschau, Wladimir Putin könne 
„nicht an der Macht bleiben“. In der „Frank-
furter Allgemeinen“ (28. März) schreibt er:

„Dass das Weiße Haus den Präsidenten 
mit der Beteuerung korrigieren musste, 
Amerika strebe keinen Regimewechsel in 
Moskau an, ist mehr als peinlich. Biden 
hat Putin ein Propagandageschenk ge-
macht. Jede Bekundung, dem Westen ge-
he es um Demokratie und Völkerrecht, 
wird er mit Bidens ,Geständnis‘ parieren 
... Erweckt Amerika den Anschein, in Wa-
shington werde entschieden, welcher 
Staatschef abgesetzt werde, dann ist das 
toxisch für seinen Führungsanspruch.“

René Pfister blickt im „Spiegel“ (26. März) 
kritisch auf Altkanzlerin Angela Merkels au-
ßenpolitische Hinterlassenschaft:

„Merkel hat erklärt, dass Europa auf eige-
nen Füßen stehen müsse – aber nie etwas 
dafür getan.“

Seit Jahresbeginn bekleidet Sven Leh-
mann (Grüne) das neu geschaffene Amt 
des „Beauftragten der Bundesregierung 
für die Akzeptanz sexueller und ge-
schlechtlicher Vielfalt“. Wer glaubte, sol-
che Dinge gehörten eher ins Private und 
Deutschland sei diesbezüglich sehr tole-
rant, den belehrte der „Aktivist“ Lehmann 
mittels „FAZ“-Interview eines Besseren. 
Zugleich offenbarte er seine recht eigene 
Wahrnehmungswelt. Er sehe „jeden Tag, 
wie feindlich die Gesellschaft gegenüber 
Minderheiten sein kann“. Gemeint sind 
die Minderheiten seines Zuständigkeits-
bereichs. Die „gesellschaftliche Abwer-
tung“ müsse durch „Sichtbarmachen“ 
überwunden werden. Ein „normales Mo-
dell“ für eine Familie existiere nicht. Es 
gebe „eine Fraktion“, die „homosexuellen 
Menschen das Recht auf Existenz“ ab-
spreche. Dass sich diese Fraktion, die AfD, 
eine Sprecherin gewählt hat, die zu den 
Menschen zählt, deren persönliche Le-
bensumstände Lehmann meint verteidi-
gen zu müssen, scheint seiner Logik nicht 
im Wege zu stehen.   E.L.

„Alle schlechten CDU-
Ergebnisse ... werden 
mit allem möglichen 
begründet, nur nicht mit 
dem Wirken der Frau, 
die alle Fäden in der 
Hand hielt, ganz so, als 
wäre sie immer noch 
sakrosankt.“
Peter Grimm wundert sich auf „Achgut.
com“ (28. März) über die Reaktionen auf 
die Wahlniederlage des Merkelianers 
Tobias Hans im Saarland
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